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Abb. 1: Metropolregionen in Deutschland 

 

Quelle: Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (2010) 
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In diesem Beitrag setze ich mich kritisch mit dem landesweit zu beobachtenden Auf-

bau metropolregionaler GovernanceRegimes auseinander und frage nach den Konse-
quenzen der damit einhergehenden Beschleunigungsoffensive.4 Hierzu werde ich zu-
nächst die Frage klären, wozu diese GovernanceRegimes überhaupt nötig sind und von 
den Entscheidungsträgern vorangetrieben werden. Anschließend werde ich behaupten, 
dass die metropolregionalen GovernanceRegimes vielfach nur auf einem vergleichsweise 
niedrigen Gestaltungsniveau operieren können und somit eine „Degenerierung der Re-
gionalpolitik“ (Federwisch 2012: 217 ff.) fördern. Abschließend werde ich zeigen, dass 
eine solche politische Beschleunigungsoffensive auch in der paradoxen Erfahrung des 
„Rasenden Stillstandes“ (Rosa 2005: 422 ff.) münden kann, wonach auch in der metro-
polregionalen Politik nichts bleibt, wie es ist, ohne dass sich am Ende der Entwicklung 
inhaltlich etwas Wesentliches verändert hat. 

2 Zeitkrise des Politischen 
Wenn wir wissen möchten, wozu die metropolregionalen GovernanceRegimes nötig 
sind, dann sollten wir uns zunächst mit der vermeintlichen „Zeitkrise des Politischen“ 
beschäftigen.5 Dabei können wir auf die Gesellschaftsdiagnose des Soziologen Hartmut 
Rosa (Rosa 2005: 403; vgl. auch Korte 2011) zurückgreifen, für den sich die Zeitstrukturen 
der Politik mittlerweile von den Zeitstrukturen anderer sozialer Systeme wie der Wirt-
schaft oder der Interessenverbände entfernt haben. Einer der Hauptgründe für diese 
Entwicklung besteht darin, dass mit zunehmender gesellschaftlicher Komplexität auch 
die Prozesse der politischen Meinungs- und Entscheidungsfindung immer schwieriger 
werden. In der Folge scheint die Politik vergleichsweise langsam zu operieren und sich 
von den Zeitstrukturen der anderen Systeme zu entkoppeln. 

Folgt man Hartmut Rosa, dann suchen die politischen Akteure nun nach Mitteln und 
Wegen, um diese vermeintliche „Zeitkrise des Politischen“ zu überwinden. Sie wollen 
ihre traditionelle Rolle als gestaltende Akteure nicht einfach aufgeben und die Rahmen-
bedingungen der gesellschaftlichen Entwicklung auch weiterhin gestalten und kontrollie-
ren. Diesem Steuerungsanspruch folgend, greifen die politischen Akteure auf drei zentra-
le Strategien zurück, um die Politik mit den beschleunigten sozialen Systemen zu syn-
chronisieren. Dabei gehen sie nach Hartmut Rosa in drei möglichen Schritten vor: ers-
tens mittels der Minimierung der politischen Regulierungsbereiche zur Begünstigung der 
intersystemischen Selbstregulierung („Verschlankung“; Rosa 2005: 409 f.); zweitens mit-
tels eines Eingriffs in die Entwicklungsautonomie der anderen sozialen Systeme zum 
Zwecke der Entschleunigung dieser Systeme („Zwangsentschleunigung“; Rosa 2005: 

                                                 
4 Der vorliegende Beitrag entspricht in weiten Teilen dem Vortragsmanuskript zur 15. Tagung des Jungen 

Forums der ARL „Raumentwicklung 3.0 – Gemeinsam die Zukunft der räumlichen Planung gestalten“ vom 
06.06.-08.06.2012 in Hannover. Eine umfängliche kritische Auseinandersetzung mit dem deutschen Metro-
polisierungsprozess erfolgt in Federwisch (2012). Darin wird dezidiert auf die Hintergründe, die konkreten 
Ausprägungen und die paradoxen Nebeneffekte des deutschen Metropolisierungsprozesses eingegangen. 

5 Aufgrund der weitgehenden Entkopplung der sozialen Aspekte des Lebens von ihren unmittelbaren 
räumlichen Gegebenheiten scheinen die politischen Praktiken der sozialen Ordnungsbildung gegenwärtig 
nicht nur aus der „Zeit“, sondern auch aus dem tradierten Ensemble politischer Handlungs-„räume“ – also: 
aus der administrativen Gliederung des Staates zu fallen (Werlen 2008: 22 ff.). Die damit einhergehende 
„Raumkrise des Politischen“ hat zur Folge, dass die politischen Akteure neue Wege zur Bewältigung der 
scheinbaren „Raumanomalien“ gehen (müssen). So werden ganz im „raumtherapeutischen“ Sinne in vielen 
westlichen Nationalstaaten neuartige sozialräumliche Phänomene geschaffen, die bei der politischen Regu-
lierung und Steuerung der globalisierten Gesellschaften behilflich sein sollen. Dabei können die Metropol-
regionen in Deutschland als ein prominentes Beispiel dieser Bestrebungen angesehen werden, die einen 
Beitrag zur Bewältigung spätmoderner Herausforderungen leisten sollen (vgl. Federwisch 2012). 
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409); oder drittens mittels einer Anpassung an das beschleunigte Innovationstempo in 
anderen sozialen Systemen („Beschleunigung“; Rosa 2005: 410).6 

Übertragen auf den hier verfolgten Zusammenhang möchte ich behaupten, dass der 
Aufbau metropolregionaler GovernanceRegime unter anderem in der Absicht geschieht, 
auf die vermeintliche „Zeitkrise des Politischen“ zu reagieren. Diese Behauptung be-
gründet sich meines Erachtens vor allem damit, dass diese GovernanceRegimes dabei 
helfen können, die politischen Prozesse maßgeblich zu beschleunigen. So werden in der 
Praxis nicht selten bestimmte Handlungsfelder – wie beispielsweise Teile der gemeinsa-
men Struktur- und Wirtschaftsentwicklung – in den vermeintlich schneller und flexibler 
arbeitenden Bereich der metropolregionalen Governance ausgelagert und somit einige 
langwierige Hürden der parlamentarischen Demokratie umgangen.7 Die Politik macht 
sich somit den vergleichsweise wenig regulierten Bereich der metropolregionalen 
Governance zunutze, um erstens dem Beschleunigungsdruck der Wirtschaft zu entspre-
chen und zweitens die Entwicklungspfade der jeweiligen Metropolregionen in tempora-
ler Hinsicht beeinflussen zu können. 

Gemäß dieser Argumentation kann der Aufbau metropolregionaler GovernanceRe-
gimes also als ein Versuch verstanden werden, die Politik an das beschleunigte Innovati-
onstempo der anderen sozialen Systeme anzupassen. Dabei werden zahlreiche politi-
sche Aktivitäten auf die Institutionen des „vorparlamentarischen“ Raumes übertragen, 
um mit den Akteuren aus anderen sozialen Systemen im Gleichklang arbeiten zu kön-
nen. Insofern kann der Aufbau von metropolregionalen GovernanceRegimes auch als 
zeitbezogene „Coping-Strategie“ (vgl. Redepenning 2006; Redepenning 2008) betrach-
tet werden, worüber die politischen Akteure auch ihren Einfluss auf die beschleunigten 
sozialen Systeme zurückgewinnen, bewahren oder gar ausbauen möchten. So ist die an 
Autoritätsgewinnen interessierte Politik bestrebt, die Überlegungen der wirtschaftlichen 
Akteure unmittelbar zu beeinflussen bzw. auf bestimmte Entscheidungen zügig reagieren 
zu können. 

  

                                                 
6 Empirisch lassen sich derartige Bestrebungen zur Resynchronisation in vielerlei Hinsicht belegen, wobei 

die politischen Akteure stets von der Überzeugung geleitet sind, dass für die Steuerung komplexer gesell-
schaftlicher Sachverhalte schlichtweg nicht mehr genügend Zeitressourcen zur Verfügung stehen (Rosa 
2005: 407 ff.). So sind politische Maßnahmen im Sinne der „Zwangsentschleunigung“ vor allem im kontro-
vers diskutierten Bereich der Stammzellen- und Klonforschung sowie auf dem datenschutzrechtlich sensib-
len Gebiet des Informationstransfers beobachtbar, wo politische Verbote oder Beschränkungen die wissen-
schaftlichen und ökonomischen Aktivitäten maßgeblich ausbremsen können. Darüber hinaus gibt es auch 
zahlreiche empirische Belege für die politische Strategie der „Verschlankung“, so etwa die Initiative der Baye-
rischen Staatsregierung zur Streichung politischer und angeblich wirtschaftsfeindlicher Regulierungen. Die 
Politik zur Erhöhung des Innovationstempos zeichnet sich wiederum durch diverse Beschleunigungsinitiati-
ven aus, wie sie beispielsweise vom Schweizer Parlament im Jahre 2000 zur Beseitigung schleppender ple-
biszitärer Entscheidungsverfahren durchgeführt worden sind (Rosa 2005: 403, 409). 

7 Dies zeigt sich beispielsweise an der Metropolregion Rhein-Neckar, in der wesentliche Bereiche der re-
gionalen Struktur- und Wirtschaftsentwicklung in das metropolregionale GovernanceRegime ausgelagert 
worden sind. Hierüber versprechen sich die öffentlichen und privaten Akteure eine schnellere und flexiblere 
– und insgesamt unkompliziertere Zusammenarbeit. In der politikwissenschaftlichen Forschung wird davor 
gewarnt, dass sich derartige GovernanceRegimes von der parlamentarischen Demokratie emanzipieren 
können. Die Parlamente werden zu einem denkbar frühen Zeitpunkt – nämlich im Prozess der Strategie- und 
Maßnahmenentwicklung – übergangen, da die Entscheidungen in den (auf Personalunion basierenden) 
Gremien der Metropolregionen erarbeitet und schließlich getroffen werden. Somit besteht (auch für die 
Metropolregion Rhein-Neckar) die realistische Gefahr, dass sich derartige Konglomerate zu Clubs formieren 
und korruptive Aktionen fördern. 
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3 Degenerierung der Regionalpolitik 
In Anbetracht dieser soziologisch inspirierten Interpretation ist eine erste Antwort auf die 
Frage gegeben worden, wozu eine metropolregionale Steuerungsebene überhaupt nötig 
ist und gerade von den politischen Akteuren vorangetrieben wird. Kurz gesagt lässt es 
sich auf das implizite Versprechen zurückführen, dass mit den metropolregionalen Steu-
erungsmodalitäten die „Zeitkrise des Politischen“ überwunden und die Gestaltungs-
macht der politischen Akteure gestärkt werden kann. Bedauerlicherweise kommt ein 
solcher Beschleunigungsversuch jedoch nicht ohne unbeabsichtigte Handlungsfolgen 
oder gar negative Folgekosten aus. So ist er meines Erachtens leider nur auf einem relativ 
niedrigen Gestaltungsniveau möglich und untergräbt die Politik als gesellschaftsgestal-
tendes Projekt. 

Konkret: Zu den zentralen Kennzeichen eines niedrigen Gestaltungsniveaus und der 
damit verbundenen Untergrabung des Politischen kann die vielerorts zu beobachtende 
Konzentration auf metropolregionale Marketingmaßnahmen gezählt werden. Dabei tritt 
die anspruchsvolle Gestaltung komplexer gesellschaftlicher Zusammenhänge hinter die 
marketingstrategische Generierung eines positiven Images zurück. Das sich hieraus er-
gebende Problem liegt in der Verkehrung des langwierigen politischen Wettbewerbs um 
Argumente in einen schnelllebigen Kampf um Aufmerksamkeit. Dabei droht die metro-
polregionale Politik auf ein bloßes Forum für Marketingaufgaben reduziert zu werden, 
das Fragen der Entwicklung in erster Linie mithilfe von Marketingstrategien beantwortet. 8 

Dass eine solche „Degenerierung der Regionalpolitik“ – also das „Eindampfen“ von 
(Regional-)Politik auf (Regions-)Marketing – tatsächlich ein Problem darstellt, zeigt sich 
beispielsweise an der Metropolregion Mitteldeutschland (Federwisch 2012: 139 ff.). 
Nachdem die verantwortlichen Akteure in den Jahren 1997 bis 2007 einige politisch inte-
ressante Entwicklungsmöglichkeiten (wie die Verschränkung mit der Wirtschaftsinitiative 
für Mitteldeutschland) ungenutzt gelassen und die Metropolregion (wie zuletzt im Na-
mensfindungsprozess) mehrfach an den Rand des Scheiterns gebracht haben, rücken sie 
die Metropolregion nun in Richtung einer Marketingplattform mit den dazugehörigen 
Maßnahmen in den Bereichen des Lobbying und der Werbung. Schlimmer noch: Das 
mitteldeutsche GovernanceRegime kaschiert die mangelhafte Substanz seiner Aktivitäten 
damit, dass es niedrigschwellige Marketingprojekte wie einen Wissenschaftsatlas, eine 
Imagebroschüre zur Familienfreundlichkeit, einen Online-Kulturkalender oder einen 
gemeinsamen Ausstellungsstand auf der Messe „Exporeal“ als große Erfolge bewertet. 
Letztlich wird sogar so weit gegangen, dass genuin kommunale Maßnahmen wie ein Fa-
milienbüro im Leipziger Rathaus, eine Spielplatzinitiative der Stadt Dessau-Roßlau, ein 
Qualitätssiegel für kinderfreundliche Gastronomie in Halle oder ein Wohnprojekt in Jena 
als herausragende (familienfreundliche) Maßnahmen der Metropolregion ausgewiesen 
werden. 

  

                                                 
8 Petrin und Knieling (2009: 302) weisen in einem der wenigen kritischen Beiträge zu den Metropolregio-

nen in Deutschland darauf hin, dass das metropolitane „upgrading“ – also die marketingstrategische Anpas-
sung an die Raumsemantiken der Metropole – in einer wenig Erfolg versprechenden Überanpassung an die 
„Ökonomie der Aufmerksamkeit“ (Franck 1999), die „Ökonomie der Zeichen“ (vgl. Helbrecht 2004) oder die 
„Ökonomie der Faszination“ (Schmid 2009) resultieren kann. Dabei können die zunehmende „Eventisie-
rung“ der Stadt (vgl. Bittner 2002), die „Festivalisierung der Stadtpolitik“ (Häußermann 1993), das Abzielen 
auf möglichst gute Positionen im Standortranking oder die Produktion von vermarktbaren Medienbildern 
(vgl. Meyer zu Schwabedissen/Miggelbrink 2005) als Indizien für eine eng geführte Regionalpolitik bewertet 
werden. 
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Mit diesen Bemerkungen möchte ich festhalten, dass mit der politischen Beschleuni-
gungsoffensive die Gefahr einer marketingzentrierten metropolregionalen Politik gestie-
gen ist. Im Folgenden möchte ich meine Argumentation dahingehend zuspitzen, dass 
mit der politischen Beschleunigungsoffensive auch die Gefahr eines „Rasenden Stillstan-
des“ (Rosa 2005: 422) gestiegen ist. Dieser ist von der Erfahrung der Vor-Ort-Akteure 
geprägt, dass trotz der Steigerung der politischen Aktivitäten keine anspruchsvolle Ent-
wicklung erkennbar ist. Oder besser: Dass in der metropolregionalen Politik nichts 
bleibt, wie es ist, ohne dass sich jedoch inhaltlich etwas Wesentliches verändert hat. 

4 Metropolregionen im „Rasenden Stillstand“ 
Zum besseren Verständnis sollten wir uns zunächst klar machen, dass ein „Rasender Still-
stand“ (Rosa 2005: 422 ff.; Rosa 2009: 110; vgl. auch Virilio 1992) das Ergebnis der Gleich-
zeitigkeit von politischer Beschleunigung und struktureller Erstarrung ist (vgl. Abb. 2). 
Dabei wird im Kontext der Metropolregionen der Aspekt der politischen Beschleuni-
gung häufig in den Vordergrund gestellt und die Geschichte der deutschen Metropolre-
gionen als eine (erfolgreiche) Beschleunigungsgeschichte erzählt. Dies scheint auf den 
ersten Blick auch einige Relevanz zu besitzen: Irgendwie regen sich die Metropolregio-
nen im etablierten Geflecht des vertikalen Staatsaufbaus, irgendwie bewegen sich die 
sozialen Beziehungen in den bestehenden regionalen Netzwerken, irgendwie verändern 
sich die tradierten Handlungsorientierungen der Akteure, und irgendwie dynamisieren 
sich die herkömmlichen Praxisformen zugunsten neuartiger Modalitäten. 

Abb. 2: Konsequenzen sozialer Beschleunigung und struktureller Erstarrung 

 

Quelle: Eigene Darstellung (in Anlehnung an Rosa 2005) 

Auf der anderen Seite scheint in der Diskussion um die Metropolregionen in Deutsch-
land der Aspekt der strukturellen Erstarrung tendenziell in den Hintergrund zu geraten. 
Dies ist insofern problematisch, als sich die politische Ordnung nur soweit verändern 
kann, wie es die etablierten Geographien der Macht – also die Strukturen des vertikalen 
Staatsaufbaus – auch erlauben. So gesehen kann der metropolregionalen Beschleuni-
gungsgeschichte auch eine der strukturellen Erstarrung entgegengestellt werden: Ir-
gendwie erstarren die Metropolregionen in dem etablierten Geflecht des vertikalen 
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Staatsaufbaus, irgendwie verhärten die sozialen Beziehungen in den alten Maschen der 
Macht, irgendwie verharren die regionalen Akteure in den herkömmlichen Entwick-
lungsprogrammen, und irgendwie beharren sie letztlich doch auf den wenig inspirieren-
den Praxisformen der Regionalpolitik (Federwisch 2012: 220 f.). 

Für den hier verfolgten Zusammenhang ist entscheidend, dass sich die Metropolregi-
onen in einen „Rasenden Stillstand“ – also eine Dialektik aus politischer Beschleunigung 
und struktureller Erstarrung – verstricken können. Dieser „Rasende Stillstand“ verweist 
darauf, dass sich im Zuge des allseits beobachtbaren Aktionismus zwar die regionalpoli-
tische Ordnung verändert, zugleich aber auf eine erstaunliche Weise keine politisch ge-
richtete Entwicklung stattfindet. „Rasender Stillstand“ bedeutet somit, dass sich im Zuge 
des Aufbaus metropolregionaler GovernanceRegimes zwar vieles, aber inhaltlich eben 
nichts Wesentliches verändert hat. In Anlehnung an Hartmut Rosa könnte man sagen: 
Die Politik verändert sich, aber sie entwickelt sich nicht; es gibt zwar unzählige Initiati-
ven, Programme und Maßnahmen, aber keine Weiterentwicklung. Die Politik wird zu-
nehmend ziellos und kontingent; als degenerierte Praxis verliert sie ihre Richtung. 

Akzeptiert man diesen soziologischen Befund, dann sollten auch die Konsequenzen 
dieser Entwicklung auf der politischen Makroebene in den Blick genommen werden (vgl. 
Abb. 2). So kommt die Krise der Metropolregionen vor allem darin zum Ausdruck, dass 
deren Entwicklung sich in der „Wiederkehr des Immergleichen“ (Rosa 2005: 437) er-
schöpft. Nicht anders ist die Durchführung einer weiteren Marketingstrategie, einer wei-
teren Werbekampagne oder einer weiteren Lobbyaktion zu interpretieren, welche für 
die metropolregionale Politik kennzeichnend ist. So gesehen scheinen die Vor-Ort-
Akteure zwar recht umtriebig zu sein – sie treffen jedoch keine richtungweisenden Ent-
scheidungen, da es für sie im Rahmen der Metropolregionen allzu häufig nur (degene-
rierte) Entscheidungen hinsichtlich des (Regions-)Marketings zu treffen gibt (vgl. Kapitel 
3). 

Aus dieser quasi richtungslosen Dynamisierung kann sich eine zweite krisenverstär-
kende Konsequenz ergeben, die nunmehr allerdings auf der individuellen Ebene ange-
siedelt ist (vgl. Abb. 2). So kann die individuelle Wahrnehmung eines „Rasenden Still-
standes“ auch zu Frustrationseffekten führen. Diese Effekte zeigen sich beispielsweise an 
der mitteldeutschen Metropolregion, in der sich neben der „Metropolisierungslust“ ein-
zelner Kommunalpolitiker auch ein „Metropolisierungsfrust“ von Akteuren aus der Ver-
waltungsebene eingestellt hat. Dabei bezieht sich deren Frustration häufig auf die Rich-
tungslosigkeit der politischen Steuerung sowie die Perspektivlosigkeit der Projektaktivitä-
ten, die in den Phänomenen des „Netzwerksfrustes“ oder der „FrustregionalGovernance“ 
ihren Ausdruck gefunden hat. 

5 Abschluss 
Mit diesen kritischen Überlegungen zur „Degenerierung der Regionalpolitik“ und zum 
„Rasenden Stillstand“ soll meine hier verfolgte Argumentation zu einem vorläufigen Ende 
gebracht werden. Dabei ging es mir nicht nur darum, den Aufbau metropolregionaler 
GovernanceRegimes in den Zusammenhang mit der „Zeitkrise des Politischen“ zu stellen. 
Vielmehr hatten meine soziologisch inspirierten Ausführungen zum Ziel, auf einige un-
beabsichtigte Handlungsfolgen und negative Folgekosten dieser politischen Beschleuni-
gungsoffensive hinzuweisen. Vor diesem Hintergrund scheinen meines Erachtens weite-
re Überlegungen in der Tradition der sozialwissenschaftlichen Aufklärung nötig, für die 
mein Beitrag nur einen möglichen Ausgangspunkt darstellen kann.  
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Kurzfassung 
Bereits seit langem setzen sich Unternehmen für ihr räumliches Umfeld ein. Während 
der Industrialisierung fand dieses Engagement im Bau von Arbeitersiedlungen einen Hö-
hepunkt. Derzeit ist eine Verschiebung von individuellen und meist betriebswirtschaft-
lich bedingten Maßnahmen hin zu strategisch ausgerichteten Projekten zu beobachten, 
welche die explizite Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit des Umfeldes zum Ziel haben. 
Bedingt wurde diese Entwicklung durch eine Reihe von Faktoren, wie dem demografi-
schen Wandel, der Globalisierung und dem Klimawandel, die private und öffentliche 
Akteure gleichermaßen betreffen und ein gemeinsames Handeln erforderlich machen. 
Das Engagement der Unternehmen kann durch eine Einordnung entlang der Kategorien 
place making und place framing sowie policy making und policy framing systematisiert 
werden. Der direkte und indirekte Einfluss des privaten Sektors auf die Raumentwicklung 
birgt neben einem Entwicklungspotenzial auch Gefahren der Einflussnahme auf öffentli-
che Entscheidungsprozesse. 

Schlüsselwörter 

Unternehmerisches Engagement – corporate responsibility – Stadtentwicklung – place 
making – place framing – policy making – policy framing 
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Between Market and Morals: Entrepreneurial Commitment in Spatial Planning 

Abstract 

Since pre-industrial times businesses have been supporting their spatial environment. 
During the industrialization their efforts culminated in the construction of working class 
quarters. In recent times a shift from traditional individual and mostly business-related 
efforts towards strategically oriented projects can be observed that are explicitly targeted 
at strengthening the competitive position of the local region. This development was 
caused by a number of external factors, such as demographic change, globalization and 
climate change, which equally affect the private and public sector and that necessitate 
collaborative efforts from both sides. The commitment by the private sector can be cate-
gorized along the lines of place making and place framing as well as policy making and 
policy framing. Next to potential for regional development, the direct and indirect influ-
ence of businesses on the local spatial development bears the risk of pressure on public 
decision making processes. 

Keywords 

Corporate responsibility – urban development – place making – place framing – policy 
making – policy framing 

 

1 Einführung 
Es ist seit einiger Zeit zu beobachten, dass die öffentliche Planung zunehmend von un-
ternehmerischen Zusammenschlüssen (z. B. Kammern, Vereinen) und unternehmensna-
hen Initiativen beeinflusst wird. Engagement privatwirtschaftlicher Akteure bei der Ge-
staltung von öffentlichem Raum ist zwar keinesfalls neu, allerdings scheinen sich Unter-
nehmen mittlerweile nicht nur auf den engeren Standort zu beziehen, sondern einen 
wesentlich größeren Wirkungsbereich – bezogen auf den Gegenstand (themenübergrei-
fend) und den räumlichen Zuschnitt (gesamtstädtisch oder stadtregional) – im Fokus zu 
haben. Dies zeigen privatwirtschaftlich beeinflusste Entwicklungsprozesse in Wolfsburg 
(Wolfsburg AG), Köln und Hamburg (Master Plan bzw. Entwicklungskonzept federfüh-
rend erstellt von der IHK) sowie in der Metropolregion Rhein-Neckar (Metropolregion 
Rhein-Neckar GmbH) (vgl. Knieling/Othengrafen/Preising 2012). 

Der vorliegende Beitrag hinterfragt die Rahmenbedingungen dieser Entwicklung kri-
tisch. Übernehmen Unternehmen und andere privatwirtschaftliche Akteure freiwillig 
Verantwortung für die Gesellschaft und den lokalen oder regionalen Standort (Moral) 
oder folgen privatwirtschaftlich beeinflusste Entwicklungsprozesse doch nur betriebs-
wirtschaftlichen Motiven, die die Fähigkeiten und Ressourcen des Unternehmens an den 
betrieblichen „Nutzenpotenzialen“ ausrichten (Markt)? Zur besseren Einordnung des 
aktuellen unternehmerischen Engagements in der Raumentwicklung wird dies zunächst 
von früheren Initiativen der „privaten“ Stadtentwicklung abgegrenzt. Anschließend wer-
den die Hintergründe der gesellschaftlichen Megatrends kurz umrissen, die sowohl Un-
ternehmen als auch Kommunen in ihren Entscheidungen beeinflussen, bevor dann an-
hand der Beispiele Siemens in Erlangen und der Metropolregion Rhein-Neckar eine gro-
be Systematisierung der verschiedenen Einflussstrategien vorgenommen wird. Abschlie-
ßend werden die mit den privaten Initiativen verbundenen Chancen und Risiken für die 
Raumentwicklung aufgezeigt. 
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2 Ursprünge und Begrifflichkeiten 
Die systematische Betrachtung unternehmerischen Engagements für eine räumliche Ein-
heit – meist eine Stadt oder Region – ist erst in den vergangenen Jahren vermehrt in den 
wissenschaftlichen Fokus getreten (vgl. u. a. Albers 2011). Entstanden ist dieses Themen-
feld ursprünglich in den Wirtschaftswissenschaften im Rahmen der Nachhaltigkeitsde-
batte und der dortigen Analysen von corporate social responsibility, d. h. der Einbeziehung 
sozialer und ökologischer Aspekte in das wirtschaftliche Handeln über das ökonomische 
Kerngeschäft hinaus (vgl. z. B. Kuhlen 2005; Jonker/Stark/Tewes 2011). Die betriebswirt-
schaftliche Auseinandersetzung mit unternehmerischem Engagement bleibt allerdings 
zumeist auf die betriebsnahen Felder Mitarbeiter, Kunden und Zulieferer beschränkt 
(vgl. u. a. Austmann 2009). 

Es ist jedoch immer öfter zu beobachten, dass Unternehmen sich ganz bewusst Aktivi-
täten zuwenden, die auch die Stärkung und den Ausbau ihres räumlichen Umfeldes bzw. 
ihres Standortes zum Ziel haben. In Anlehnung an den ursprünglichen Ansatz der Wirt-
schaftswissenschaften werden diese Initiativen auch unter den Begriffen corporate regio-
nal/spatial/urban responsibility subsumiert (vgl. Albers 2011; Knieling/Othengrafen/ 
Preising 2012). Obwohl eine allgemeingültige Definition dieser Termini noch aussteht, ist 
all diesen Konzepten gemein, dass sie sich mit Projekten, Initiativen und Aktivitäten aus-
einandersetzen, die von Unternehmen einzeln oder in Gruppen initiiert und finanziert 
werden und eine räumliche Ausprägung über das direkte betriebliche Umfeld hinaus 
finden. 

Ursprünge unternehmerischen Engagements für die Raumentwicklung finden sich in 
Deutschland bereits in der vorindustriellen Zeit. Unter dem althergebrachten Leitbild 
des ehrbaren Kaufmanns war es üblich, dass sich wohlhabende Unternehmer an einen 
Verhaltenskodex hielten, der das Wohlergehen der Gesellschaft zum Ziel hatte. Aus 
praktischen Gründen waren die resultierenden Aktivitäten häufig auf das direkte räumli-
che Umfeld beschränkt. Klassische Beispiele beinhalten den Kirchen- und Spitalbau oder 
auch die Stiftung von Museen und Universitäten. Die Motivation für das karitative Verhal-
ten lag meist in einer humanistischen Grundeinstellung und war weniger auf die ökono-
mischen Belange des Unternehmens ausgerichtet. Jedoch gab es bereits eine ausgepräg-
te Erwartungshaltung innerhalb des Unternehmerstandes und seitens breiter gesell-
schaftlicher Schichten an die Unternehmer, sich diesem Kodex zu unterwerfen und ent-
sprechend zu agieren (vgl. z. B. Kieß 1991; Hiß 2006; Backhaus-Maul/Biedermann/ 
Nährlich et al. 2010). 

Mit der voranschreitenden Ausbreitung industrieller Produktionsstätten wurde vieler-
orts eine betriebswirtschaftliche Notwendigkeit für unternehmerisches Engagement im 
Raum offenbar: Werke schnell wachsender Großunternehmen, wie z. B. Krupp in Essen, 
Bayer in Leverkusen oder Volkswagen in Wolfsburg, wurden oftmals auf der „grünen 
Wiese“ errichtet und bedingten dadurch die Bereitstellung einer grundlegenden Infra-
struktur durch die Betriebe, die die räumliche Entwicklung der neu erschlossenen Stand-
orte stark prägte. Zu diesen privatwirtschaftlich erbrachten Investitionen gehörten typi-
scherweise die verkehrstechnische Erschließung durch Straße und Schiene, die Errich-
tung von Arbeitersiedlungen sowie eine Grundversorgung in den Bereichen Gesundheit 
(Betriebskrankenhäuser) und Erholung (Sportstätten), Bildung (Arbeiterschulen) und Ver-
sorgungsstrukturen des täglichen Bedarfs (Siedlungsläden). 

Die heutigen Ausprägungen von corporate spatial responsibility unterscheiden sich von 
ihren historischen Vorbildern durch eine starke strategische Ausrichtung, die sich weni-
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ger auf die Grundversorgung vor Ort als auf eine Positionierung des Standorts im interna-
tionalen Wettbewerb bezieht. Die typischen Themenfelder des Engagements orientieren 
sich dementsprechend an den „weichen Standortfaktoren“ und an Faktoren, die zur Ge-
winnung der „kreativen Klasse“ (vgl. Florida 2002) als bedeutsam angesehen werden. Die 
Themen umfassen neben Standortmarketing und der klassischen Wirtschaftsförderung 
auch Aspekte der (Aus)Bildung, der Gesundheit(svorsorge), der Freizeitgestaltung (Kul-
tur/Sport/Soziales), aber auch Infrastruktur und Verkehr sowie Wohnen. 

3 Externe Megatrends und ihre Auswirkungen 
Unternehmen aber auch Städte und Gemeinden sehen sich in zunehmendem Maße 
einer Reihe externer Faktoren ausgesetzt, auf die sie keinen direkten Einfluss nehmen 
können, die jedoch einen beträchtlichen Einfluss auf ihre Zukunftsfähigkeit haben. Ob-
wohl sich die konkreten Ausprägungen zum Teil stark unterscheiden, sind private und 
öffentliche Akteure von recht ähnlichen Entwicklungen betroffen (vgl. Kleine-König/ 
Schmidpeter 2010). Gemeinsame Handlungsstrategien zur Abmilderung der drohenden 
Auswirkungen bergen daher ein großes Potenzial für Win-win-Situationen. Gleichzeitig 
steigt durch die verstärkte Einbindung privater Partner in die kommunalen Aufgaben der 
Raumentwicklung aber die Gefahr einer illegitimen Einflussnahme der partizipierenden 
Unternehmen auf öffentliche Entscheidungsprozesse. 

3.1 Herausforderungen für Unternehmen 

Im Rahmen der voranschreitenden Globalisierung finden sich Unternehmen vermehrt 
im weltweiten Wettbewerb um Produktionsfaktoren und Ressourcen. In den vergange-
nen Jahren ist vor allem der ansteigende Fachkräftemangel in den Fokus der öffentlichen 
Betrachtung geraten. Besonders Firmen hochtechnologischer Branchen (z. B. Maschi-
nen-, Anlagen- und Automobilbau, Chemie, Pharmazie) fällt es anscheinend zunehmend 
schwerer, geeignetes Fachpersonal für ihre Produktions- und Forschungsstätten zu fin-
den. Bedingt durch den demografischen Wandel sehen sich viele Branchen zudem den 
speziellen Anforderungen einer alternden Belegschaft gegenüber. Zahlreiche Betriebe 
greifen daher zu proaktiven Maßnahmen zur Akquise und langfristigen Bindung von 
hochqualifiziertem Personal (Kinderbetreuung, flexible Arbeitszeitmodelle, attraktive 
Aufstiegschancen). Dazu zählt vermehrt auch die Schaffung eines attraktiven Lebensum-
feldes für die aktuellen und zukünftigen Mitarbeiter beispielsweise durch die Bereitstel-
lung von ansprechendem Wohnraum und hochwertigen Freizeit- und Bildungsangebo-
ten. Es lässt sich also festhalten, dass der private Sektor ein intrinsisches Interesse an der 
objektiven Qualität sowohl seiner räumlichen Umgebung als auch des Images hat, das 
der Standort und das städtische Umfeld ausstrahlen (vgl. Kleine-König/Schmidpeter 
2010).  

Weitere Herausforderungen für Unternehmen liegen in den Bereichen Energie und 
Klima. Steigende Energiepreise und ein wachsendes Bewusstsein für klimatische Verän-
derungen erfordern innovative Lösungsansätze vonseiten der Wirtschaft, um dem hohen 
Preisdruck und den ökologischen Ansprüchen der Kunden gerecht zu werden. Die ein-
geleiteten Maßnahmen schlagen sich häufig auch in stark raumprägender Form nieder: 
Beispiele sind unter anderem privater (Bio)Kraftwerkbau, Lärm- und Emissionsschutz, 
Konzepte zur energieautarken Stadt, energetischer Gebäudebau. 

Eine alternde Verkehrsinfrastruktur und die Notwendigkeit einer effizienten Einbin-
dung in das internationale Logistiknetzwerk können ebenfalls Anlässe für raumbezoge-
nen Einfluss von Unternehmen sein. Dies kann zum einen durch den privatwirtschaftlich 
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(teil)finanzierten Bau von Infrastrukturmaßnahmen geschehen (z. B. im Rahmen von 
public-private-partnerships), oder zum anderen durch den Neubau oder die Verlage-
rung von Produktionsstätten in besser erschlossene Regionen. 

3.2 Herausforderungen für Städte und Gemeinden 

Auch Städte und Gemeinden befinden sich im zunehmenden weltweiten Wettbewerb. 
Es gilt, ansässige Unternehmen durch die Befriedigung ihrer Bedürfnisse vor Ort zu halten 
und neue Firmen anzuwerben, die sich am Standort niederlassen. Erfolg versprechen 
sich die Kommunen von Maßnahmen wie der Bereitstellung geeigneter Flächen und der 
entsprechenden Infrastruktur, aber auch von der Einbindung der Betriebe in die lokalen 
Entwicklungsprozesse. Durch ein wachsendes Regionalbewusstsein und eine lokale Ver-
antwortungskultur können Unternehmen längerfristig und nachhaltig an den Standort 
gebunden werden (vgl. Thierstein 2007). 

Im Rahmen einer sich wandelnden Gesellschaftsstruktur sehen sich die Städte mit ei-
ner Vielzahl von unterschiedlichen Herausforderungen konfrontiert. Der demografische 
Wandel und starke Zu- und Abwanderungsbewegungen erfordern eine gezielte Anpas-
sung des urbanen Umfeldes (Aus-, Neu- und Rückbau). Zu den zusätzlichen aktuellen 
Aufgaben der Städte zählen außerdem unter anderem der Kita-Ausbau, der Ausbau des 
Bildungsangebotes (Ganztagsschulen), die Grundversorgung sozial schwacher Bevölke-
rungsschichten, der Ausgleich lokaler Disparitäten sowie die Bereitstellung der allgemei-
nen Daseinsvorsorge. 

Angesichts der prekären Haushaltslage vieler Städte lässt sich die Fülle an Aufgaben 
vielfach nur noch schwer bewältigen. Der Privatsektor gilt in diesem Zusammenhang als 
ein möglicher Partner, der durch sein Engagement Teile der öffentlichen Aufgaben un-
terstützen, komplementieren oder teilweise sogar ganz übernehmen kann (vgl. Kleine-
König/Schmidpeter 2012).  

4 Beispiele 

4.1 Siemens in Erlangen 

Als ein Beispiel für eine eher passive Einflussnahme von Unternehmen auf politische und 
planerische Entscheidungen kann das Verhältnis des Siemens-Konzerns zur Stadtent-
wicklung Erlangens bezeichnet werden. Die Stadt wollte 1947 eine drohende Abwande-
rung des erst kurz zuvor aus Berlin nach Erlangen verlagerten Konzerns verhindern und 
stellte daher ein Gelände für den Bau eines neuen, repräsentativen Verwaltungsgebäu-
des zur Verfügung. Als Gegenleistung sicherte Siemens nicht nur die für die Stadt wichti-
gen Arbeitsplätze, sondern errichtete auch firmeneigene Wohnsiedlungen und unter-
stützte lokale Wohnungsunternehmen, um vor allem der Siemens-Belegschaft Wohn-
raum anbieten zu können (vgl. Förster 1995). Siemens veränderte damit nicht nur das 
städtische Erscheinungsbild, sondern auch die Wirtschafts- und Sozialstruktur Erlangens: 
Die Einwohnerzahl verdreifachte sich innerhalb von drei Jahrzehnten von rund 36.000 
(1939) auf über 100.000 im Jahr 1974 (Feldenkirchen 2004: 144 ff.) und es entstand wirt-
schaftlich eine gewisse Abhängigkeit Erlangens vom Konzern. Diese kam in den 1980er 
und 1990er Jahren in einer Phase der Konflikte zwischen dem Konzern und der damals 
regierenden SPD zum Tragen, was dazu führte, dass Siemens erneut Szenarien entwickel-
te, den Standort Erlangen teilweise oder ganz aufzugeben. Erst mit einem politischen 
Wechsel (1996) gab es wieder eine Annäherung zwischen der Kommunalpolitik und 
Siemens. Seitdem stehen eine „konstruktive Zusammenarbeit und schnelle Entschei-
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dungsfindung von Stadtverwaltung, Unternehmen und Bürgern“ im Vordergrund (Bütt-
ner 2009: 136). Die Stadt scheint letztendlich die „Macht“ des Global players Siemens zu 
akzeptieren und unterstützt die Unternehmensentwicklung, indem das sogenannte Me-
dical Valley1 als top-down verordnetes strategisches Projekt aufgebaut wird, bei dem die 
Siemens-Medizintechnik das Rückgrat ist. Die Abhängigkeitsstruktur der Stadt bezüglich 
Steuereinnahmen und Arbeitsplätzen konnte hierdurch allerdings nicht aufgelöst wer-
den sondern steigt weiter (Greiner 1995). 

4.2 Metropolregion Rhein-Neckar 

Als weitaus proaktiver als im Fall Erlangen kann die Einflussnahme der privaten und orga-
nisierten Wirtschaft in der Region Rhein-Neckar angesehen werden (vgl. auch Preising 
2013). Zwar handelt es sich um eine historisch gewachsene und schon seit langem durch 
einen Verband getragene regionale Kooperation (vgl. Schmitz 2005), doch die Anerken-
nung als Europäische Metropolregion im Jahr 2005 erfolgte vor allem durch das beharrli-
che Bestreben der Initiative Zukunft Rhein-Neckar-Dreieck und den damaligen Vorstand 
der BASF (vgl. Sarcinelli/König/König 2009: 164). Dieses außergewöhnliche Engagement 
eines einzelnen Akteurs bzw. Unternehmens und das Wohlwollen der beteiligten Minis-
terpräsidenten führte dann zur formalen Gründung der organisatorischen Strukturen der 
heutigen Metro-polregion Rhein-Neckar per Staatsvertrag (Schmitz 2005: 363; Mandel 
2008: 134). Die Strukturen bestehen aus dem Verband Region Rhein-Neckar (VRRN) als 
öffentliche Körperschaft, der Metropolregion Rhein-Neckar GmbH zur strategischen 
Umsetzung von regional bedeutsamen Projekten und dem gemeinnützigen Verein Zu-
kunft Metropolregion Rhein-Neckar e. V. (ZMRN e. V.) als Forum des öffentlichen Dia-
logs. Das Organisationsmodell baut auf einer vom (früheren) Raumordnungsverband 
Rhein-Neckar, der Handelskammer Rhein-Neckar und der Handwerkskammer Mann-
heim Rhein-Neckar-Odenwald beauftragten Studie auf (Schmitz 2005: 362). Damit wur-
den bereits die Anfänge der heutigen Metropolitan Governance nicht nur vonseiten der 
öffentlichen Akteure, sondern auch maßgeblich von Vertretern der Handelskammern 
und der BASF geprägt (Mandel 2008: 133; Federwisch 2012: 211). Da nach wie vor hoch-
rangige Wirtschaftsvertreter in den Gremien der Metropolregion sitzen und damit die 
Entscheidungsorgane beeinflussen (können), wird teilweise von der Existenz eines „po-
tenziellen Eliten- bzw. Entscheiderkartells“ gesprochen (Sarcinelli/König/König 2009: 
165 f.). Innerhalb der GmbH ist der Einfluss der öffentlichen Hand allerdings sicherge-
stellt, da die Anteile der GmbH zur Hälfte dem Verband Region Rhein-Neckar gehören 
und gegen dessen Willen keine Beschlüsse gefasst werden können (Sarcinel-
li/König/König 2009: 166; Zimmermann/Heinelt 2012: 98 f.). Durch diese enge Ver-
knüpfung von öffentlicher Hand und Privatwirtschaft kann die Region auch als regionale 
Public-Private-Partnership verstanden werden (Schmitz 2005: 362 f.; Mandel 2008: 131). 
Die Motivation der BASF, sich stark bei der Grundfinanzierung der Metropolregion (der 
GmbH) zu engagieren, liegt laut Vertretern aus der Region darin, dass die Industriestadt 
Ludwigshafen allein nicht das nötige Image bietet, um ausreichend hoch qualifizierte 
Arbeits- und Führungskräfte anzulocken bzw. dauerhaft zu binden. 

                                                 
1 In einer Kooperation der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg, dem Siemens-

Geschäftsbereich Healthcare sowie von über 100 mittelständischen Unternehmen wurde ein Cluster für 
Medizin, Medizintechnik und Pharma aufgebaut. Beinahe jeder vierte Arbeitnehmer ist inzwischen in den 
Bereichen Medizintechnik und Gesundheit angestellt und der Bereich soll zukünftig weiter ausgebaut wer-
den. Die Stadt hat sich das Ziel gesetzt, die „Bundeshauptstadt der medizinischen Forschung, Produktion 
und Dienstleistung“ zu werden. 
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Inhaltlich bedeutet die enge Verknüpfung von Verband und Privatwirtschaft, dass für 
regional bedeutsame Projekte auf Ressourcen der in der GmbH organisierten Unter-
nehmerschaft zurückgegriffen werden kann. Hier ist allerdings durchaus eine Selektivität 
der Themen beobachtbar, da ausschließlich die BASF projektungebundene Mittel zur 
Verfügung stellt und beispielsweise bislang keine privaten Gelder für nicht-
wirtschaftsorientierte Projekte wie beispielsweise den Regionalpark Rhein-Neckar ge-
wonnen werden konnten (Preising 2013: 105). Die Public Private Partnership in der Met-
ropolregion Rhein-Neckar zeigt sich vor allem in vielen kleineren Maßnahmen mit Bezug 
zu alltäglichen Problemen: Zu nennen sind hier Lösungen wie der einheitliche Parkaus-
weis für Handwerker oder die regionsweite Koordination von Aufträgen, die im Rahmen 
des Projektes „Wirtschaft trifft Verwaltung“ über die Grenzen der Bundesländer verwirk-
licht werden konnten. Die Projekte ermöglichen eine länderübergreifende Ausstellung 
von Sonderparkausweisen für Handwerker und eine internetgestützte Vergabe von öf-
fentlichen Aufträgen an regionale Handwerksbetriebe (vgl. VRRN 2012: 20 ff.). Auf der 
strategischen Ebene konnten ein koordiniertes Handeln bezüglich des Arbeitsmarktes 
(gemeinsames Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- und Sozialmonitoring, Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf) und ein gemeinsamer Ansatz für die Bewältigung des demografischen 
Wandels erreicht werden (vgl. VRRN 2012: 28f.). Vorteile der regionalen Public Private 
Partnership – auch zwischen Wissenschaft und Wirtschaft – zeigen sich in den Erfolgen im 
Wettbewerb um die Spitzencluster der Exzellenzinitiative der Bundesregierung, die ne-
ben einer Stärkung von einzelnen Wirtschaftszweigen auch die raumbezogenen Cluster 
„Energie- und Umwelt“ sowie „StoREgio“ (Energiespeichersysteme zur zukunftsfähigen 
regionalen Energieversorgung) umfassen. Diese Initiativen wurden maßgeblich in der 
Rhein-Neckar GmbH entwickelt und unterstützt und sind daher über die organisatori-
schen Verknüpfungen eng mit den metropolregionalen Gremien des Verbands Region 
Rhein-Neckar abgestimmt (vgl. VRRN 2012: 12 ff.). 

5 Gründe für das Engagement / Systematisierung 
Die privatwirtschaftlichen Beeinflussungsstrategien und die damit verbundene Gestal-
tung von Raum sollen anhand der Theorie des place making diskutiert werden. Dabei 
geht es vor allem um die Frage, ob und mit welchen Motiven private Unternehmen An-
sätze des place making oder place framing nutzen und welche Folgen eine mögliche 
Überlappung bzw. Konkurrenz von (öffentlichen und privaten) „Räumen“ und strategi-
schen Konzepten für die Rolle der öffentlichen Raumplanung in diesen Prozessen hat 
(vgl. Abb. 1).  

Raum soll hier nicht nur als geographischer Ort (place), sondern vor allem auch als ein 
räumlich-soziales Konstrukt (space) gesehen werden, das durch die in ihm handelnden 
Akteure erzeugt und definiert wird. Zur einfacheren Lesbarkeit wird im Folgenden der 
Begriff place für beide Raumverständnisse verwendet. Place making kann vor diesem Hin-
tergrund auch als Prozess beschrieben werden, der einen (öffentlichen) Raum mit seinen 
Werten, Attributen und Regeln definiert und die Aufgabe hat, eine dauerhafte und von 
vielen (öffentlichen und privaten) Akteuren akzeptierte kollektive meaning of place zu 
erzeugen (Schürmann 2006: 11 f.). Allerdings handelt es sich bei place making um einen 
Prozess, der nicht nur (physische) Räume definiert, sondern auch die Normen und Re-
geln beeinflusst, unter denen place making stattfindet. Diese Beeinflussung der Aushand-
lungsprozesse bzw. des (Werte-)Rahmens, ohne jedoch auf den Raum direkt einzuwir-
ken, wird als place framing bezeichnet (Pierce/Martin/Murphy 2011: 60). 
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Abb. 1: Unterschiedliche Formen der Raumproduktion: Place making und place framing,  
policy making and policy framing 
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Verbänden zur Raumentwicklung 
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Policy making 

− Aktive Teilnahme an der politischen 
Entscheidungsfindung 

− „Agenda-setting“: direkte Beeinflus-
sung von räumlichem Verhalten, z. B. 
durch arbeitsmarktpolitische und 
fiskalische Instrumente 

− Projekt- und Sachinteresse 
− zielt auf Problemdefinitionen und 

(kollektive) Lösung/Entscheidungs- 
findung 

 

z. B.: Internationalisierungsstrategien / 
Öffentlich-Private-Partnerschaften /  
Lobbyarbeit 

Policy framing 

− Beeinflussung der politischen Agen-
da, ohne direkt an den (politischen) 
Entscheidungen beteiligt zu sein 

− Einfluss auf gesellschaftliche Meinun-
gen zum Thema „Raum“ 

− Schaffen von Rahmenbedingen für 
politische Entscheidungen über die 
aktive Herausbildung von bestimm-
ten Normen, Wertvorstellungen und 
Regeln 

 

z. B.: Medienarbeit/Kampagnen 

Quelle: Knieling/Othengrafen/Preising (2012: 458) 

Eine weitere Möglichkeit der Raumbeeinflussung stellt policy making dar. Dabei han-
delt es sich nicht mehr um konkret raumbezogene Interventionen, sondern um überge-
ordnete kollektive Entscheidungsfindungsprozesse, in denen gesellschaftliche (und da-
mit auch räumliche) Probleme und Herausforderungen gelöst werden sollen (vgl. 
Jann/Wegrich 2009; Schubert/Bandelow 2009). Policy making zielt auf die gemeinsame 
Aufgabenwahrnehmung öffentlicher, privatwirtschaftlicher und zivilgesellschaftlicher 
Akteure zur Verwirklichung vorher festgelegter Zielsetzungen. Eine große Rolle spielen 
hierbei die den einzelnen Akteuren zur Verfügung stehenden Instrumente und Macht-
positionen. Macht wird in diesem Zusammenhang nicht nur als unmittelbare Entschei-
dungskompetenz verstanden, sondern bezieht sich, in Verbindung mit dem Agenda Set-
ting, auch auf die Fragen, wer öffentliche Debatten (an)führt und wer thematische und 
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räumliche Zielsetzungen formuliert. Policy making unterliegt allerdings politischen, insti-
tutionellen, normativen, kognitiven und ideologischen Regeln (vgl. auch Schu-
bert/Bandelow 2009: 4 f.). Diese Normen, Wertvorstellungen und Regeln bilden den 
Rahmen für die Entscheidungsfindung und werden als policy frames bezeichnet 
(Schön/Rein 1994: 23). Durch das Einbringen (unternehmerischer) kognitiver und norma-
tiver Elemente in Entscheidungsprozesse handelt es sich bei policy framing um eine wei-
tere Strategie zur Beeinflussung von Prozessen der Raumaneignung und -produktion 
(z. B. Metropolregion Rhein-Neckar, Stadtentwicklung Erlangen). 

Unternehmen können also auf verschiedene Weise in stadtregionale Entwicklungs-
prozesse eingreifen. Eine Mitverantwortung der Wirtschaft für öffentliche Aufgaben ist 
zwar erkennbar, allerdings scheint der Fokus vermutlich meist doch in erster Linie auf der 
Verwirklichung wirtschaftsbezogener Partikularinteressen zu liegen. Mit Blick auf die Fra-
ge nach Markt oder Moral muss jedoch festgehalten werden, dass die Motive privatwirt-
schaftlicher Akteure noch ausführlich analysiert werden müssen, um empirisch zu klären 
und zu belegen, ob das privatwirtschaftliche raumbezogene Engagement primär unter-
nehmerischen Interessen folgt oder inwieweit tatsächlich eine regionale Verantwortung 
erkennbar ist. Es kann aber festgehalten werden, dass die Agenda von Unternehmen und 
Wirtschaftsverbänden (der policy frame) mit Blick auf Stadt- und Regionalentwicklungs-
prozesse nicht so umfassend ausgerichtet ist wie die der öffentlichen Hand. Das gesell-
schaftliche und raumbezogene Engagement von Unternehmen erfolgt anscheinend vor-
rangig dann, wenn es (1) den Unternehmenszielen nicht entgegensteht und (2) zur Steige-
rung des Betriebsergebnisses und zur Imageförderung bzw. Reputation des Unterneh-
mens beiträgt. 

6 Potenziale und Gefahren 
Die skizzierten Entwicklungen eröffnen sowohl Chancen als auch Risiken für die Stadt- 
und Regionalentwicklung. Aus Sicht komplementärer Interessen von öffentlicher Hand 
und Wirtschaft, wie der Förderung von Stadt und Region als Wirtschaftsstandort oder als 
Lebens- und Wohnort für hochqualifizierte Arbeitskräfte, erscheint eine engere Zusam-
menarbeit naheliegend (vgl. auch Kaib 2011). Die Agenda der öffentlichen Stadt- und 
Regionalentwicklung ist allerdings deutlich weiter gefasst, sodass Politik und Verwaltung 
gewährleisten müssen, dass Entscheidungsprozesse die nötige Transparenz, Fairness und 
Legitimation garantieren und sich alle Interessen und Akteure vertreten sehen. Folglich 
läuft die unmittelbare Mitwirkung der Wirtschaft in der Stadt- und Regionalentwicklung 
(Agenda-Setting durch Unternehmen, bilaterale Verhandlungen zwischen Unternehmen 
und öffentlicher Hand etc.) Gefahr, diesbezügliche Qualitäten infrage zu stellen und 
thematisch zu selektiv zu agieren (vgl. Knieling/Othengrafen/Preising 2012). 

Für die Herausforderungen der Städte und Gemeinden bezüglich des demografischen 
Wandels und der Bereitstellung der sozialen Grundversorgung bedeutet ein stärkeres 
Engagement wirtschaftlicher oder wirtschaftsnaher Akteure aber auch, dass öffentliche 
Haushalte entlastet und soziale Dienstleistungen effizient, zielgerichtet und in größerem 
Maße zur Verfügung gestellt werden können. Die so entstehenden Win-win-win-
Situationen kommen den öffentlichen, privaten und zivilen Sektoren gleichermaßen zu-
gute. Davon unabhängig ergibt sich ein potenzielles Legitimitätsdefizit, wenn der Privat-
sektor in zunehmendem Maße eine direkte Einflussnahme auf ehemals rein öffentliche 
Bereiche gewinnt. Es gilt daher sicherzustellen, dass eine Zunahme des unternehmeri-
schen Engagements nicht zu einer Aushöhlung der demokratischen Entscheidungspro-
zesse führt.  
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Darüber hinaus besteht auch bei Projekten mit privat-öffentlicher Mischfinanzierung 
die Notwendigkeit einer kritischen Betrachtung der Kosten-Nutzen-Verhältnisse. So soll-
ten Maßnahmen, bei denen ein Unternehmen zwar die Investitionskosten trägt, die öf-
fentliche Hand jedoch für die Betriebs- und Folgekosten aufkommt, auch auf ihre Lang-
zeitwirkungen hin betrachtet werden (vgl. auch Thierstein 2007). So kann vermieden 
werden, dass sich der Mehrwert für das Unternehmen zwar positiv darstellt, die Kom-
mune jedoch durch die anhaltenden Ausgaben in der Summe schlechter gestellt ist als 
ohne die Maßnahme. 
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lem für Selbstständige, die vorwiegend von zu Hause aus arbeiten, bieten diese monatli-
chen Treffen eine gute Gelegenheit „to get out“ (Northall 2011), ihre Arbeit mit Gleichge-
sinnten zu diskutieren und sich auf diese Art und Weise von anderen Kreativen inspirie-
ren zu lassen. 

Vergleicht man die unterschiedlichen Hintergründe der Mitglieder, lässt sich feststel-
len, dass CING neben dem digitalen Sektor auch zahlreiche Teilnehmer aus dem „classi-
cal cultural sector“ hat (Northall 2011). Demzufolge nehmen auch „traditional“ Künstler 
und Handwerker an den CING-Treffen teil. Northall erklärt in diesem Zusammenhang, 
dass darin die Einzigartigkeit von CING im Unterschied zu den anderen zwei großen 
Netzwerken in Manchester (Northern Digitals und Social Media Café) liegt, deren Ziel-
gruppe sich auf die digitalen Kreativen beschränkt. Eine weitere Besonderheit an CING 
ist, dass im Unterschied zu den anderen beiden Netzwerken, die Mitglieder von CING 
nicht „digitally bonded” (Northall 2011) sind. Das heißt, obwohl sich CING digital präsen-
tiert (E-Mail, Website, Twitter), ist nach wie vor die „Mouth-to-mouth”-Propaganda für 
den starken Zuwachs an neuen Mitgliedern ausschlaggebend (Northall 2011). Nicht nur 
die Professionen der CING-Mitglieder deuten auf eine große Diversität, auch das Alter 
der Teilnehmer umspannt die gesamte Bandbreite, auch wenn ein „slightly younger vibe” 
(Northall 2011) bei den Veranstaltungen spürbar ist. Es sind deutlich mehr Männer am 
CING-Netzwerk beteiligt als Frauen (vgl. Abb. 1).  

Abb. 1: CINGs Mitgliederverteilung nach Geschlecht 

 

3.2 Vernetzung und Verortung 

Zwar ist die Entstehung des Netzwerkes CING vor allem auf die Initiative der beiden jun-
gen Männer aus Manchester zurückzuführen, dennoch basiert die Gründung von CING 
auf einer real gegebenen Nachfrage: Eine gute Anbindung und eine Bekanntheit inner-
halb der Kreativszene ist notwendig für das Geschäft. Zudem kombinieren Netzwerke 
verschiedenste Ressourcen, die sich gegenseitig befruchten und zu innovativen Projek-
ten führen können. Dies wurde von Northall bestätigt, der vor allem in der Kombination 
aus professionellem Wissen und kreativer Kompetenz einen großen Nutzen für den Kre-
ativsektor sieht. Interviews mit CING-Mitgliedern haben außerdem gezeigt, dass – neben 
dem Socializing-Effekt und dem Austausch von Ideen mit anderen Kreativen – vor allem 
das Kontaktknüpfen und die Aussicht, darauf aufbauend ein gemeinsames Projekt zu 
entwickeln, die Hauptmotive für eine Teilnahme im Netzwerk bilden. „CING is brilliant. 
It’s a great way of doing informal networking in an easy-going environment and meeting 
like-minded people for information sharing and discussing collaborations” 
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(Netzwerkteilnehmer 2011). Die Ergebnisse aus der Fallstudie bestätigen, was innerhalb 
verschiedener Netzwerk-Theorien immer wieder behauptet wird: In einer globalisierten 
Welt sind Netzwerke unumgänglich, wenn es darum geht Wissen zu teilen, Partnerschaf-
ten zu entwickeln und sich innerhalb der Kreativszene zu profilieren (Fleming 2004: 99). 
Die Vernetzung im Kreativsektor zieht neben den oben genannten, oftmals bewusst ge-
wollten Effekten, denen tendenziell ein ökonomisches Interesse zugrunde liegt, auch 
subtilere Konsequenzen nach sich. Einer der Interviewpartner kommentierte die Vorteile 
des Netzwerks folgendermaßen: „create awareness of yourself being in the creative in-
dustry” (Netzwerkteilnehmer 2011). Netzwerke wie CING kreieren also überhaupt erst ein 
Bewusstsein für das Vorhandensein eines Kreativsektors mit gemeinsamen Interessen. 
Fleming verweist außerdem noch auf einen weiteren interessanten Punkt: Netzwerke 
seien essenziell „to improve confidence by reducing isolation” (Fleming 2004: 99). 

Abb. 2: Reichweite des CING-Netzwerks 

 

Ein Großteil der Leute, die mit dem CING-Netzwerk verbunden sind, sind in der Tat 
freelancer, die zumeist alleine für sich von zu Hause aus arbeiten. Somit nehmen die 
meisten von ihnen die Möglichkeit, sich mit anderen CING-Mitgliedern persönlich aus-
zutauschen, gerne an. Eines der Mitglieder erklärt: „Meeting someone in person will al-
ways beat the digital. Digital has its place but humans need to interact”. Das heißt, wäh-
rend viele Mitglieder des Netzwerks sich beinahe täglich virtuell treffen, sind die monat-
lichen reellen Treffen wesentlich, um das zumeist als natürlich empfundene menschliche 
Bedürfnis nach sozialer Interaktion gänzlich zu erfüllen. Hierdurch werden also virtuelles 
und physisches Netz in ein kongruentes Ganzes vereint. Auch die Reichweite des Netz-
werks verweist auf die Wichtigkeit des physischen Ortes. Obwohl auch über virtuelle 
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Kommunikationsräume verbreitet, ist CING eindeutig lokal eingebettet, wenn auch nicht 
darauf beschränkt. Die Mehrheit der Mitglieder (75 %) sind in Manchester oder im Um-
kreis verortet, es gibt jedoch auch regionale und einige wenige internationale Mitglieder 
(vgl. Abb. 2).  

3.3 Zusammenfassende Ergebnisse 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass, obwohl CING ein digitales Netzwerk ist, es 
vor allem durch die monatlichen physischen Zusammentreffen am Leben gehalten wird. 
Wie aus der Analyse hervorging, bietet CING seinen Mitgliedern die Möglichkeit, sich 
untereinander zu vernetzen, Ideen auszutauschen, sich kreativ zu beeinflussen und ge-
meinsam neue geschäftliche Partnerschaften zu knüpfen und innovative Projekte zu 
entwickeln. Bezüglich der Dialektik von physischem Ort und virtuellem Raum konnte 
gezeigt werden, dass die zunehmende Verwendung von sozialen Netzwerktools im In-
ternet keine Gefahr für Face-to-face-Kommunikation darstellt, diese nicht ersetzt, son-
dern vielmehr unterstützt und steigert. Die Ergebnisse bestätigen, dass Vernetzung in-
nerhalb der Kreativwirtschaft eine wesentliche Rolle spielt. 

Demzufolge konnte die Entstehung eines „Engelskreises“ identifiziert werden. Techno-
logische Prozesse (Entwicklung von social media tools) ermöglichen ein Arbeiten von zu 
Hause aus. Dies birgt jedoch die Gefahr einer Locked-out-Situation – das Fehlen kriti-
schen Inputs aufgrund von Isolation. Um diese Entwicklung zu überwinden, bedarf es 
neuer Plattformen für Inspiration. Aus diesem Grund kommt Face-to-face-Treffen eine 
bedeutende Rolle zu. Anstatt in einer formalen Umgebung zusammenzukommen, sind 
vor allem diese neuen Formen des informellen Treffens positiv beeinflussend, denn 
durch den persönlichen Austausch entstehen neue Ideen, die innovative Prozesse be-
fördern. Daraus resultierend entsteht ein „Engelskreis“, in dem sich Entwicklungen ge-
genseitig beeinflussen und durch eine positive Rückkoppelung verstärken (vgl. Abb. 3).  

Abb. 3: Engelskreis durch Vernetzung 
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4 Schlussgedanken und Zukunftsperspektive 
In der Einführung dieses Artikels wurde die Frage aufgeworfen, ob physische Orte 
(places) im modernen Zeitalter obsolet geworden sind, weil people sich nur noch im vir-
tuellen Raum bewegen und diesen zur gemeinsamen Kommunikation nutzen. Die klare 
Antwort lautet: Nein, der physische Ort ist nicht obsolet geworden. Er ist auch nicht rei-
ner Transportraum oder wird durch virtuelle Netzwerke ersetzt, im Gegenteil, er wird 
durch sie ergänzt. Kommunikation, sowohl face-to-face als auch virtuell, ist immer eine 
doppelte Kommunikation. Doppelt in dem Sinne, dass einerseits zwischen den einzel-
nen Personen kommuniziert wird, andererseits aber auch eine Kommunikation zwischen 
dem physischen Ort beziehungsweise virtuellen Raum und der Körperlichkeit der ein-
zelnen Personen stattfindet. Der physische Ort aber hat gegenüber dem virtuellen Raum 
einen klaren Vorteil: Sein Set an Referenzpunkten ist stärker (da hier mehr Sinne ange-
sprochen werden), beziehungsweise dieses Set löst stärkere Emotionen bei Besuchern 
oder Nutzern des Ortes aus. Um es mit prägnanten, ja fast klischeehaften Beispielen aus 
dem alltäglichen Leben auszudrücken: Ein Sandkasten aus Kindertagen, die Stammknei-
pe oder der Baum, unter dem man zum ersten Mal jemanden geküsst hat, können nicht 
durch standardisierte Emotionen im virtuellen Raum ersetzt werden. Auf der anderen 
Seite brauchen die oben genannten Treff-Orte jedoch die Geschwindigkeit und Offen-
heit des virtuellen Raumes, um in Zeiten der Abhängigkeit von zunehmender Vernetzung 
bestehen zu können. Physischer Ort und virtueller Raum ergänzen sich, haben eine am-
bivalente Beziehung zueinander, ja manchmal sind sie sogar schwer voneinander zu 
trennen, da eine gewisse Verschmelzung beobachtet werden kann.  

Der physische Ort und der virtuelle Raum müssen zur Deckung gebracht werden, 
denn schließlich kann, ja muss sogar der virtuelle Raum als ein Layer des physischen Or-
tes verstanden werden. Menschen, die sich im virtuellen Raum aufhalten und vernetzen, 
befinden sich gleichzeitig auch immer an einem physischen Ort; andersherum ist dies 
nicht der Fall. Dieser Ort kann überall sein: zu Hause, am Arbeitsplatz oder in der Öffent-
lichkeit. Der physische Ort muss gewappnet sein für Menschen, die sich zur selben Zeit 
auch im virtuellen Raum „bewegen“, d. h. miteinander kommunizieren und sich begeg-
nen. Dieses Übereinanderlegen des physischen und virtuellen Layers von Raum, dieses 
„Platzschaffen“ im physischen Ort für das virtuelle Moment ist eine der neuen Aufgaben 
der modernen Raumplanung, der Raumplanung 3.0. Es müssen Orte geschaffen werden, 
die für alle Kommunikationsmilieus der Netzwerkgesellschaft Platz bieten. Hierzu 
müssen Planer Prozesse und nicht Ergebnisse planen, denn „space is always under con-
struction (...), because space is a product of relations-between (...) space is never fin-
ished, never closed, it is always in the process of being made” (Massey 2005: 9). Anders 
ausgedrückt: Die Planung muss sich der neuen Geschwindigkeit des virtuellen Raumes 
anpassen und darf niemals stillstehen. Eine fortlaufende Evaluation des Geplanten ist 
nötig. Wie dargelegt, bietet der physische Ort ein mit Emotionen verbundenes Set an 
Referenzpunkten. Diese dürfen von der Planung nicht ignoriert werden. Nicht das De-
sign eines Ortes steht an erster Stelle, sondern seine Existenz, verbunden mit seiner Ein-
zigartigkeit; seinem genius loci und wie sich dieser mit der Zeit verändert. Es ist demnach 
wichtig, dass der Planer den Ort begleitet anstatt ihn einfach nur zu beplanen. Benutzer 
des Ortes und ihre Bedürfnisse, ihre Referenzpunkte, die sie mit dem Ort verbinden, 
müssen in die Planung miteinbezogen werden. Raumplanung 3.0 sollte eine interaktive, 
partizipatorische Planung sein, die vielleicht sogar den virtuellen Raum als Planungs-
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werkzeug benutzt.4 Darüber hinaus sollten Planer in Möglichkeiten denken und eine 
stabile Hardware bieten anstelle einer inflexiblen Software. Raum und Ort zur Deckung 
bringen, das muss das Ziel der modernen Raumplanung sein. 
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Kurzfassung 

Stationärer Einzelhandel und die Entwicklung der Innenstädte stehen seit jeher in vielfäl-
tigen, wechselseitigen Beziehungen. Als eine Leitfunktion der Innenstadt trägt der Ein-
zelhandel neben der Versorgungsfunktion zur Attraktivität und zum Image der Innen-
stadt bei. Die Innenstadt wiederum ist bis heute wesentlicher Handelsstandort des stati-
onären Einzelhandels. Durch die zunehmende Nutzung digitaler Medien verändert sich 
jedoch das Einkaufsverhalten der Konsumenten, der Online-Einkauf wird in vielen innen-
stadtrelevanten Segmenten zu einer ernst zu nehmenden Konkurrenz. Insbesondere der 
stationäre Einzelhandel problembehafteter Innenstädte wird, wenn er nicht mit entspre-
chenden Konzepten wie Multi-Channel-Retailing reagiert, zunehmend unter Druck gera-
ten. Unter der Prämisse des Erhalts der Innenstadt als Einzelhandelsstandort ist daher die 
Attraktivierung der Innenstadt essenziell. Dabei müssen die gewandelten Bedürfnisse 
der Konsumenten an erster Stelle stehen und entsprechend mit einbezogen werden.  

Schlüsselwörter 

Innenstadt – stationärer Einzelhandel – innerstädtischer Einzelhandel – Online-Shopping 
– digitale Medien – Einkaufsverhalten – Bürgerbeteiligung  

 



Stärkung der innerstädtischen Einzelhandelslagen 

176 

 

Strengthening Inner-city Retail Business Locations in the Context of Increasing 
Online-shopping 

Abstract 

The inner-city and the stationary retail have always been in a special relationship. As a 
guiding role of the city center the retail – besides the supply function – contributes signif-
icantly to the attractiveness and image of the inner-city. The inner-city is in turn the es-
sential trading location of the retail trade until now. However, the increasing use of digi-
tal media is changing the purchasing behavior of consumers; in many segments that are 
relevant for the inner-city online-shopping becomes a serious competitor. In particular, 
the stationary retail of problematic inner cities will be under increasing pressure, if it 
does not react with corresponding concepts such as multi-channel retailing. Based on 
the premise of maintaining downtown as a retail location, it is therefore essential to en-
hance the attractiveness of the inner-city. In this case, the changed needs and demands 
of consumers are paramount and should be included accordingly.  

Keywords 

Inner-city – stationary retail – inner-city retail – online-shopping – digital media – purchas-
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1 Innenstadt und stationärer Einzelhandel 

Die Innenstadt und der stationäre Einzelhandel stehen seit dem frühen Mittelalter – in 
jener Zeit bildete sich der Handel als dauerhafter und regelmäßiger Austausch von 
Waren und Dienstleistungen an einem Standort heraus – in einem besonderen 
Verhältnis. „Städte ohne funktionierenden Handel sind ebenso undenkbar, wie ein 
Handel ohne Städte mit einer entsprechenden Wohn- und Lebensqualität sowie 
Infrastruktur“ (Steinebach 2002: 45). So ist die Innenstadt bis heute einer der wichtigsten 
Einzelhandelsstandorte des stationären, d. h. ortsgebundenen Einzelhandels. Mit der 
Verbreitung und zunehmenden Nutzung digitaler Medien und der Möglichkeit des 
Online-Einkaufs büßt die Innenstadt jedoch zunehmend an Attraktivität ein. Bevor auf 
diese Entwicklung näher eingegangen wird, wird zunächst die wechselseitige Bedeutung 
von Innenstadt und stationärem Einzelhandel geklärt und die aktuelle Situation des 
innerstädtischen Einzelhandels dargestellt.  

1.1 Bedeutung des stationären Einzelhandels für die Innenstadt 

Der innerstädtische Einzelhandel hat eine Leitfunktion für die Innenstadt. So weist er 
neben der Versorgungsfunktion eine „besondere zentrumsbildende Magnetfunktion“ auf 
(Heinritz/Klein/Popp 2003: 201). Viele Bürger besuchen die Innenstadt maßgeblich we-
gen des Einzelhandelsangebots. Die Frequentierung und Belebung der Innenstadt wäh-
rend der allgemeinen Geschäftszeiten gehen folglich vornehmlich auf den innerstädti-
schen Einzelhandel zurück.  

Daneben sind die Baustruktur und damit das Stadtbild wesentlich durch den stationä-
ren Einzelhandel geprägt. „Seit der Antike waren Handelsbauten auch immer repräsenta-
tive Bauten, die eine besondere Stellung in der Stadt einnahmen“ (Mayer-Dukart 2010: 
5). Die Vielfalt der Handelsbauten – heute mischen sich kleinteilige Ladenlokale mit den 
dominanten Bauten von Passagen, Markthallen, Warenhäusern und Stadtgalerien – geht 
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vor allem auf die verschiedenen Nutzungen und die veränderten Anforderungen der 
Konsumenten zurück (Walzel/Trabzadah/Wittig 2011: 481). 

Neben dem Beitrag zur Zentrumsbildung und der Prägung des Stadtbildes hat der in-
nerstädtische Einzelhandel eine wichtige soziale Funktion für die Innenstadt: zum einen 
als Arbeitgeber – Ende 2012 waren knapp drei Millionen Menschen im gesamten Einzel-
handel1 beschäftigt (HDE 2013) – und zum anderen als Treffpunkt und Ort der Kommuni-
kation. Viele Besucher verknüpfen das Einkaufen in der Innenstadt mit anderen Termi-
nen oder treffen beim Stadtbummel zwangsläufig auf bekannte und fremde Leute. 

Die belebende Wirkung, die besondere gestalterische Prägung sowie die soziale Funk-
tion des innerstädtischen Einzelhandels tragen zur urbanen Qualität und damit zum We-
sen einer Stadt bei. Der innerstädtische Einzelhandel ist folglich ein wesentlicher Garant 
für den Charakter, die Bedeutung und das Image der Innenstadt. Dies schlägt sich auch 
auf die anderen innerstädtischen Leitfunktionen wie Dienstleistungen, Gastronomie und 
Wohnen nieder. Sie profitieren von einem attraktiven innerstädtischen Einzelhandel, 
solange dieser nicht als Monostruktur die Innenstadt dominiert.  

1.2 Bedeutung der Innenstadt für den stationären Einzelhandel 

Der Erfolg des stationären Einzelhandels hängt wesentlich von der Attraktivität seines 
Geschäftsstandorts ab. „Gesunde Innenstädte“2 haben in diesem Bereich viel zu bieten. 
Sie verfügen über eine hohe Zentralität und Dichte, einen Bedeutungsüberschuss in poli-
tischer, gesellschaftlicher, historischer und infrastruktureller Hinsicht sowie über eine 
große Multifunktionalität, d. h. sowohl Wohn- und Arbeits- als auch Freizeitfunktionen, 
bzw. eine hohe Nutzungsmischung. In Konsequenz weisen „gesunde Innenstädte“ eine 
hohe Aufenthaltsqualität auf und ermöglichen die Verknüpfung von Einkäufen mit ande-
ren Tätigkeiten, welche vor dem Hintergrund des knapper werdenden Zeitbudgets des 
Einzelnen immer wichtiger wird. Im günstigsten Fall sind Innenstädte folglich Orte der 
Identität einer Stadt. Dies ist zweifelsohne ein sehr idealisiertes Bild deutscher Innen-
städte, bei dem bestehende negative Entwicklungen, wie Leerstände, einseitige Nutzun-
gen und Mängel in der Aufenthaltsqualität, an dieser Stelle bewusst ausgeblendet wer-
den, aber im folgenden Kapitel Gegenstand sind.  

2 Aktuelle Situation des innerstädtischen Einzelhandels 
Der innerstädtische Einzelhandel befindet sich – beeinflusst durch handelsexogene und 
handelsendogene Faktoren – seit vielen Jahren in einem strukturellen Wandel. Die wich-
tigsten Auswirkungen werden nachfolgend dargestellt: 

 Filialisierung – Verdrängung inhabergeführten Einzelhandels: Der kleinteilige, in-
habergeführte Einzelhandel in der Innenstadt wird aufgrund der mangelnden Kon-
kurrenzfähigkeit gegenüber Filialisten zunehmend in abgewertete Nebenlagen ver-
drängt oder zur Geschäftsaufgabe getrieben. So schreitet der Filialisierungsgrad ins-
besondere in den 1A-Lagen – unterstützt durch die zunehmende Nachfrage neuer 
Handelsformate aus dem Ausland – ungebremst voran (o. V. 2012a).  

                                                 
1 Ohne Kraftfahrzeuge, Brennstoffe und Apotheken. 
2 „Gesunde Innenstädte“ bezeichnet all diejenigen Innenstädte, die dem Idealbild der „Europäischen 

Stadt“, welches in der „Leipzig Charta zur nachhaltigen europäischen Stadt“ (o. V. 2007) verankert ist, ent-
sprechen. Zu ihren Merkmalen zählen Funktionsvielfalt und Nutzungsmischung, Zentralität und Bedeu-
tungsüberschuss, Dichte, Kompaktheit, Heterogenität, kurze Wege sowie die Polarität von Öffentlichkeit 
und Privatheit.   
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 Zunehmende Leerstände vor allem in Nebenlagen: Durch strukturelle Verände-
rungen und individuelle Standortfaktoren, wie überzogene Mietpreissteigerungen, 
sind Leerstände in Innenstädten aller Stadtgrößen und Standorte allgegenwärtig 
(Mandac 2011: 11). Besonders betroffen von hohen Leerständen sind kleinere Mittel-
städte (Hirsch 2011: 21). Da sich die Filialisten auf die umsatzstarken 1A-Lagen kon-
zentrieren, erfahren vor allem die Nebenlagen der Innenstädte eine zunehmende 
Abwertung (BMVBS 2011a: 35). 

 Verkaufsflächenwachstum: Das Verkaufsflächenwachstum im innerstädtischen Ein-
zelhandel hält ungeachtet sinkender Umsätze und des demografischen Wandels an. 
So hat sich der Anteil der Verkaufsflächen im innerstädtischen Einzelhandel an der 
Gesamtfläche von 55 % 1990 auf 63 % im Jahr 2010 erhöht (HDE 2010). Die Folge sind 
eine zunehmende Monostrukturierung der Innenstädte sowie Probleme, der Nach-
frage nach größeren Verkaufsflächen gerecht zu werden. So verfügen viele Innen-
städte vor dem Hintergrund der historischen Struktur der Gebäude oftmals lediglich 
über sehr kleine Ladenlokale und sind damit nur eingeschränkt konkurrenzfähig. 

 Vermischung von Branchengrenzen: Die Vermischung der Branchengrenzen ist 
nicht nur im Lebensmitteleinzelhandel allgegenwärtig. Auch im innerstädtischen 
Einzelhandel ist aufgrund der Erlebnisorientierung eine Aufweichung der klaren 
Grenzen zwischen Einzelhandel, Unterhaltung und Kultur zu beobachten. Beispiele 
für die zunehmende Integration innerstädtischer Nutzungen sind Buchhandlungen, 
die über eigene Cafés verfügen, oder Bekleidungsgeschäfte, in denen parallel 
(Kunst-)Ausstellungen stattfindenden (Fahle/Bark/Burg 2008: 105). 

 Sinkende Umsätze: Der Einzelhandel verzeichnet seit Jahren sinkende Umsätze. 
Von der Trendwende, welche sich im vergangenen Jahr mit dem größten Umsatzan-
stieg im Einzelhandel seit der Wiedervereinigung andeutete – nominal setzen die 
Einzelhändler knapp 3 % mehr um als im Vorjahr (o. V. 2012b) –, konnte der inner-
städtische Einzelhandel nicht profitieren. Er büßte im vergangenen Jahrzehnt jährlich 
etwa 1,5 Mrd. Euro Umsatz ein (Mandac 2011: 10). 

3 Entwicklung der Nutzung digitaler Medien 
Die Nutzung von PC und (mobilem) Internet gehört für die Mehrheit der deutschen Be-
völkerung heute zum Alltag. Gemäß der „ARD/ZDF-Onlinestudie 2011“ verfügten 77 % 
der deutschen Haushalte 2011 über einen stationären PC, 73,3 % der Deutschen waren 
online und von allen Internetnutzern nutzen bereits 20 % mobiles Internet über Handys 
und Smartphones (van Eimeren/Frees 2011: 338). Möglich gemacht wird die verstärkte 
Nutzung der „neuen“ Medien einerseits durch den Rückgang an Zugangsbeschränkun-
gen. Die Zugangs-, Nutzungs- und Hardwarekosten haben sich stark verringert und die 
Zugangsgeräte sind „anwenderfreundlicher, absturzsicherer und leichter in der Bedie-
nung“ (Burgdorff/Getzmann/Heinze et al. 2000: 35) geworden. Auch das digitale „Po-
tenzial“ der Bevölkerung ist vor dem Hintergrund der Dauer der Verbreitung der „neuen“ 
Technologien deutlich gestiegen. So werden PC und Internet verstärkt in Arbeit und Frei-
zeit eingebunden und PC- und Internetkurse für den nicht technikaffinen Teil der Bevöl-
kerung angeboten und nachgefragt. 

Zudem hat sich die Übertragungsgeschwindigkeit, die vor allem für das Online-
Shopping wichtig ist, durch Breitbandverbindungen massiv verbessert und so die Nut-
zung des Internets attraktiver gemacht. Allerdings gibt es bis heute räumliche Unter-
schiede bei der Versorgung mit schnellen Verbindungen. Während die Stadtstaaten be-
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reits die Vollversorgung erreicht haben, weisen insbesondere ländliche Räume aufgrund 
der geringen Rentabilität für die Netzbetreiber, der hohen Auftragszahlen, der fehlenden 
Tiefbaukapazitäten sowie der ungleichen Förderpolitik Versorgungsdefizite auf (Seitel 
2011: 5).  

Einhergehend mit der zunehmenden Internetnutzung hat sich auch die Anzahl der 
Online-Käufer stark erhöht. Kauften 2004 45 % der Deutschen mehr oder weniger re-
gelmäßig online ein, waren es 2010 bereits 68 % (Schneller 2010). Dies schlägt sich auch 
im Umsatzwachstum nieder. Während der Online-Handel von 2000 bis 2010 ein 
Wachstum um rund 1000 % verzeichnen konnte, ist der Umsatz im stationären Einzel-
handel im selben Zeitraum nur um 1,6 % angestiegen. Allerdings hat der Online-Handel 
am gesamten Umsatz bis heute nur einen Anteil von 5 % (o. V. 2011a). Vor dem Hinter-
grund des massiven Anstiegs des mobilen Online-Handels – 2011 kaufte bereits jeder 
dritte Deutsche über das Handy im Internet ein, 2010 war es nur jeder zehnte 
(Mohr/Sauthoff-Bloch 2011: 5) – ist jedoch davon auszugehen, dass der Anteil des Onli-
ne-Handels weiter zunehmen wird und die Konkurrenz für die Innenstadt wächst. 

In Reaktion auf diese Entwicklungen kombinieren immer mehr Einzelhändler ihr La-
dengeschäft mit einem Online-Shop. 2010 waren es 15 % der Einzelhändler, die Hälfte 
von ihnen mittelständische Facheinzelhändler (HDE 2011a). Dass dieses Multi-Channel-
Retailing, also die Verbindung mindestens eines „klassischen“ Vertriebskanals, wie dem 
stationären Ladengeschäft, mit dem Internet-Vertriebskanal, eine große Zukunft hat, zei-
gen auch die Zahlen der sogenannten „Multichannel-Enthusiasten“: Studenten, Azubis 
und gut verdienende Alleinlebende. Sie wickelten 2010 bereits ein Fünftel aller Non-
Food-Käufe im Zusammenspiel von Online- und Ladengeschäft ab. Generell wird dem 
Multi-Channel-Handel im Non-Food-Handel von 2009 bis 2015 ein Zuwachs der Um-
satzanteile von 78 % prognostiziert, während beim reinen stationären Einzelhandel von 
einem Rückgang der Umsatzanteile um 13 % ausgegangen wird (Dörmer 2010: 32).  

4 Einfluss digitaler Medien auf das Einkaufsverhalten 
Die verstärkte Nutzung 
digitaler Medien wirkt 
sich, wie in Abbildung 1 
dargestellt, in vielfacher 
Hinsicht aus. Einerseits 
weckt sie (neue) Bedürf-
nisse, andererseits unter-
stützt sie die Bedürfnis-
deckung, da aufgrund 
anderer Entwicklungen 
digitale Medien verstärkt 
als Hilfsmittel genutzt 
werden und damit gewis-
se Verhaltensweisen erst 
möglich machen. Wei-
terhin qualifizieren digi-
tale Medien die Konsu-
menten und unterstützen 
die Animierung des Kun-
den zur Mitarbeit. 

Abb. 1: Einfluss digitaler Medien auf das Einkaufsverhalten 
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4.1 Veränderung der Zeitstrukturen 

Das Wecken bzw. die Deckung von Bedürfnissen soll an dieser Stelle am Beispiel der 
Veränderung der allgemeinen Zeitstrukturen der Bürger dargestellt werden. So verän-
dern sich die Zeitstrukturen durch technologische Umbrüche und gesellschaftliche Um-
wälzungen in Form von vier Einzelkomponenten: Beschleunigung, Flexibilisierung, Aus-
dehnung sowie Verdichtung (Henckel 2011: 599). Diese zeitlichen Veränderungen lassen 
sich auch beim Kaufverhalten feststellen:  

 Beschleunigung: Die verfügbare Zeit des Einzelnen wird nach Hartmut Rosa, Sozio-
loge und Beschleunigungsforscher, aufgrund der technischen Beschleunigung, dem 
sozialen Wandel sowie der Beschleunigung des Lebenstempos nicht nur gefühlt, 
sondern real knapp (vgl. Rosa 2005). In Konsequenz wird das Einkaufen verstärkt in 
Wegeketten eingebunden, um die Zeit durch Einsparung von Wegezeiten optimal 
auszunutzen. Eine noch freiere Zeiteinteilung ermöglicht die Verwendung des Inter-
nets: die Verfügbarkeit von Informationen online ermöglicht einen gezielteren Kauf 
im Geschäft und der Online-Einkauf ist nebenher zu jeder Tageszeit und von jedem 
Ort aus mit Lieferung nach Hause möglich. Das Internet trägt folglich zur Deckung 
des Bedürfnisses nach Zeiteinsparung bei. Andererseits wird das Bedürfnis nach 
Schnelligkeit durch die „neuen“ Medien erst geweckt und Schnelligkeit – hinsichtlich 
der Verfügbarkeit von Waren etc. – und, daraus resultierend, ständige Neuerungen 
von den Verbrauchern auch im stationären Einzelhandel erwartet. Dies schlägt sich 
auf die Kaufentscheidungen nieder; sie werden heute auch im stationären Einzel-
handel extrem kurzfristig getroffen. Die Mehrheit der Konsumenten braucht von der 
ersten Kaufidee bis zum Kauf maximal zwei Tage (Interone GmbH 2011: 4). Insgesamt 
ist davon auszugehen, dass mit der Verbreitung des mobilen Internets die Ge-
schwindigkeit im Einkaufsvorgang weiter zunehmen wird, sodass Einzelhändlern 
noch weniger Zeit bleibt, um ihre Kunden von sich und ihren Produkten und Dienst-
leistungen zu überzeugen.    

 Flexibilisierung und Verdichtung: Die durch die zunehmende Verwendung digita-
ler Medien ausgelöste Flexibilisierung in der Zeiteinteilung führt zu einer Fragmen-
tierung des Einkaufsvorgangs in räumlicher, zeitlicher und modaler Hinsicht (Lenz 
2011: 612). Das heißt, der Einkaufsvorgang fällt – entgegen dem ursprünglichen Ab-
lauf – räumlich und zeitlich auseinander und virtuelle und räumliche Grenzen vermi-
schen sich zunehmend. Beispielsweise erfolgt die Information über ein Produkt oder 
eine Dienstleistung online, der Kauf aber offline im Ladengeschäft und umgekehrt. 
Oder der Kauf und Erhalt der Ware fallen zeitlich und räumlich auseinander. Insge-
samt ermöglichen die digitalen Medien somit eine neue zeitliche und räumliche Fle-
xibilität beim Einkaufen und decken zugleich das Bedürfnis nach Zeiteinsparung. Die 
Folge der gewonnen Flexibilität ist nicht nur die Zeitersparnis, sondern auch die zeit-
liche Verdichtung bzw. Zeitvertiefung. Der heutigen Anforderung des „Multitasking“ 
entsprechend werden Aktivitäten zunehmend gleichzeitig ausgeführt (Henckel 2011: 
600). So ermöglicht die Verwendung des Internets beispielsweise den Kauf eines 
Produkts nebenher von zu Hause oder vom Arbeitsplatz aus und kommt damit zu-
gleich wiederum dem Bedürfnis nach Zeiteinsparung entgegen. 

 Ausdehnung: Das Online-Shopping ermöglicht ferner einen Einkauf zu bisher ge-
schützten Zeiten wie dem Abend und der Nacht. Die Konsumenten können ohne 
zeitliche Beschränkung 24 Stunden am Tag einkaufen. Gemäß der aktuellen Studie 
„Global Online Shopper Report“ tätigen die meisten Konsumenten in Europa ihre 
Einkäufe um 20:40 Uhr (WorldPay 2012: 8), d. h. außerhalb der allgemeinen Laden-
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öffnungszeiten in den deutschen Innenstädten. Dies wäre ohne die digitalen Medien 
nicht möglich, somit handelt es sich um eine Bedürfnisweckung – die digitalen Me-
dien lösen das ausgedehntere Einkaufen aus –, aber auch um eine Bedürfnisde-
ckung, da die Konsumenten durch die Ausdehnung – wie gewünscht – flexibler in ih-
rer Zeiteinteilung werden.  

4.2 Stärkung der Konsumentenstellung 

Die zunehmende Nutzung digitaler Medien führt, neben der Veränderung der Zeitstruk-
turen beim Einkaufen, zu einer Stärkung der Konsumentenstellung. Dies äußert sich in 
zweierlei Hinsicht: 

 Internetnutzer als Konsumexperten: Durch die wachsende Zugänglichkeit und 
Nutzung des Internets im privaten Bereich wird das Warenangebot für den Konsu-
menten transparenter. Er kann sich über Suchmaschinen, Preisvergleich- und Waren-
testseiten, Homepages von Herstellern und Händlern sowie über soziale Medien 
selbstständig informieren und austauschen sowie selbst Empfehlungen aussprechen. 
Die einstige Informationsasymmetrie verschiebt sich somit zugunsten des Konsu-
menten (Michelis 2010: 26). Internetnutzer werden gewissermaßen zu Konsumex-
perten.  

 Steigende Souveränität und abnehmende Loyalität:  Durch die gestiegene Infor-
miertheit können Konsumenten heute einerseits zunehmend auf Augenhöhe mit 
den Anbietern der Waren und Dienstleistungen verhandeln sowie Einfluss auf Pro-
dukte und Dienstleistungen nehmen. Sie können folglich souveräner agieren. Ande-
rerseits sind sie jedoch durch das zunehmende Wissen auch wesentlich kritischer 
und den Anbietern gegenüber weniger loyal (Tegeder 2004: 121). Werden ihre Be-
dürfnisse nicht erfüllt, wechseln sie den Anbieter. Die Folge ist eine Machtverschie-
bung, welche als Wandel vom Verkäufer- zum Käufermarkt beschrieben wird 
(Fleisch 2001: 18 f.). 

4.3 Zunehmende Aktivierung und Einbindung der Konsumenten 

Die bisherigen Beschreibungen des Einflusses digitaler Medien auf das Einkaufsverhalten 
zeichnen ein sehr positives Bild. Die Konsumenten erlangen neue Freiheiten in der Zeit-
gestaltung und können ihre Stellung gegenüber den Einzelhändlern durch die größere 
Informiertheit verbessern. Allerdings gibt es auch Entwicklungen, die kritisch zu sehen 
sind. So wird oft vergessen, dass das Mehr an Wissen der Konsumenten aus zusätzlicher 
Eigenleistung entstanden ist. Das heißt, sie übernehmen Tätigkeiten, die zuvor in der 
Hand der Mitarbeiter des jeweiligen Unternehmens lagen (Lewis/Bridger 2001: 135). 
Diese Leistungen erbringen sie aufgrund spezieller Anreize bzw. eines Mehrwerts, den 
sie aus der Einbindung in den Verkaufsvorgang erhalten. Drei dieser Anreize werden im 
Folgenden detaillierter dargestellt: 

 Anreiz: (vermeintlicher) Zusatznutzen: Immer mehr Einzelhändler bieten zusätzlich 
zu ihrem lokalen Ladengeschäft eine Homepage mit Informationen zu ihrem Ge-
schäft oder einen ergänzenden Online-Shop an. Beides stellt für den Konsumenten 
einen zusätzlichen Service dar, die Nutzung erfordert jedoch auch Eigenleistung. 
Deutlich unausgeglichener ist das Verhältnis von Mehrwert zu Eigenleistung bei dem 
Einsatz von Selbstbedienungskassen. Sie werden mit kürzeren Wartezeiten sowie ei-
nem individuell angepassten Bezahlvorgang beworben. Die Werbung scheint aufzu-
gehen. So nehmen die Konsumenten laut einer empirischen Untersuchung Selbst-
bedienungskassen sehr ähnlich wie traditionelle Kassen wahr, sprechen Selbstbe-
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dienungskassen aber einen größeren Nutzwert zu (Boslau 2009: 197). Der Mehrwert 
ist für das jeweilige Unternehmen jedoch deutlich höher einzuschätzen. Die Kunden 
übernehmen mit der eigenständigen Durchführung des Bezahlvorgangs eine ele-
mentare Aufgabe. Die Unternehmen sparen damit Personalkosten ein. 

 Anreiz: (vermeintliche) Wertschätzung: Ein weiterer Anreiz zur Aktivierung von 
Kunden ist in der (vermeintlichen) Wertschätzung zu sehen. Insbesondere bei Onli-
ne-Bestellungen werden die Konsumenten zunehmend aufgefordert, ihre Zufrie-
denheit mit dem bestellten Produkt zu bewerten und Empfehlungen zu geben. Da-
mit wird dem Kunden Interesse entgegengebracht, er soll sich ernst genommen füh-
len. Für den Händler bzw. das Unternehmen rechnet sich die Meinungsabfrage 
doppelt. Die Kunden werden unentgeltlich Teil der betrieblichen Qualitätskontrolle 
(Voß 2011: 5) und werben im günstigen Fall für das jeweilige Produkt und den Ver-
käufer.  

 Anreiz: (vermeintliche) Aufwertung zum „Prosumenten“: Immer mehr Unterneh-
men bieten ihren Kunden die Möglichkeit, Alltagsprodukte, wie Müslis, Tees, Liköre 
und Hundefutter, nach eigenen Vorstellungen hinsichtlich Geschmack und Verträg-
lichkeit der Inhaltsstoffe individuell zusammenzustellen (Wirth 2009). Diese „Mass 
Customization“ wertet den Konsumenten durch die individualisierte (Mass- 
en-)Anfertigung jedoch nicht nur auf, sondern rechnet sich vor allem für die Unter-
nehmen. Im günstigsten Fall kreieren sich die Konsumenten ein Produkt oder eine 
neue Mischung, die für das Unternehmen gleichermaßen interessant ist und geson-
dert als Massenware vermarktet werden kann (Voß 2011: 5). 

Wie dargestellt, hat die zunehmende Nutzung digitaler Medien einen großen Einfluss 
auf das Einkaufsverhalten. Es ist davon auszugehen, dass sich der Einfluss mit der wach-
senden Verbreitung und Nutzung des mobilen Internets via Smartphone und Tablet-PC 
zukünftig weiter verstärken wird (Dörmer 2010: 30). 

5 Mögliche Konsequenzen für den innerstädtischen Einzelhandel  
und die Innenstädte 

Der Leitfunktion des stationären Einzelhandels für die Innenstadt entsprechend, ist da-
von auszugehen, dass das veränderte Einkaufsverhalten und der zunehmende Online-
Einkauf nicht spurlos am innerstädtischen Einzelhandel und damit an den Innenstadtbe-
reichen vorbeigehen werden. Da die Bedeutung des stationären Einzelhandels für die 
Innenstadt jedoch immer von ihrem jeweiligen Zustand bzw. ihrer Attraktivität abhängt, 
sollen an dieser Stelle die möglichen Konsequenzen nach dem ‚Gesundheitsgrad‘ der 
Innenstadt dargestellt werden. Sie werden sowohl für ‚gesunde Innenstädte‘, wie sie in 
Kapitel 2.2 definiert wurden, als auch für Innenstädte mit strukturellen Problemen aufge-
zeigt. 

 Problembehaftete Innenstädte: Insbesondere Innenstädte in Klein- und Mittelzen-
tren, die aus ihrer Funktion heraus die Grundversorgung der Bevölkerung für den 
kurz- und mittelfristigen Bedarf sicherstellen sollen und über eine geringe Zentralität 
und geringen Zulauf aus dem Umland verfügen sowie häufiger mit Problemen wie 
Kaufkraftverlusten, Monofunktionen, unvollständigen oder minderwertigen Sorti-
menten, Lücken in der Nahversorgung, leer stehenden Ladenlokalen und Wohnhäu-
sern sowie infolgedessen einer geringen Aufenthaltsqualität zu kämpfen haben 
(Hirsch 2011: 19), haben es schwer, mit dem nahezu unbegrenzten und jederzeit er-
reichbaren Angebot des Internets zu konkurrieren. Es ist daher davon auszugehen, 
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dass die Attraktivität dieser Innenstädte mit der zunehmenden Bedeutung digitaler 
Medien für die Konsumenten langfristig eher noch weiter sinken wird. Die Folge wä-
ren eine sinkende Loyalität mit den lokalen Geschäften und eine abnehmende Ver-
weildauer in den Innenstädten und damit ein Rückgang der Belebung, der sich der-
zeit bereits abzeichnet. Es ist daher anzunehmen, dass der innerstädtische Einzel-
handel – neben der Konkurrenz durch benachbarte Oberzentren und neue Einzel-
handelsformen auf der Grünen Wiese – zusätzlich unter Druck gerät. Ein mögliches 
Konzept, diesem Druck entgegenzuwirken, stellt der Einsatz von Multi-Channel-
Retailing dar, auf den im nachfolgenden Kapitel noch näher eingegangen wird. 

 „Gesunde Innenstädte“: „Gesunde Innenstädte“ mit einem hohen Grad an Nut-
zungsmischung, urbaner Dichte, Zentralität, Bedeutungsüberschuss, kurzen Wegen 
etc. werden hingegen wesentlich weniger durch das veränderte Einkaufsverhalten 
und den zunehmenden Online-Einkauf betroffen sein. Auch sie bieten im Vergleich 
zum Online-Handel zwar nicht die gleiche zeitliche Flexibilität, haben kein unbe-
grenztes Angebot und nicht alle Neuerungen in „Echtzeit“ verfügbar, bieten dafür 
aber durch ihre Authentizität und Aufenthaltsqualität den geforderten Mehrwert 
beim Einkaufen. Diesen wissen vor allem diejenigen, die das Internet für ihre Einkäu-
fe nutzen, zu schätzen. So hatten, gemäß einer empirischen Erhebung des Instituts 
für Europäische Urbanistik der Bauhaus-Universität Weimar, „Onliner“3 eine deutlich 
höhere Neigung zum Einkauf in den untersuchten Innenstädten Hannover und 
Leipzig als „Offliner“4 (Tegeder 2004: 116 ff.).5 Tegeder erklärt dieses scheinbar para-
doxe Ergebnis mit der Veränderung der Wahrnehmung des physischen Raums. „At-
mosphäre und zentrales Erleben werden ein zentrales Moment im Leben der ver-
netzten Konsumenten. Es findet eine Besinnung auf den realen Raum statt“ (Tegeder 
2004: 118). Überdies kann davon ausgegangen werden, dass die Veränderung des 
Einkaufsverhaltens und der zunehmende Online-Handel nicht nur keine Gefahr für 
„gesunde Innenstädte“ darstellen, sondern diese im Gegenteil sogar unterstützen. 
Kulke geht davon aus, dass an attraktiven Standorten die Angebotsqualität durch er-
gänzende virtuelle Einrichtungen gesteigert werden kann (Kulke 2003: 62). Insbe-
sondere Navigations- und Lokalisierungsanwendungen ergeben für den innerstädti-
schen Einzelhandel „neue Möglichkeiten, ihre Kunden auch unterwegs direkt anzu-
sprechen, um sie dann in ihren Räumen und Geschäften zu bedienen“ (Hanekop 
2010: 145). 

Unabhängig vom „Gesundheitsgrad“ der Innenstädte zeichnet sich eine Erweiterung 
von Selbstbedienung und Selbstberatung ab. Schon heute werden die Konsumenten in 
immer mehr Ladengeschäften in den Verkaufsvorgang eingebunden und qualifiziertes 
Verkaufspersonal6 wird reduziert (HDE 2011b: 3), da die Händler den Missbrauch der 
Beratung durch „Trittbrettfahrer“, die sich im Geschäft beraten lassen, aber das jeweilige 
Produkt später online erwerben, fürchten (van Baal/Hudetz 2005: 166). In Konsequenz 
wird der Kontakt der Kunden zum Personal immer weniger, sodass die Innenstadt einen 
Teil ihrer sozialen Funktion einbüßt. 

                                                 
3 Menschen, die das Internet regelmäßig zum Einkaufen nutzen. 
4 Menschen, die das Internet nicht zum Einkaufen nutzen. 
5 An dieser Stelle sei unterstellt, dass es sich bei Hannover und Leipzig um „gesunde Innenstädte“ handelt. 
6 Sowohl die Zahl der in Teilzeit als auch der geringfügig Beschäftigten ist von 2004 bis 2010 deutlich ange-

stiegen, während die Anzahl der Vollbeschäftigten nahezu gleichgeblieben ist (HDE 2011b: 3). 
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6 Chancen des innerstädtischen Einzelhandels 
Unter der Prämisse des Erhalts der Innenstadt als Einzelhandelsstandort muss insbeson-
dere eine Attraktivierung der problembehafteten Innenstädte im Sinne des in der 
„Leipzig Charta“ formulierten Idealbilds der europäischen Stadt des 21. Jahrhunderts er-
folgen. Dabei müssen die sich immer schneller ändernden Bedürfnisse und Verhaltens-
weisen, welche u. a. durch die zunehmende Nutzung digitaler Medien ausgelöst und im 
veränderten Einkaufsverhalten sichtbar wurden, durch die kontinuierliche und transpa-
rente Einbindung der Bürger berücksichtigt werden. Wird den Bürgern die Möglichkeit 
zur Mitgestaltung der innenstadtrelevanten Entscheidungsprozesse gegeben, kann die 
Gestaltung und Entwicklung der Innenstadt den Bedürfnissen entsprechend ausgerichtet 
werden. 

Insgesamt bestehen unter anderem folgende Verbesserungsmöglichkeiten: 

 Baulich-räumlich: Eine ansprechende Gestaltung der Innenstadt hinsichtlich Begrü-
nung, Möblierung, Sauberkeit etc. kann beispielsweise mithilfe einer Gestaltungssat-
zung sichergestellt werden. Unattraktive und imageschädigende Leerstände können 
mithilfe eines aktiven Leerstandmanagements eingedämmt werden. Beides trägt zu-
gleich zu einer Verbesserung des subjektiven Sicherheitsempfindens der Innen-
stadtbesucher bei. Des Weiteren müssen die Voraussetzungen für die sich abzeich-
nende Umwandlung von Verkaufsflächen zu Ausstellungsflächen innerhalb der In-
nenstädte (Mokhtarian 2003: 226) geschaffen werden, die mit einer Reduzierung der 
Ladenflächen (Hatzelhoffer/Lobeck/Müller et al. 2011: 582) sowie zunehmendem 
Anlieferungsverkehr (Neiberger 2011: 624) einhergehen wird.   

 Verkehrlich: Vor dem Hintergrund des immer geringeren Zeitbudgets des Einzelnen 
sind kurze Wege innerhalb der Innenstädte unerlässlich. Insbesondere eine gute in-
nere Erreichbarkeit, d. h. kurze Wege und eine barrierefreie Erschließung innerhalb 
der Innenstadt, sowie eine gute äußere Erreichbarkeit, also eine hohe Qualität und 
Leistungsfähigkeit der Wege und Erschließungen im Einzugsgebiet der Innenstadt 
(Bayerisches Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie 
2011: 9), sind mit entsprechenden Verkehrskonzepten sicherzustellen. 

 Technisch: Um die digitalen Medien in Form von Navigations- und Lokalisierungs-
anwendungen in den innerstädtischen Einzelhandel einbinden zu können, ist über 
die Bereitstellung eines (kostenlosen) WLAN-Netzes in der Innenstadt nachzuden-
ken. 

 Nutzungsbezogen: Das ursprüngliche räumliche Nebeneinander von Einkaufen, 
Wohnen, Arbeiten und Freizeit in den Innenstädten gilt es wieder verstärkt in den 
Fokus der Planung zu rücken, da nur ein stationärer Einzelhandel, der in eine nut-
zungsgemischte Innenstadt eingebunden ist, zur Attraktivität derselben beiträgt 
(Hassenpflug/Tegeder 2004: 67). „Kommunen sollten [daher] die Möglichkeiten des 
Baurechts zur Erhaltung und Stärkung kleinteiliger Nutzungsmischung voll ausschöp-
fen“ (BMVBS 2011b: 23) und die „standortverträgliche Nutzungsmischung in inner-
städtischen Lagen (…) im Rahmen von Stadtentwicklungskonzepten gezielt“ (BMVBS 
2011b: 26) ausweisen. 

 Kooperativ: Eine weitere Möglichkeit zur Attraktivierung von Innenstädten mit struk-
turellen Problemen ist die verstärkte Kooperation des stationären Einzelhandels mit 
Akteuren der Planung, des Stadtmarketings und der Werbegemeinschaften. Diese 
ermöglicht einerseits eine Vereinheitlichung von Öffnungszeiten, Beleuchtung, Auf-
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stellern etc. und andererseits eine gemeinsame Vermarktung der Innenstadt über 
verkaufsfördernde Veranstaltungen oder die Kundenbindung durch Citycards und 
Ähnliches.    

All diese Maßnahmen erhöhen die Aufenthaltsqualität einer Innenstadt und damit ihre 
Attraktivität. Überdies ist es insbesondere für innerstädtische Einzelhändler in Klein- und 
Mittelzentren sinnvoll,  Multi-Channel-Konzepte zu fokussieren. So hat sich gezeigt, dass 
Geschäfte mit einem erfolgreich umgesetzten Multi-Channel-Konzept aufgrund des ge-
schaffenen zweiten Standbeins seltener von Insolvenz betroffen sind (o. V. 2011b: 2). Vie-
le Einzelhändler benötigen hierbei jedoch Unterstützung bei der technischen Umset-
zung. Es wäre daher ratsam, beispielsweise über die Wirtschaftsförderung Schulungen 
anzubieten oder über den Einzelhandelsverband oder eine Werbegemeinschaft eine 
gemeinsame Homepage oder einen Online-Shop zu initiieren. 
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Kurzfassung 

Der Beitrag stellt Möglichkeiten der Internetinfrastruktur zur konkreten Verbesserung der 
ländlichen, ambulanten Gesundheitsversorgung dar. Mit den beschriebenen telemedi-
zinischen Anwendungen wird die Aufmerksamkeit von Stadt- und Raumplanung auf die 
Ressource Internet abseits von etablierten Anwendungsbereichen wie Online-
Bürgerdialogen oder webbasierten Karten gelenkt. Wege zum Arzt und die ambulante 
medizinische Versorgung sind in ländlichen Regionen wie Dithmarschen und Steinburg 
in Schleswig-Holstein nur noch schwer zu halten. Der Bevölkerungsrückgang, die Alte-
rung und der Mangel an medizinischem Personal bringt das ohnehin dünne Versor-
gungsnetz weiter unter Druck. Die Themen Raumüberwindung, Implikationen für das 
Konzept der Zentralen Orte und Handlungsmöglichkeiten der Raumplanung werden 
dazu diskutiert. 

Schlüsselwörter 

Raumplanung – Zentrale Orte – Telemedizin – internetgestützte ambulante Gesundheits-
versorgung – Daseinsvorsorge – ländlicher Raum – Dithmarschen – Steinburg 

Planning Networked Health – The Internet as a Tool, Development Impetus 
and Research Topic in Rural Areas 

Abstract 

This article introduces the potential contributions of Internet infrastructures to improving 
outpatient health care in rural areas. Going beyond already established fields of applica-
tion such as online-dialogues between citizens or web-based maps, the presented tele-
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medical applications aim to draw the attention of urban and regional planners to other 
uses of the Internet. For rural regions like Dithmarschen and Steinburg in Schleswig-
Holstein, bridging distances to the nearest doctor and guaranteeing outpatient medical 
care have become a serious problem today. Population shrinkage, ageing and a lack of 
medical staff put further pressure on the already deficient supply network. Against this 
background, the article discusses issues such as overcoming space, implications for the 
concept of ‘central places’ and the scope for action in spatial planning. 

Keywords 

Spatial planning – central places – telemedicine – internet-based outpatient medical care 
– public services – rural areas – Dithmarschen – Steinburg 

 

1 Einstieg: Raumplanung und Internet 
Die Möglichkeiten sowie die Nutzung des Internets und neuer Medien wirken in allen 
gesellschaftlichen Bereichen. Sie beeinflussen die Wahrnehmung und Theorie von Raum 
sowie die planerische Praxis. Allerdings widmet die Stadt- und Raumplanung im 
deutschsprachigen Raum dem Themenfeld nur mangelnde Aufmerksamkeit (u. a. Lo-
beck/Müller/Wiegandt 2008: 1). Diese Zurückhaltung ist angesichts der Schwierigkeiten 
möglicher Aussagen zum Einfluss des Internets auf Raum nachvollziehbar. Die verschie-
denen Einflussparameter auf ein Untersuchungsfeld überlagern sich und sind keinesfalls 
geradlinig dem Einsatz des Internets zuzuschreiben (Zoche 2000: 29). In diesem Sinne 
begreift der Autor die Nutzung des Internets und neuer Medien sowie die zugrunde lie-
gende Internet-Infrastruktur als Impuls für die räumliche Entwicklung, für die Entwicklung 
neuer Planungswerkzeuge und als Wissensquelle für Stadt- und Raumforschung, um 
Raum (z. B. durch die Einbeziehung sozialer Medien) besser zu verstehen. Es gilt dabei, 
die „digitalen Informationsschichten“ (Berchtold/Zeile 2011: 23) zu entdecken und mit 
bestehendem Wissen und verfügbaren Materialien sinnvoll zu verschalten. 

Anregungen für die Raumplanung können beispielsweise durch folgende Themenbe-
reiche erfolgen: Erstellung von räumlichen Karten und Auswertung von digitalen Daten, 
Theorie zur Beschreibung und Wahrnehmung von Raum, neue Formen von Öffentlich-
keit (Fritzsche/Krauskopf/Markmann 2011: 27), Nutzung und Aufbau von Online-
Communities, internetbasierte Wirtschaft im Raum, Bürgerbeteiligung, Kommunikation 
in Quartieren, Arbeitsorganisation im Beruf. Nachfolgend wird der Ansatz verfolgt, Po-
tenziale von Infrastrukturausstattung und medizinischer Nutzung zu untersuchen und für 
Stadt- und Raumplanung aufbereitet zu diskutieren. 

2 Die verwirrende Bezeichnung „virtuell“ 
Vielfach wird der Vergleich von realen Räumen und virtuellen Räumen im Internet her-
angezogen, um Einflüsse des Internets und neuer Medien zu erklären. Angesichts der 
breiten gesellschaftlichen Wirkung durch Internetinfrastruktur und dessen Gebrauch 
scheint diese Gegenüberstellung nicht mehr zutreffend. Es ist zu fragen: Beschreibt das 
Gegensatzpaar überhaupt noch unsere alltägliche Realität? „Real“ (lateinisch: realis) wird 
im Deutschen als „dinglich“, „sachlich“ und „wirklich“ verwendet. „Virtuell“ (lateinisch: 
virtualis) meint „der Kraft oder Möglichkeit nach vorhanden, aber nicht wirklich existie-
rend“. Zur präziseren Beschreibung der Einflüsse bieten sich möglicherweise Begriffe wie 
„digital“, „online“ oder „internetgestützt“ an. In einigen Fällen, z. B. bei der Nutzung von 
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internetfähigen Mobiltelefonen, wird der Online-Zugang erweitert und jederzeit verfüg-
bar – Sphären oder das vermeintlich Reale und Virtuelle vermischen sich. Nichts desto 
trotz bestehen virtuelle Realitäten. In bestimmten Computerspielen werden räumliche 
Scheinwelten vorgespielt. Diese Scheinwelten existieren allerdings auch bei Rollenspie-
len ohne Computereinsatz. Die nachfolgenden Beispiele veranschaulichen die reale 
Internetnutzung im Gesundheitsbereich. Es sei vorweg angemerkt, dass das Internet da-
bei nicht als Ort oder Raum, sondern eher als Übermittlungstechnologie oder Daten-
bank thematisiert wird. 

3 Internet-Infrastruktur für Praxisstandorte – Beispiel Landkreise  
Dithmarschen und Steinburg 

Grundsätzlich ist von einer weniger leistungsstarken Internetversorgung im ländlichen 
Raum als in der Großstadt auszugehen (BBSR 2012: 6). Diese Annahme wird der Untersu-
chung in Dithmarschen und Steinburg, zwei Landkreise nordöstlich von Hamburg in 
Schleswig-Holstein, zugrunde gelegt. Die deutlich höheren Pro-Kopf-Kosten beim Auf-
bau der Infrastruktur, d. h. Glasfaserkabel im Boden und technische Ausstattung der Ver-
teilerkästen im dünn besiedelten Raum, hemmen den Ausbau. Dieser wird deshalb 
durch staatliche Intervention vorangetrieben, z. B. durch das Verbinden von Mobilfunkli-
zenzrechten für lukrative städtische Räume mit Ausbauvorgaben in ländlichen Räumen. 
Zum Netzinfrastrukturaufbau durch Energie- und Telekommunikationsunternehmen 
müssen Teile der bestehenden Kupferkabel durch Glasfaserkabel ersetzt werden und 
Verteiler- oder Schaltkästen bedürfen einer technischen Aufrüstung. Abbildung 1 zeigt, 
dass bei zunehmender Übertragungsrate der Versorgungsunterschied zwischen Stadt 
und Land besonders deutlich wird. 1 oder 2 Mbit/s (Megabit pro Sekunde) als Minimum 
reichen zur umfassenden Internetnutzung oft nicht aus. Negativ betroffen sind neben 
den privaten Nutzern vor allem auch Unternehmen, Dienstleister oder Ärzte. Die Bild-
übermittlung, der Zugriff auf Bilddatenbanken im Bereich der Telemedizin oder das 
Streamen von Filmen funktioniert nur reibungslos mit einer größeren Datenübertra-
gungsrate (Büllingen/Stamm 2008: 45). Beispielsweise benötigt man für eine Videokon-
ferenz eine Kapazität von etwa 16 Mbit/s. In einer bundesweiten Umfrage des Allens-
bach-Instituts schätzten 60 % der niedergelassenen Ärzte die Bedeutung der Telematik 
(Mittel der Verknüpfung von Informationssystemen mithilfe von Telekommunikationssys-
temen und Datenverarbeitung) und 48 % die Bedeutung der Telemedizin als zunehmend 
wichtig ein (Institut für Demoskopie Allensbach 2010: 28). In ihren Antworten sind die 
befragten Krankenhausärzte noch deutlich optimistischer. Mittlerweile führt für die nie-
dergelassenen Ärzte trotz möglicher Skepsis gegenüber Chancen und Möglichkeiten des 
Internets kein Weg mehr an dessen Nutzung vorbei. Seit 2011 ist die Online-Abrechnung 
mit den Kassenärztlichen Vereinigungen verpflichtend. 
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Abb. 1: Regionalstruktur der Versorgung mit ausgewählten Bandbreiten 

 

Quelle: BBSR (2012: 6) 

In der diesem Beitrag zugrunde liegenden Abschlussarbeit „Vernetzte Gesundheit 
planen“ (Fritzsche 2011) hat eine GIS-Auswertung zur Internetversorgung als Basis für die 
internetgestützten Anwendungen ein unerwartet gutes Resultat ergeben. 95 % der nie-
dergelassenen Ärzte im Planungsraum Dithmarschen und Steinburg können eine Inter-
netverbindung von mindestens 2 Mbit/s nutzen (221 untersuchte Praxis-Standorte, Daten 
von 2010). Immerhin 87 % können eine Kapazität von 6 Mbit/s oder mehr nutzen. Nur 
fünf Standorte sind bei der potenziellen medizinischen Internetnutzung durch ihre 
schlechte Verbindung deutlich benachteiligt (vgl. auch Abb. 2). Der Unterschied zwi-
schen den Praxen von Allgemeinmedizinern und Fachärzten ist dabei eher unbedeu-
tend. 
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4  Internetgestützte ambulante Gesundheitsversorgung  
und räumliche Einflüsse 

Der Oberbegriff Telemedizin für internetgestützte Anwendungen im Gesundheitsbe-
reich ist nicht neu. Allerdings haben sich die Rahmenbedingungen für die Telemedizin 
und ihre Konzepte verbessert. Standardlösungen zum Datenaustausch, höhere Technik-
akzeptanz, Projekte und Förderprogramme u. a. im Pflegebereich (z. B. Ambient Assisted 
Living) und die Einführung der elektronischen Gesundheitskarte sind dafür als Beleg zu 
nennen. In Schleswig-Holstein konnten 2010 neun Telemedizin-Projekte recherchiert 
werden, darunter zwei im untersuchten Planungsraum: Gesundheitskarte Westküste und 
die Integrationsplattform 5K zum Austausch von Patientendaten (Ministerium für Arbeit, 
Soziales und Gesundheit des Landes Schleswig-Holstein 2009: 5, 75). Die Beispiele im 
Untersuchungsbereich zeigen insbesondere die Praxisbezogenheit der sogenannten 
Digitalisierung im Gesundheitsbereich. 

Die drei nachfolgenden Telemedizinprojekte aus Deutschland illustrieren Anwendun-
gen, die exemplarisch für die entscheidenden Verfahren stehen. „Partnership for the 
Heart“ ist der Titel einer Studie, an der 710 Patienten mit Herzleiden zwischen 2008 und 
2010 teilgenommen haben (E-Health-Com 2010). Es handelt sich um ein medizinisches 
Frühwarnsystem auf Basis der Fernüberwachung von Patienten mittels Internet und Mo-
biltelefonie. Patienten übermitteln mit geeigneten Endgeräten von zu Hause oder unter-
wegs die eigenen Vitaldaten wie Blutdruck oder EKG an ein medizinisches Datenzent-
rum. Von dort bekommen sie bei Bedarf qualifizierte Rückmeldung und im Notfall kann 
direkt ein Notarzt zum Patienten geschickt werden. Diese neuen medizinischen Zentren 
werden damit Teil des Akteursnetzes von Hausarzt, Fachärzten und Patient. Die abge-
stimmte Beratung erhöht die Leistungsfähigkeit der Behandlung und das Wohlbefinden 
der Patienten. Die körperliche Belastbarkeit z. B. beim Treppensteigen kann gesteigert 
werden. Die Patienten können durch Telemonitoring (länger) zu Hause verbleiben und 
werden befähigt, ihren Alltag im Wohnumfeld besser zu bewerkstelligen. „Partnership 
for the Heart“ setzt auf Arbeitsteilung der Mediziner und ein neuer Akteur entsteht. Un-
nötige Besuche beim Facharzt und der Austausch von Daten via Post fallen weg. 

Im Beispiel AgnES (arztentlastende, gemeindenahe, eHealth-gestützte, systemische In-
tervention) kommt die Technik zu den Patienten nach Hause. Zur Entlastung der Ärzte 
übernehmen speziell geschulte, nichtärztliche Praxismitarbeiter Hausbesuche. Sie wer-
den dabei in ihren hausärztlichen Tätigkeiten durch Technik unterstützt. Bei Bedarf kann 
der Hausarzt telefonisch dazugerufen werden und hat dabei Zugriff auf die digital erfass-
ten Patientenwerte. Später können die Untersuchungsergebnisse in das Praxissystem 
übertragen werden. Eine hohe Patientenzufriedenheit konnte in den Brandenburger 
Pilotbereichen ermittelt werden. 90 % der beteiligten Hausärzte bescheinigten dem Pro-
jekt nach der Testphase mit rund 10.000 Hausbesuchen, dass es im Vergleich zu den 
normalen Tätigkeiten zu einer Entlastung führte (MUGV 2010). Die auf AgnES beruhende 
Anwendung wurde 2009 in den Leistungskatalog der Krankenkassen aufgenommen. 

Eine gängige Anwendung des Internets sind Teleradiologie-Netzwerke, wie z. B. in 
Flensburg. Die Ärzte der Flensburger Klinik befunden für eine Sylter Klinik Computerto-
mografien (CTs) aus der Ferne und für Husum werden Röntgen- und Mammografieauf-
nahmen bewertet. Die Daten werden verschlüsselt und strukturiert ausgetauscht. Ergän-
zend werden sie in Videokonferenzen diskutiert. Bilder und Befunde sind durch die 
Übertragung im Internet schnell für Diagnosen verfügbar (Warnecke 2008: 2). Kurierver-
sand, haptische Archivierung bzw. alte Formen der Berichtslegung und ungesicherter 
Datenaustausch via Fax oder E-Mail werden durch diese standardisierten Verfahren ab-
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gelöst. Bemerkenswert ist die gezielte Akutversorgung von Hirninfarkten oder -blutungen 
durch das Netzwerk der Dresdner Universitätsklinik. Mithilfe von speziellen Untersu-
chungseinheiten an kleineren Kliniken in Ostsachsen, Tonübermittlungen, Live-Bildern 
einer Webcam und ergänzenden CT- oder MRT-Aufnahmen können die Ärzte des Dres-
dner Schlaganfallzentrums den Kollegen bei der Untersuchung aus der Ferne „beiwoh-
nen“ und für diese zeitkritischen Fälle gemeinsam das weitere Vorgehen bestimmen 
(Bodechtel 2011). Diese von den Krankenkassen getragene Versorgung und ebenso die 
Teleradiologie insgesamt machen deutlich, dass kleine Krankenhäuser auf die elektroni-
sche Fernunterstützung angewiesen sind. Die Krankenhäuser sind dabei die Vorreiter, 
allerdings nutzen auch Fachärzte in der ambulanten Versorgung diese Möglichkeiten. 

Das Telemonitoring, die internetgestützten Hausbesuche und die Teleradiologie wer-
den durch eine elektronische Gesundheitsverwaltung ermöglicht. Sie setzt auf elektroni-
sche Formulare, Datenbanken, Falldokumentation, abgestimmtes Behandlungsma-
nagement (Trill 2009: 6) und die schnelle Verfügbarkeit von Gesundheitsdaten an ver-
schiedenen Orten. Schon länger gibt es eine elektronische Verwaltung in Praxen oder im 
Krankenhaus, aber mit den neuen Verfahren werden die Daten standardisiert und aus-
tauschbar. Für die Patienten werden erste Schritte in diese Richtung durch die Ausgabe 
der elektronischen Gesundheitskarte als Ersatz für die bisherige Krankenkarte greifbar: 
Noch werden darauf nur Basis- bzw. Stammdaten erfasst, später soll die Möglichkeit er-
öffnet werden, Notfalldaten, Arztbriefe etc. zu speichern. 

5 Der Einfluss von Telemedizin auf den Raum und das Konzept  
der Zentralen Orte 

Die beschriebenen Anwendungen bzw. die durch Internetinfrastruktur vermittelten 
Dienstleistungen in der Patientenversorgung oder Gesundheitsverwaltung machen deut-
lich, dass die Digitalisierung und die Internetnutzung voranschreiten. Patientendaten 
und Untersuchungsergebnisse sowie Beratung sind zukünftig schneller und auch zeit-
gleich über Distanz verfügbar. Dies ist und wird voraussichtlich verstärkt mit Auswirkun-
gen für das Angebot an Gesundheitsdienstleistungen und deren Nutzung durch Patien-
ten verbunden sein. 

In der Raumforschung wurden Einflüsse des Internets und seiner Nutzung in wenigen 
Studien hauptsächlich im Bereich Einzelhandel und Geschäftsprozesse untersucht. Über 
den Interneteinfluss auf den Raum und speziell auf den ländlichen Raum lässt sich keine 
eindeutige Position identifizieren. Dohse/Laaser/Schrader et al. (2004: 104) haben im 
Bereich von eCommerce eher die Verschärfung von räumlichen Disparitäten und die 
Stärkung der ohnehin starken Standorte festgestellt – ein Argument für die konzentrati-
ons- oder trendverstärkende These, die auch von Floeting und Oertel (2002: 27) vertre-
ten wird. Allerdings wird eine positive ländliche Entwicklung durch die Nutzung von 
Technologie nicht ausgeschlossen (Floeting/Oertel 2002: 27). Eher positiv hinsichtlich 
der Entwicklung ländlicher Räume ist der Ansatz der Dekonzentrations- oder Aus-
gleichsthese. Das Sowohl-als-Auch ist Kern der Ambivalenzthese, die in der Studie 
„Auswirkung neuer Medien auf die Raumstruktur“ (Zoche 2000) vertreten wird. Die Stu-
die konstatiert, dass immer mehr technische und gesellschaftliche Entwicklungsoptionen 
eine Vorhersage erschweren und Gestaltungsmöglichkeiten von Akteuren in regionalen 
sowie gesellschaftlichen Zusammenhängen sehr wohl bestehen (Zoche 2000: 39). Ein-
deutig ist der Trend zu Netzwerken aus lokalen aber auch überörtlichen Bezügen, wel-
cher durch die neuen Technologien erst ermöglicht werde (Zoche 2000: 38). Vom „Tod 
der Distanz“ durch neue Technologien kann nach den Ergebnissen der Studie keine Re-
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de sein und der ländliche Raum ist aus Perspektive der Studien nach wie vor von den 
Agglomerationen abhängig. Fraglich bleibt, ob die Logik der Großstadt bzw. der Kon-
zentration produktiv und maßgeblich für das Handeln im ländlichen Raum sein kann. 

Im Artikel „Aktuelle Entwicklungen der IuK-Technologien – Konsequenzen für räumli-
che Entwicklung und Raumplanung“ (Langhagen-Rohrbach 2006) wurden Folgen der 
Telemedizin im Kontext anderer gesellschaftlicher Bereiche konkret diskutiert. Darin 
wird der Trend der Konzentration bestätigt. Allerdings ist der Gesundheitsbereich sehr 
komplex und der Einfluss des Internets wird z. B. von marktwirtschaftlichen Prozessen 
oder der Gesetzgebung noch überlagert (Langhagen-Rohrbach 2006: 279). In diesem 
Sinne werden der Telemedizin bzw. dem Telemonitoring wenig Chancen eingeräumt, 
soziale Infrastrukturen zu kompensieren und praktisch raumrelevant zu werden. Die hier 
angeführten Beispiele aus Telemonitoring, internetgestützten Hausbesuchen und der 
Teleradiologie stellen aktuelle Entwicklungen dar und relativieren die umrissenen Ergeb-
nisse von Langhagen-Rohrbach. 

Mit den vorgestellten Anwendungen erweitern sich für Patienten und Ärzte die räum-
lichen Gesundheitsbezüge. Damit werden auch Überlegungen zum Konzept der Zentra-
len Orte beeinflusst. Das Konzept hat als raumordnerisches Instrument im ländlichen 
Raum eine wichtige Orientierungsfunktion, insbesondere bei der Sicherung der Daseins-
vorsorge (Einig 2008: 27; BMVBS 2010: 62). Zur Veranschaulichung: Die Wege zu spezia-
lisierten Ärzten werden weiter, aber durch neue Netzwerke und Internetunterstützung 
weniger. Für die Mediziner verfestigt sich der Trend der Arbeitsteilung und neue Akteure 
kommen hinzu (telemedizinische Zentren wie bei „Partnership fort he heart“). In der Ein-
schätzung des Autors bleibt die Bedeutung der Haus- und Allgemeinmediziner vor Ort 
eher unangetastet. Diese Gruppe ist zur Sicherung der medizinischen Grundversorgung 
elementar und vorrangig. Sie werden von den neuen Modellen benötigt und eingebun-
den, ein Hinweis auf die Ausgleichsthese (s. o.) wird hier offenkundig. Es wird auch deut-
lich, dass die Möglichkeiten der Telemedizin an bestehende Strukturen andocken. Das 
heißt auch, neue Servicecenter orientieren sich an bestehenden Standorten wie Kran-
kenhäusern oder Ärztezentren, worin ein Hinweis auf die Evidenz der Konzentrations-
these erkennbar ist. Durch die häusliche Unterstützung mit den beschriebenen medizi-
nischen Leistungen und Projekten werden dezentrale Versorgungskonzepte auf Basis 
bestehender Standorte und ihrer Funktion unterstützt (z. B. mobile, internetgestützte 
Hausbesuche). Darüber hinaus können durch erhöhte Selbstständigkeit der Patienten 
und durch medizinische Versorgungssicherheit der Alltag im Wohnumfeld und die häus-
liche Pflege gestärkt werden. Es wird darin eher eine Stärkung für den Ansatz der gleich-
wertigen Lebensverhältnisse gesehen. Die Erreichbarkeit von hochwertigen medizini-
schen Leistungen wird insbesondere in Hinblick auf die stationäre Versorgung in der 
Fläche aufrechterhalten, möglicherweise sogar qualitativ verbessert. Diese Entwicklung 
ist allerdings nicht für alle Arztgruppen gleich zu bewerten. Fachärzte sind durch die 
neuen Modelle und den möglichen Zugang zu überregionalen medizinischen Angebo-
ten eher mit einer veränderten Situation konfrontiert. Umso stärker sollten sich die Ziel- 
und Grundsatzaussagen der Raumplanung auf die Hausärzte und Krankenhäuser kon-
zentrieren oder Ärztenetzwerke einfordern.  

Die Nutzung der neuen Modelle stellt die bisherige Trennung von ambulanter und sta-
tionärer Gesundheitsversorgung sowie separierter Pflege infrage. Internetnutzung bzw. 
die neue Gesundheitsverwaltung ist dafür ein Katalysator. Exemplarisch sei dafür an die 
medizinischen Servicecenter erinnert. Sie bieten, orientiert am Patienten, eine Gesund-
heitsplattform für alle an der Therapie Beteiligten an. In diesem neuen Feld trifft die von 
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Zoche (2000: 39) beschriebene Offenheit der Entwicklung zu. Telemedizinische Zentren 
sollten raumplanerisch Berücksichtigung finden. 

6 Raumplanung und Daseinsvorsorge 
Gesundheit ist keine originäre Aufgabe der Stadt- und Raumplanung. Stattdessen ist die 
ambulante Gesundheitsversorgung stark durch die Selbstorganisation von Ärzten und 
Krankenkassen und die Gesetzgebung des Bundes geprägt. Dennoch stehen Kommunen 
gerade in diesem Bereich vor Problemen. Die räumlichen Bezüge sind dazu dargestellt 
worden: Wo sich Ärzte niederlassen und wie die Patienten diese Angebote erreichen, 
oder wie medizinische Dienstleistungen die Patienten erreichen, ist auch eine planeri-
sche Frage. Mit dem Auftrag „Daseinsvorsorge sichern“ (Beschluss der Ministerkonferenz 
für Raumordnung 2006) und den Bestimmungen in § 2 ROG wird der planerische Rah-
men deutlicher. Fürst (2004) bereitete mit dem Management der Bearbeitung von Ge-
meinschaftaufgaben planungstheoretisch dafür einen Weg. Raumplanung kann durch 
Analyse, Unterstützung bei Entscheidungen und Zusammenarbeit sowie durch den Ein-
satz von Moderation, Mediation, Visualisierung und Regionalmanagement dem Auftrag 
Daseinsvorsorge gerecht werden und die Entwicklung der Gemeinden in diesem Sinne 
positiv begleiten. Es muss nicht dabei bleiben, in abstrakten Plänen Ziele oder Hand-
lungsfelder zu benennen. In Landesentwicklungs- und Regionalplänen ist das Thema 
Gesundheit ohnehin nicht wegzudenken. Bleibt es beim Benennen von Zielen oder 
werden planerische Akteure auch aktiv? Die regionale Ebene bietet sich für konkrete 
Handlungsansätze an, um Gesundheit praktikabel zu thematisieren und ganzheitliche 
Ansätze zu beschreiben sowie das Wer, Was, Wo und die Finanzierung zu klären. Das 
Internet kann hier ein Katalysator sein, der es Akteuren vereinfacht, Netzwerke und 
räumlich angepasste Versorgungsmodelle, wie oben beschrieben, anzustoßen und bei-
spielsweise Weiterbildung und mobile medizinische Dienstleistungen zu fördern. Dar-
über hinaus zeigen Initiativen aus Hessen und Bayern, dass die Domäne der gesundheit-
lichen Selbstorganisation durch kommunale Initiativen zu beeinflussen ist. In diesen 
Bundesländern gab es beispielsweise konkrete Vereinbarungen, dem ambulanten Man-
gel entgegenzutreten. Aus diesem Auftrag wurden längst Projekte zu vielfältigen Themen 
um die Daseinsvorsorge und es wurde ein Programm zur Städtebauförderung „Kleine 
Städte und Gemeinden“ aufgelegt, welches Analysen zur Daseinsvorsorge und bauliche 
Maßnahmen zu Infrastrukturanpassung unterstützt. 

Dieser Beitrag möchte mit der Vorstellung der Untersuchung von Potenzialen des In-
ternets im Gesundheitsbereich anregen, Internetinfrastruktur mit einer Nutzungsper-
spektive auszubauen. Internetgestützte Modelle könnten bei der Neustrukturierung der 
Daseinsvorsorge stärker einbezogen werden, so z. B. für Dialoge zwischen Verwaltung 
und Einwohnern oder für die Organisation von Mitfahr- und Ehrenamtsbörsen, Einkaufs-
genossenschaften oder Vereinsarbeit. 
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Abb. 3: Anregung zum Einsatz des Internets zum Nutzen von Landärzten 
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Kurzfassung 

Anhand einer Fallstudie wird im vorliegenden Beitrag das Format des Runden Tisches als 
ein Informations-, Konsultations- und Vermittlungsinstrument hinsichtlich seiner Eignung 
bei großen Infrastrukturvorhaben der Energiewende analysiert. Anhand von 15 Kriterien – 
hierunter Aspekte wie die Legitimation des Veranstalters, Fragen nach der Zielbestim-
mung oder der begleitenden Öffentlichkeitsarbeit – wird am Beispiel des Runden Tisches 
Atdorf zum geplanten Bau eines Pumpspeicherwerks im Südschwarzwald herausgearbei-
tet, unter welchen Vorrausetzungen Dialoge erfolgreich verlaufen können. Der Beitrag 
endet mit Handlungsempfehlungen für die Öffentlichkeitsbeteiligung bei Großinfrastruk-
turvorhaben. 

Schlüsselwörter 

Kommunikative und kooperative Planung – Energiewende – Konfliktmoderation und  
-mediation – Öffentlichkeitsbeteiligung – Zulassung von Großinfrastrukturvorhaben  

The Round Table – an Appropriate Instrument of Dialogue for Large Infra-
structure Projects Occurring in the Context of the German Energy Transition. 
The Example of a Planned Pumped-storage Plant in the Southern Black Forest 

Abstract 

With reference to a case study, this article assesses the format of “round tables” as an 
information-, consultation-, and mediation-instrument. In particular, the article examines 
the suitability of round tables in the field of large infrastructure projects within the con-
text of the German energy transition. Based on 15 criteria – including aspects like the or-
ganiser’s legitimacy, questions related to the definition of goals or accompanying public 
relations – the round table in Atdorf on the planned construction of a pumped-storage 
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plant in the southern Black Forest is used to discuss the conditions in which dialogues are 
likely to be successful. The paper closes with some recommendations related to public 
participation possibilities in large infrastructure projects. 

Keywords 

Communicative and cooperative planning – German energy transition – conflict media-
tion and moderation – public participation – approval of large infrastructure projects  

 

1 Einleitung 
Vielerorts gab es in der jüngeren Vergangenheit öffentlichen Protest gegenüber Großinf-
rastrukturvorhaben. Bekannte Beispiele umfassen Bahnprojekte (Stuttgart 21), Flughäfen 
(Nachtflugverbot in Frankfurt und Berlin, Bau einer dritten Landebahn in München) und 
die Energiewende (Bau neuer Stromtrassen). 

Mit dem Artikel „Volk der Widerborste“ wurde diese Bewegung in einem Spiegel-
Artikel von Bartsch/Becker/Bode (2010: 64 ff.) auf den Punkt gebracht. Antworten auf die 
zunehmend aufbegehrende Bürgerschaft gegenüber raumrelevanten Infrastrukturvorha-
ben suchten die Jahrestagung der einschlägigen Berufsvereinigung Informationskreis für 
Raumplanung (IfR) 2011 zum Thema „Planung, Beteiligung, Medien“ und verschiedene 
Autoren in einem Sonderheft der Zeitschrift „Politische Ökologie“ unter der Überschrift 
„Beteiligung 3.0“.1 Die Wissenschaft hat sich des Themas angenommen und in juristi-
schen Kreisen wird über neue Formen der Öffentlichkeitsbeteiligung bei Großinfrastruk-
turvorhaben diskutiert. 

Mit der Kritik einer unzureichenden Beteiligung an dem Vorhaben zum Bau eines 
Pumpspeicherwerks sah sich auch der Vorhabenträger, die Schluchseewerk AG, zu Be-
ginn des Jahres 2011 konfrontiert. Um eine weitergehende Eskalation eines sich zuspit-
zenden Konfliktes zu vermeiden, wurde durch die Schluchseewerk AG im Jahr 2011 ein 
Runder Tisch ins Leben gerufen. Ziel war es, mehr Information und Transparenz in einem 
frühen Planungsstadium des Vorhabens zu schaffen und in einer strukturierten Diskussi-
on Argumente des Für und Wider auszutauschen.   

Der Runde Tisch stellt ein bekanntes Format zur Informationsbereitstellung, Konsulta-
tion und Vermittlung zwischen divergierenden Interessen bei Großinfrastrukturvorhaben 
dar. In Zeiten der Forderung nach mehr Mitsprache und den aus der Energiewende re-
sultierenden Infrastrukturentscheidungen (mit Gewinnern und Verlierern) dürften ent-
sprechende Formate in der Zukunft an Bedeutung gewinnen. Der vorliegende Beitrag 
wird zunächst Grundsätzliches zum Format „Runder Tisch“ als Beteiligungsinstrument 
sowie Erfolgsfaktoren zur Durchführung von Runden Tischen ausführen. Im Anschluss 
wird der Runde Tisch zum geplanten Bau eines Pumpspeicherwerks in Atdorf vorgestellt 
und anhand der zuvor definierten Erfolgsfaktoren bewertet. Die Analyse basiert auf Inter-
views und einer teilnehmenden Beobachtung, die im Rahmen der Evaluation und Be-
gleitforschung des Runden Tisches zum Pumpspeicherwerk Atdorf für das Land Baden-
Württemberg durchgeführt wurde. Aus der zusammenfassenden Analyse werden ab-
schließend übergeordnete Handlungsempfehlungen abgeleitet.  

  

                                                 
1 Heft 127, Dezember 2011. 
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2 Runde Tische als Dialog- und Beteiligungsinstrument  
Thomsen/Steets/Nashat (2010: 14) verstehen unter einem Runden Tisch „eine Organisa-
tionsform, bei der die Teilnehmer-/innen, die nach Möglichkeit alle Interessen repräsen-
tieren, gleichberechtigt und kooperativ einen gemeinschaftlichen Diskurs über eine be-
stimmte Themenstellung führen, um eine positive Veränderung in Bezug auf den Konflikt 
oder die identifizierten Probleme, die die jeweilige Themenstellung betreffen, zu bewir-
ken“. Der Dialog über Sachprobleme und die Suche nach konsensorientierten Lösungen 
sind nach Bischoff/Selle/Sinning (2001: 73) die zwei zentralen Ziele von Runden Tischen. 
An einem Runden Tisch sollen die wesentlichen, von einer Planung betroffenen bzw. mit 
Lösungskompetenzen ausgestatteten Personen bzw. Institutionen zur Beratung zusam-
menkommen. Runde Tische können unterschiedlichen Zwecken dienen. Thomsen/ 
Steets/Nashat (2010: 20 ff.) unterscheiden zwischen der Vernetzung von Akteuren, der 
Beratung bei unterschiedlichen Wissensständen, der Entwicklung von Projekten sowie 
der Vermittlung bei der Lösungssuche politischer bzw. gesellschaftlicher Probleme. 
Runde Tische helfen wesentlich dabei, Expertise-Defizite, Kapazitäts- und Integrations-
defizite sowie Beteiligungs- und Legitimationsdefizite abzubauen (Thomsen/Steets/ 
Nashat 2010: 10 f.). Sie leisten demnach einen erheblichen Beitrag für eine gelebte De-
mokratie. 

Die Beteiligungsliteratur unterscheidet in Anlehnung an die „Partizipationsleiter“ von 
Arnstein (1969: 218 ff.) unterschiedliche Stufen der Beteiligung. Demnach können die 
Stufen Information, Konsultation, Kooperation und (Mit-)Entscheidung (vgl. Abb. 1) un-
terschieden werden. Je höher die Stufe, desto stärker ist das Ausmaß der Einbeziehung, 
die die Beteiligenden zulassen, und desto höher ist der Grad der Möglichkeiten der Ein-
flussnahme seitens der Beteiligten.  

Abb. 1: Stufen der Beteiligung im Rahmen von Planungsverfahren 

 

Quelle: team ewen (Christoph Ewen) in Anlehnung an NABU (2008), Rau/Zoeller/Nolting et al. (2011) und  
 BMVBS (2012). 

Die „100 Prozent Erneuerbar Stiftung“ fokussiert in ihrem Leitfaden „Akzeptanz und Be-
teiligung: Zwei Seiten einer Medaille“ weniger die Reichweite als die Reihenfolge der 
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Beteiligung von Stakeholdern bei der Projektplanung erneuerbarer Energieanlagen2 und 
stellt eine Typologie kooperativer Planung, bedingter Beteiligung und Antizipation auf 
(Haug/Mono 2012: 8). Demnach erfolgt bei der kooperativen Planung zunächst die Wil-
lensbildung der Stakeholder und erst danach die konkrete Planung durch den Vorha-
benträger. Dieser Typus ist in der bisherigen Praxis kaum – und wenn dann bei Projekten, 
die durch Bürgerenergiegenossenschaften realisiert werden – anzutreffen. Weitaus ver-
breiteter sind die Typen der bedingten Beteiligung, wonach erst geplant und dann in 
Form von Konsultationen Stakeholder und Betroffene beteiligt werden, sowie die Antizi-
pation. Bei Letzterer erfolgt durch einen Vorhabenträger keine direkte Beteiligung. Viel-
mehr versucht dieser, seine Planung auf antizipierte Bedürfnisse der Stakeholder und 
potenziell Betroffene auszurichten.  

Die Auswahl von Beteiligungsformen sollte sich projektbezogen am Ausmaß des Kon-
fliktpotenzials sowie der Unsicherheit eines Projektes orientieren, so der NABU (2008: 
10 ff.) in seinem Kommunikationsratgeber zum Ausbau erneuerbarer Energien.  

Wie diese Typisierungen in der praktischen Einschätzung des Runden Tisches zum Bau 
eines Pumspeicherwerkes zu bewerten sind – auch im Hinblick auf Erfolgskriterien – und 
wie sich der Runde Tisch Atdorf darin einordnet, ist Gegenstand des folgenden Kapitels. 

3 Der Runde Tisch Atdorf 
Zwischen Juni und November 2011 wurde der Runde Tisch zum geplanten Pumpspei-
cherwerk Atdorf im Südschwarzwald durchgeführt. Um einen sich zuspitzenden Konflikt 
zwischen Vorhabenträger (der Schluchseewerk AG) und Akteuren vor Ort (vom Bau be-
troffene Bürger, organisiert in einer Bürgerinitiative, Lokalpolitiker und Umwelt- und Na-
turschutzverbände) zu entschärfen, wurde der Runde Tisch Atdorf ins Leben gerufen und 
in Form von fünf thematischen Sitzungen3 durchgeführt. Die Sinnhaftigkeit des Einsatzes 
eines solchen Dialoginstruments hatte sich bereits 2010 infolge turbulenter Bürgerinfor-
mationsveranstaltungen im Kontext des Raumordnungsverfahrens zum Bau des Pump-
speicherwerks angedeutet.  

Der Anstoß zur Durchführung des Runden Tisches erfolgte durch den NABU-
Landesverband sowie die Landtagsfraktion der Grünen Baden-Württemberg. Mit der 
Durchführung des Runden Tisches wurde ein externes Moderationsbüro beauftragt. 
Teilnehmer waren landes- und lokalpolitische Vertreter aller Fraktionen, Umweltverbän-
de, der Vorhabenträger, die Genehmigungsbehörde sowie das für das Raumordnungs-
verfahren zuständige Regierungspräsidium Freiburg, Vertreter der Tourismusverbände 
und der örtlichen Kurkliniken sowie eine Bürgerinitiative gegen und eine Unternehmer-
initiative für das Projekt.4 Die Teilnehmerauswahl erfolgte nach verschiedenen Vor-Ort-

                                                 
2 Zwar handelt es sich bei Pumpspeicherwerken im Gegensatz zu Wasserkraftwerken nicht im engeren 

Sinne um die Nutzung erneuerbarer Energien. Mit der – Pumpspeicherkraftwerken eigenen – Speicherkapa-
zität kann jedoch ein wesentlicher Beitrag zur Energiewende geleistet werden. Zudem weisen die Probleme 
bei der Planung und Errichtung solcher Anlagen sehr viele Parallelen zur Planung und Errichtung erneuerba-
rer Energieanlagen auf.       

3 Es gab folgende Sitzungen: 1. RT (25.06.2011) – Debatte zur Grundstruktur (Spielregeln, Teilnehmer) Vor-
stellung der Begleitforschung, Eingangsstatements der Teilnehmer; 2. RT (25.07.2011) – Debatte über Stand-
ortalternativen, Varianten aus dem Raumordnungsverfahren und zusätzliche Alternativen; 3. RT (20.09.2011) 
– Grundsatzdebatte zur energiepolitischen Notwendigkeit, Thema Erdbebensicherheit; 4. RT (10.10.2011) – 
Themen: Lärm, Verkehr, Erschütterungen, A 98, Arsen; 5. RT (08.11.2011) – Themen: Tourismus und Wirt-
schaft, Natur- und Artenschutz, Abschlussstatements der Teilnehmer. Zusätzlich fand eine Veranstaltung zum 
Thema „Luftqualität und Kurortstatus“ am 14.02.2012 statt, die am Runden Tisch Adorf verabredet worden 
war.   

4 Die detaillierten Teilnehmerlisten zu den jeweiligen Sitzungen können der Website http://www.runder-
tisch-atdorf.de/teilnehmer.htm entnommen werden (Stand 23.08.2012). 
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Gesprächen zur Bestandsaufnahme durch die externe Moderatorin in Absprache mit 
dem Vorhabenträger, der auch die mit dem Runden Tisch verbundenen Kosten über-
nahm.    

Zeitlich war der Runde Tisch Atdorf im Zulassungsverfahren zwischen dem vorgelager-
ten Raumordnungsverfahren und dem Planfeststellungsverfahren, das die eigentliche 
Zulassung beinhaltet, verortet. Der Runde Tisch sah sich mit einer klassischen Schwierig-
keit in Bezug auf die Beteiligung bei Großinfrastrukturvorhaben konfrontiert. Diese lei-
den oft unter dem Paradox, dass zu Beginn der Planung erhebliche Entscheidungsspiel-
räume zur Ausgestaltung des Vorhabens bestehen, das öffentliche Interesse sich jedoch 
zu diesem Zeitpunkt in Grenzen hält. Je konkreter die Planung (über ein Raumordnungs-
verfahren bis hin zum Planfeststellungsverfahren) voranschreitet, desto kleiner werden 
jedoch die Entscheidungsspielräume, da zahlreiche Vorleistungen in Form von Kosten 
für Planungen, Gutachten o. Ä. bereits durch den Vorhabenträger erbracht worden sind. 
Die wahrgenommene Betroffenheit von Anliegern und Stakeholdern nimmt in der Regel 
jedoch erst mit der Konkretisierung der Planungen zu (vgl. Abb. 2).  

Abb. 2: Beteiligungsparadox: Diskrepanz von Entscheidungsspielräumen und wahrge- 
 nommener Betroffenheit bei großen Infrastrukturvorhaben  

  

Quelle: team ewen (Frank Buchholz) in Anlehnung an BMVBS (2012: 14). 

Folgende Zielsetzungen wurden auf der ersten von insgesamt fünf thematischen Sit-
zungen des Runden Tisches vereinbart:5  

 Eine Diskussion über die bedeutsamen Aspekte des geplanten Pumpspeicherwerkes 
einschließlich der Frage nach der grundsätzlichen Notwendigkeit, 

 die Herstellung von Transparenz über die Entscheidungsgrundlagen, 

 ein Kompetenzzuwachs bei allen Dialogpartnern,  

                                                 
5 http://www.runder-tisch-atdorf.de/Spielregeln.htm (23.08.2012). 
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 eine Versachlichung der Diskussion,  

 die Schaffung verbesserter Grundlagen als Voraussetzung für die weiteren Entschei-
dungsprozesse und  

 wenn möglich, die Erarbeitung von Lösungs- und Kompromissvorschlägen in Einzel-
punkten. 

Der definierten Zielstellung folgend, verfolgte der Runde Tisch einerseits das Ziel, über 
die Planung dezidiert zu informieren und über unterschiedliche Wissensstände zu bera-
ten. Zudem wurden durch die Einladung und Präsentation externer Gutachter bei den 
Sitzungen des Runden Tisches ganz wesentliche Elemente der Konsultation erfüllt. Die 
als Teilziele definierten Punkte „Versachlichung der Diskussion“ und „Erarbeitung von 
Lösungs- und Kompromissvorschlägen in Einzelpunkten“ verweisen zudem auf die ver-
mittelnde Funktion des Runden Tisches. Der oben vorgestellten Typologie der Stakehol-
derbeteiligung folgend, ist der Runde Tisch Atdorf eindeutig der bedingten Beteiligung 
zuzuordnen. Demnach wurde mit dem Runden Tisch zusätzlich zu den formalen Optio-
nen der Öffentlichkeitsbeteiligung im Raumordnungsverfahren sowie der Erörterung im 
Planfeststellungsverfahren eine zwischengelagerte Beteiligung ermöglicht. An dem 
Grundproblem, dass erst geplant und dann in Form von Konsultationen Stakeholder und 
Betroffene beteiligt werden, wurde hierdurch jedoch nichts verändert. Als positives Er-
gebnis des Runden Tisches wurde im Nachhinein bewertet, dass die für die Planfeststel-
lung einzureichenden Planunterlagen noch durch essenzielle Beiträge und Anregungen 
aus den Sitzungen des Runden Tisches ergänzt werden konnten. So wurde eine stärkere 
Berücksichtigung von Belangen ermöglicht, die ohne einen Runden Tisch erst im Rah-
men des Erörterungstermins beim Planfeststellungsverfahren zu Tage getreten wären, 
was nicht selten zu gerichtlichen Auseinandersetzungen führt. Zwar ist dies auch im Fall 
von Atdorf nicht ausgeschlossen. Die Wahrscheinlichkeit, dass es hierzu kommt, hat sich 
jedoch möglicherweise durch die Berücksichtigung von Belangen im Rahmen des Run-
den Tisches verringert. 

4 Erfolgsfaktoren und Bewertung des Runden Tisches  
Wüst (2003: 249 ff.) und Thomsen/Steets/Nashat (2010: 29 ff.) haben – basierend auf der 
Analyse zahlreicher Runder Tische – Erfolgsfaktoren für Runde Tische herausgearbeitet. 
Diese sind in Tabelle 1 zusammenfassend dargestellt.  

Tab. 1: Erfolgsfaktoren für Runde Tische 

Erfolgsfaktoren Erläuterung
1. Legitimation der 

Veranstalter  
Grundvoraussetzung ist, dass die organisierende Institution in den 
Augen der Betroffenen für die Bearbeitung des Themas legitimiert 
ist. 

2. Entscheidungsträger Die politischen Entscheidungsträger müssen auf jeden Fall mit am 
Tisch sitzen.  

3. Anbindung an politi-
sche Entscheidungs- 
prozesse 

Wie die politischen Entscheidungsgremien die Ergebnisse des Run-
den Tisches berücksichtigen, sollte zu Beginn des Runden Tisches 
geklärt sein.  

4. Ergebnisoffenheit Um den Charakter einer Alibiveranstaltung zu vermeiden, ist Er-
gebnisoffenheit wichtig.  

5. Klarheit über 
finanzielle Mittel 

Zu Beginn sollte offengelegt werden, welches Budget zur Durchfüh-
rung bereitsteht, wer das Budget zur Verfügung stellt und wo die 
Einflussnahme der Finanziers endet.    
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6. Begrenzung auf 
Themen 

Ein Runder Tisch sollte auf zu bewältigende Themenbereiche be-
grenzt sein.  

7. Teilnehmerauswahl Die Besetzung des Runden Tisches hat ausgewogen zu erfolgen.
8. Klare Zielbestim- 

mung 
Eine klare gemeinsame Zielbestimmung ermöglicht eine ergebnis-
orientierte Perspektive. Die Zielformulierung sollte positiv, eindeu-
tig, realistisch und überprüfbar formuliert sein.   

9. Zeitliche Begrenzung Ein zeitlicher Rahmen diszipliniert bei der Länge der Redebeiträge.
10. Faire Prozessgestal- 

tung 
Methodenkompetenz ist zum Gelingen des Prozesses wichtig.  

11. Professionelle admi- 
nistrative Umsetzung 

Eine gute Vorbereitung, Durchführung (einschließlich Zeitplanung) 
und Dokumentation sowie angemessene Räumlichkeiten sind 
wichtig.    

12. Teilnehmermotiva- 
tion  

Eine hohe Motivation sowie eine regelmäßige Teilnahme derselben 
Akteure sind wichtig.   

13. Einbindung von 
Sachkompetenz 

Sachkenntnis ist wichtig, um Konflikte nachhaltig zu lösen bzw. 
zweckmäßige Empfehlungen zu erarbeiten. Sie kann von den Teil-
nehmern selbst oder externen Experten kommen. 

14. Begleitende Öffent- 
lichkeitsarbeit 

Die Information Nichtbeteiligter über die Arbeit des Runden Ti-
sches sorgt für Transparenz und kann damit die Legitimation der 
Ergebnisse des Runden Tisches erhöhen.  

15. Projektnachsorge Über die Frage, was funktioniert und was nicht funktioniert hat, 
sollte reflektiert werden. Teilnehmer sollten Feedback bekommen, 
was mit ihren Ergebnissen geschieht.    

Quelle: eigene Zusammenstellung in Anlehnung an Wüst (2003) und Thomsen/Steets/Nashat (2010). 

In Form einer qualitativen Bewertung werden die einzelnen Erfolgsfaktoren für den 
Runden Tisch Atdorf nachfolgend erörtert. 

Legitimation der Veranstalter 

Die Schluchseewerk AG (50 %ige Tochter der RWE AG) ist als regionales Unternehmen 
vor Ort seit Jahrzehnten etabliert. Sie wird – eine Projektzulassung in Form eines Planfest-
stellungsbeschlusses vorausgesetzt – über den Bau des Pumpspeicherwerkes entschei-
den. Mit der Moderation der Sitzungen des Runden Tisches wurde Michaele Hustedt, 
CPC Berlin, als externe Person beauftragt. Die Situation, dass sie von 2008 bis 2012 stell-
vertretende Vorsitzende des Beirats von RWE Innogy (100 %ige Tochter der RWE AG) 
war, hat ihr vonseiten einzelner Kritiker zu Beginn den Vorwurf eingebracht, dass sie 
kaum glaubwürdig zu einer neutralen Vermittlung und Lösungsfindung im Konflikt um 
den Bau des Pumpspeicherwerks beitragen kann. Diese kritischen Stimmen haben je-
doch im Verlauf des Verfahrens an Bedeutung verloren. 

Entscheidungsträger 

Durch die Teilnahme aller vier Bürgermeister der vom geplanten Standort betroffenen 
Kommunen, Politiker aller Kreisverbände aus dem Landkreis Waldshut sowie aller Frak-
tionen aus dem Landtag Baden-Württemberg war gewährleistet, dass sowohl auf kom-
munaler, regionaler als auch auf Landesebene die politischen Entscheidungsträger aktu-
ell informiert waren. Durch die relativ große Anzahl der Politiker an den Teilnehmenden 
des Runden Tisches war der Anteil politischer Debatten im Vergleich zu der Zeit der 
sachlichen Klärung von Fachfragen in Teilen zu groß. 
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Anbindung an politische Entscheidungsprozesse 

Im Rahmen der Sitzung des dritten Runden Tisches hat sich Franz Untersteller, Umwelt-
minister in Baden-Württemberg, deutlich zum Bau eines Pumpspeicherwerks im 
Südschwarzwald positioniert und das mit der Notwendigkeit als Beitrag zur Energiewen-
de begründet. Auch die Bürgermeister der betroffenen Kommunen haben sich im Rah-
men des durchgeführten Runden Tisches unter bestimmten Vorrausetzungen (z. B. Erhalt 
des Heilbadstatus für Bad Säckingen) mehrheitlich für den Bau eines Pumpspeicherwerks 
ausgesprochen. Rein formal-rechtlich bedarf ein einzureichendes Vorhaben allein der 
Erfüllung geltender rechtlicher Bestimmungen, um in einem Planfeststellungsverfahren 
eine Bauzulassung zu erfahren. Eine politische Unterstützung vor Ort ist in der Regel je-
doch einer beabsichtigten Projektrealisierung förderlich.  

Ergebnisoffenheit 

De facto war der Runde Tisch Atdorf nicht ergebnisoffen. Dies hätte zu Beginn des Run-
den Tisches klarer kommuniziert werden müssen. Es ging zwar am Runden Tisch noch 
um die Frage nach dem Wie der Bauausführung (z. B. Erdbebensicherheit) und dem Bau-
stellenablauf (z. B. Optimierung der Baulogistik), nicht jedoch um die Frage des generel-
len Ob. Kritiker haben die Vorfestlegung insbesondere durch das politische Statement 
zugunsten des Baus eines Pumpspeicherwerks vonseiten des Umweltministers bei der 
dritten Sitzung stark kritisiert. Die Bürgerinitiative hat das Verlassen des Runden Tisches 
ernsthaft erwogen, da sie von einem ergebnisoffenen Prozess ausgegangen ist. Für den 
Punkt der Ergebnisoffenheit müssen die einzelnen Beteiligungsstufen jedoch differen-
ziert betrachtet werden. Ergebnisoffen im eigentlichen Sinne müssen allein Dialogpro-
zesse der Beteiligungsstufen Entscheidung und Kooperation sein. Für die Stufen Informa-
tion und Konsultation ist die Ergebnisoffenheit nicht zwingend erforderlich.  

Klarheit über finanzielle Mittel 

Zwar wurde zu Beginn deutlich gemacht, dass der Vorhabenträger die Kosten für die 
Durchführung des Runden Tisches einschließlich der Moderation und für die während 
der Zeit des Runden Tisches zu vergebenden Gutachten trägt. Über die Höhe des Betra-
ges wurde jedoch nichts offiziell bekannt gegeben. Auch wurde von Gegnern des Projek-
tes kritisiert, dass bei der Vergabe von externen Gutachten immer eine Rückkopplung 
zwischen Moderatorin und Vorhabenträger erfolgen musste, durch die wertvolle Zeit in 
dem eng gestrickten Zeitplan für die inhaltliche Arbeit der Gutachter verloren gegangen 
ist.          

Begrenzung der Themen 

Die Themenblöcke für die Sitzungen wurden zu Beginn festgelegt. Die Moderatorin be-
tonte eingangs, dass es wichtig sei, Themen vorab gut zu strukturieren. Hierzu wurden 
gesonderte Arbeitsgruppen ins Leben gerufen, die zwischen den Sitzungen tagten und 
im Vergleich zu den Sitzungen mehr Zeit für ausgiebigere Diskussionen zuließen.  

Besetzung des Runden Tisches 

Die Zusammensetzung der Teilnehmer am Runden Tisch wurde als ausgewogen wahr-
genommen. Die Anzahl der Teilnehmer wurde jedoch kritisch gesehen. Mit 40 Teilneh-
mern war die Runde zu groß, um Lösungsansätze angemessen diskutieren zu können.     
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Klare Zielbestimmung 

Mit den oben genannten und in der ersten Sitzung des Runden Tisches formulierten Zie-
len wurde transparent gemacht, was der Runde Tisch leisten sollte und wo seine Gren-
zen waren. Wer sich von dem Runden Tisch einen grundsätzlichen Richtungswechsel im 
Sinne der Frage nach der Diskussion des Ob erhofft hatte, wurde enttäuscht (vgl. Punkt 
Ergebnisoffenheit).     

Zeitliche Begrenzung 

Mit der Begrenzung auf ein halbes Jahr und insgesamt fünf Sitzungen sowie zwischenge-
schaltete Arbeitsgruppen war durch die Moderatorin ein enger und ehrgeiziger Zeitplan 
vorgegeben, der von den Teilnehmenden eingehalten wurde.       

Faire Prozessgestaltung 

Die Sitzungen wurden souverän durch die Moderatorin geleitet. Kritik wurde seitens der 
Teilnehmer insofern laut, dass aufgrund des engen Zeitplans kein bzw. kaum Raum für 
Diskussionen blieb. Vereinzelt wurde kritisiert, dass die Gesprächsführung durch die 
Moderatorin eher der Leitung einer parlamentarischen Arbeitsgruppe glich als einem 
dialogischen Ansatz zur Findung gemeinsamer Lösungsansätze für identifizierte Proble-
me. Das vereinzelte Duzen von Teilnehmern des Runden Tisches muss als ein methodi-
sches Manko gewertet werden.   

Professionelle administrative Umsetzung 

Die Moderatorin war vor Ort mit einem unterstützenden Team tätig, sodass ein reibungs-
loser Ablauf garantiert war. Es gab die Möglichkeit, Protokolle entweder unmittelbar zum 
Ende der Sitzung oder im Zeitraum zwischen den Sitzungen zu ergänzen und zu kom-
mentieren. Änderungswünsche wurden dann zu Beginn der kommenden Sitzung zur 
Diskussion gestellt. Kritisiert wurde, dass Hintergrundmaterial wie z. B. Gutachten zu 
kurzfristig vor den Sitzungen versandt worden sind, sodas den Teilnehmern zu wenig Zeit 
für die Vorbereitung blieb.          

Teilnehmermotivation 

Zwischen Zustimmung und Ablehnung des Projektes äußerten die Interessenvertreter 
eine Vielfalt von Haltungen und Erwartungen am ersten Runden Tisch. Alle Teilnehmer 
erklärten jedoch zu Beginn des Runden Tisches, dass sie diesen unterstützen. Eine Fluk-
tuation der Teilnehmer war de facto nicht gegeben. Potenziell betroffene Bürger kamen 
jedoch neben der Bürgerinitiative gegen den Bau des Pumpspeicherwerks erst zur vier-
ten Sitzung des Runden Tisches hinzu.  

Einbindung von Sachkompetenz 

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die Einbindung von Sachkompetenz eher 
mangelhaft gelungen ist. So wurde kritisiert, dass es kein Gleichgewicht zwischen den 
Experten der jeweiligen Seite gab. Auch wurde Kritik laut, dass externe Gutachter in Tei-
len zu wenig Zeit hatten, sich mit der komplexen Materie auseinanderzusetzen, um eine 
ausreichend tiefgründige Position zu entwickeln. Insbesondere das externe Gutachten 
zur Umweltverträglichkeit zeigte Nachhol- und Verbesserungsbedarfe auf. Kritisiert wur-
de, dass Gutachterpositionen, wie beispielsweise die zur energiepolitischen Notwendig-
keit des Vorhabens, sich nicht in den Ergebnissen des Runden Tisches widerspiegeln.     
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Begleitende Öffentlichkeitsarbeit 

Es kann festgehalten werden, dass die regionale Presse (Badische Zeitung und Südkurier) 
ausführlich über den Runden Tisch und den gelplanten Bau des Pumpspeicherwerkes 
berichtet haben. Es war so den interessierten Bürgern vor Ort gut möglich, sich ein diffe-
renziertes Bild zu dem Bauvorhaben und den einzelnen Positionen zu machen. Neben 
der Presseberichterstattung erfolgte die Direktübertragung der Sitzungen im Internet. Als 
Download sind diese, genauso wie die Sitzungsprotokolle, bis heute6 abrufbar.        

Projektnachsorge 

Die Moderatorin organisierte, unterstützt durch die Kurkliniken und betroffene Gemein-
den, im Februar 2012 einen Folgetermin zum Runden Tisch mit der Themenstellung 
„Luftqualität und Kurortstatus Bad Säckingen“. Dieser dringende Bedarf hatte sich abge-
zeichnet, da ein ausgewiesener Experte des Deutschen Wetterdienstes erst zu diesem 
Zeitpunkt verfügbar war. Die Moderatorin nutzte die Gelegenheit dieses gesonderten 
Termins, um den Nachfolgeprozess zum Runden Tisch vertrauensvoll an die Bürgermeis-
ter zu übergeben und verwies hierbei auch auf die vereinbarte Arbeitsteilung.  

Im Abschlussbericht des Forschungsvorhabens (Ziekow/Gabriel/Remer-Bollow et al. 
2013: 175) wird herausgearbeitet, dass ein Erfolg von Dialogprozessen dann erreicht ist, 
wenn es ihnen gelingt, eine destruktive Konfliktdynamik in Richtung einer konstruktiven 
Regulierung des Konfliktes zu verändern. Dies bedeutet, dass sich bei den Beteiligten am 
Runden Tisch, aber auch bei den „zuschauenden“ Akteuren in der interessierten Öffent-
lichkeit, in den Medien, in der Verwaltung und in der Politik, etwas verändert haben 
muss. Auf der Basis empirischer Erhebungen bei Teilnehmenden, Einwohnern der vier 
betroffenen Gebietskörperschaften und bei nicht Involvierten konnte festgestellt wer-
den, dass sich zwar die Polarisierung (pro und contra zum Bau des Pumpspeicherwerks) 
im Vergleich (vor und nach der Durchführung des Runden Tisches) nicht wesentlich ver-
ändert hat, dass aber das Maß an Ambivalenz zugenommen hat: Das heißt, dass man bei 
seiner Meinung bleibt, dass aber das Verständnis für die entgegengesetzte Meinung zu-
genommen hat. Dies kann als Indikator dafür gelten, dass eine konstruktivere Konfliktre-
gulierung wahrscheinlicher geworden ist. 

5 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen  

Entsprechend den angesetzten Erfolgskriterien (vgl. Tab. 1) können beim Runden Tisch 
Atdorf insbesondere die unklare Vorfestlegung bezüglich der nicht vorhandenen Ergeb-
nisoffenheit sowie in Teilen die Prozessgestaltung (Zeitmangel bei der Debatte und ge-
meinsamen Lösungsfindung, Duzen einzelner Teilnehmer) kritisch bewertet werden. 
Durch die mangelnde Ergebnisoffenheit und den damit einhergehenden Vorwurf einer 
„Alibi-Veranstaltung“ wurde Kritikern trotz eines überwiegend guten Prozessmanage-
ments ein einfacher Ansatz für eine negative Bewertung gegeben. Trotz dieser Mängel 
bei der Durchführung des Runden Tisches Atdorf kann konstatiert werden, dass der 
Runde Tisch bei der Mehrzahl der Teilnehmer zu einer Versachlichung und Strukturie-
rung der Debatte geführt hat und durch die Berichterstattung in den Medien sowie 
durch die Website7 mehr Transparenz in Bezug auf das Bauvorhaben und die hiermit 
einhergehenden Risiken (Lärm, Erschütterung etc.) ermöglicht worden ist. Durch die 
größere Transparenz konnten sich Stakeholder sowie potenziell Betroffene ein sehr viel 
                                                 

6 vgl. http://www.runder-tisch-atdorf.de (26.08.2012).  
7 vgl. http://www.runder-tisch-atdorf.de (29.08.2012). 
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differenzierteres Bild machen, als es bei vergleichbaren Bauvorhaben bisher üblich ist. In 
dem erhöhten Maß an Ambivalenz der Teilnehmenden nach der Durchführung des 
Runden Tisches spiegelt sich das gut wider. Die Verbesserung der Argumentationsfähig-
keit der Betroffen wurde somit eindeutig erhöht. Erreicht worden sind am Runden Tisch 
die Optimierung der Baustellenabläufe sowie des Massenguttransportes, die mögliche 
Etablierung eines freiwilligen Kompensationsfonds für Tourismus und Naherholungs-
zwecke sowie zusätzliche Untersuchungen in den Bereichen Natur- und Artenschutz, 
Erdbebensicherheit und Standortvarianten. Durch den Vorhabenträger haben diese zu-
sätzlichen Untersuchungen Eingang in die Planfeststellungsunterlagen gefunden. Mit 
einem halben Jahr Verzögerung wurden die Planfeststellungsunterlagen durch die 
Schluchseewerk AG beim zuständigen Landratsamt Waldshut Ende Juni 2012 einge-
reicht. Trotz der oben erwähnten positiven Effekte sammelt die Bürgerinitiative, die das 
Vorhaben immer noch verhindern möchte, weiterhin Geld ein, um Gutachter und Sach-
verständige bzw. spezielle Rechtsanwälte einschalten zu können.   

Abstrahiert man die Ergebnisse des Runden Tisches Atdorf und entwickelt generali-
sierbare Handlungsempfehlungen für eine zukünftige Öffentlichkeitsbeteiligung bei 
Großinfrastrukturvorhaben, so kann aus Sicht des Autors Folgendes konstatiert werden:  

 Die Legitimation durch formale Verfahren (wie das Raumordnungsverfahren und das 
Planfeststellungsverfahren und die darin enthaltenen Pflichten zur Beteiligung der 
Öffentlichkeit) sollte durch zusätzliche Informations- und Dialogveranstaltungen er-
gänzt werden. 

 Runde Tische sind ein geeignetes Dialoginstrument für eine frühzeitige Einbindung 
der Öffentlichkeit und ergänzen die formal-rechtlichen Genehmigungsverfahren in 
sinnvoller Weise. Sie sollten bereits zu einem Zeitpunkt eingesetzt werden, zu dem 
die wesentlichen Entscheidungen, insbesondere solche zur Auswahl zwischen meh-
reren Varianten, noch nicht getroffen worden sind. Nur so kann der grundsätzlichen 
Kritik der mangelnden Ergebnisoffenheit (wie beim Runden Tisch Atdorf) in Beteili-
gungsverfahren Rechnung getragen werden.       

 Ein verändertes Rollenverständnis (im Sinne einer gelebten Beteiligungskultur) ist bei 
allen Beteiligten erforderlich: Genehmigungsbehörden dürfen demnach die Beteili-
gung der Öffentlichkeit nicht als ein notwendiges Übel begreifen, sondern müssen 
diese als einen essenziellen Beitrag zu einer besseren und nachhaltigeren Planung 
verstehen. Hierfür sind Weiterbildungen und Schulungen des Personals außeror-
dentlich wichtig. 

 Die Behörden sollten demnach frühzeitig und proaktiv Vorhabenträger zur Beteili-
gung der Öffentlichkeit auffordern und durch eine fach- und sachgerechte Prüfung 
jeden Hinweis auf eine Interessenallianz zwischen Vorhabenträger und Genehmi-
gungsbehörde von sich weisen. 

 Vorhabenträger sollten eine zu frühzeitige Vorfestlegung vermeiden, für Projektal-
ternativen offenstehen und Ressourcen für Kommunikationsmaßnahmen einplanen. 
Zudem sollten sie Prämissen bzw. getroffene Entscheidungen verständlich aufarbei-
ten und öffentlich (wiederkehrend) begründen. Das ist eine Grundvoraussetzung, 
um für Verständnis (und gegebenenfalls später auch Vertrauen) bei betroffenen Bür-
gern und Stakeholdern zu werben. 

 Die Raumplanung kann durch die ihr zur Verfügung stehenden Rauminformationen 
eine förderliche Rolle bei der Variantenprüfung einnehmen und im Fall einer Kon-
fliktanbahnung schnell eine neutrale Moderation vorschlagen.  
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 Nicht zuletzt sollten regionale Medien (wie Presse, Lokalradio etc.) verständlich und 
ausgewogen über das Vorhaben und den Konflikt informieren.  

Ein frühzeitiger Dialog zu einem geplanten Vorhaben zwischen Vorhabenträger, Ver-
tretern der lokalen Politik, den Interessenverbänden und potenziell betroffenen Bürgern 
in einer Region führt zu mehr Transparenz und kann eine Optimierung der Planung von 
Großinfrastrukturvorhaben ermöglichen. Diese Transparenz ist wichtig, um für die Ak-
zeptanz eines Großinfrastrukturvorhabens zu werben und damit die Wahrscheinlichkeit 
von Konfrontationen in einem späten Planungsstadium zu verringern. Wichtig für den 
Dialog ist ein übergeordnetes Konzept oder Strategiepapier, welches den Bedarf und die 
Notwendigkeit des beabsichtigten Infrastrukturvorhabens rechtfertigt und die dem Kon-
zept bzw. der Strategie zugrunde liegende Annahme transparent macht.  

Ein Runder Tisch – als ein mögliches Dialoginstrument – kann unter den skizzierten 
Vorrausetzungen einen wesentlichen Beitrag zu einer frühzeitigen Planungstransparenz 
leisten und zur Findung von Kompromissen zwischen Vorhabenträger, Stakeholdern und 
Betroffenen beitragen. Ob es in Zukunft zu einer kooperativen Planung von Großinfra-
strukturvorhaben kommt, wird sich in der Zukunft zeigen. 
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Kurzfassung 

Der Beitrag „Die lernende Region!“ versteht sich als These und als Aufforderung, diese 
These umzusetzen. Die Ausführungen wurden durch Abduktion aus Praxiserfahrungen 
gewonnen. Regionen verfügen über einen eigenen Charakter und eine spezifische Lern-
fähigkeit, die unterschiedlich auf Bürgerbeteiligungsarten und -themen reagieren. Hier ist 
vor allem die emotionale Reaktion der Akteure auf den Prozess bzw. das behandelte 
Thema von Bedeutung. Unterschieden wird nach Prozessen, die als interessensmotivier-
te Win-win-Situationen und solchen, die als betroffenheitsmotivierte Win-loose-
Situationen empfunden werden. Das große Potenzial von Bürgerbeteiligungsprozessen 
wird momentan noch nicht voll ausgeschöpft, da sich die Beteiligungsprozesse an den 
Sachinhalten orientieren und nicht an der Region. Daher plädiert der Autor für eine sys-
tematische Verstetigung der Bürgerbeteiligung durch einen kontinuierlichen Verbesse-
rungsprozess, der sich an den Akteuren orientiert.  

Schlüsselwörter 

Partizipation – Bürgerbeteiligung – Emotionen – Nachhaltigkeit – Kontinuität – Leitbild – 
Regionalentwicklung 

The Learning Region! 

Abstract 

The article “The learning region!” is to be seen as a theory and a demand for a more qual-
ified participation. The statements were obtained from abduction of practical experi-
ence. Regions have their own character and specific learning skills that respond specifi-
cally to different types of citizen participation and topics. Especially the emotional reac-
tion of the players in the process and the treated topic is of importance. A distinction is 
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made between interest motivated processes with win-win situations and the concern 
motivated processes with win-loose situations. In public participation the high potential 
of self-determiniation is not fully used yet, because participation processes are based on 
the factual contents and not on the region. Therefore, the following items plead for a 
systematic perpetuation of participation processes through a continuous improvement 
process accommodating the stakeholders. 

Keywords 

Public participation – emotions - sustainability – continuity - overall concept - regional 
development 

 

1 Einleitung 
„Die lernende Region!“ wird sowohl als These als auch als Forderung dargestellt. Die hier 
dargestellten Hypothesen stammen ausschließlich aus einer Abduktion praxisbasierter 
Erfahrungen unterschiedlicher Beteiligungsverfahren, die im Laufe der Zeit im Rahmen 
der Arbeit im Büro „mensch und region“ in Hannover gesammelt wurden. In diesem Sin-
ne stellen sie keine wissenschaftlich fundierte Theorie dar. 

Zuvor sind jedoch die verwendeten Begrifflichkeiten zu klären und die oft unscharfen 
Begriffe genauer zu beschreiben. 

Unter „Region“ wird im Folgenden kein administrativer Begriff verstanden, sondern die 
Idee der Region, die sich aus der Regionalisierung ableitet, also einer vom jeweiligen 
Betrachtungskontext abhängigen Region (Leser 2001: 692). Im folgenden Zusammen-
hang ist die Betrachtung der Region immer von der jeweiligen räumlichen Planung ab-
hängig. Eine Region kann somit sowohl eine einzelne Siedlung als auch mehrere Land-
kreise umfassen, ist also unabhängig von Gebietskörperschaften zu sehen. 

Regionen werden zudem anhand einer Aufgabenstellung sowie durch den einzelnen 
Betrachter definiert. So wird durch die Aufgabenstellung beispielsweise das Dorf für die 
Dorferneuerung als Region definiert, während bei einem Regionalen Entwicklungskon-
zept ein Zusammenschluss von Kommunen, die sich auf eine solche Konzepterstellung 
geeinigt haben, eine Region darstellt. Der einzelne Akteur kann wiederum eine abwei-
chende Vorstellung von dieser Region haben. Im Rahmen räumlicher Planung sind daher 
oft Friktionen zu erwarten, die sich aus den Differenzen des in der Aufgabenstellung der 
räumlichen Planung definierten Regionsbegriffes und dem zumeist intuitiven Regionsbe-
griff der Akteure ergeben.  

Der zuvor verwendete Begriff der „räumlichen Planung“ wird vom Autor als jedwede 
Planung mit Raumbezug verstanden. Er ist in diesem Sinne nicht gleichzusetzen mit den 
förmlichen Instrumenten der räumlichen Planung, wie sie beispielsweise das Raumord-
nungsgesetz vorsieht, sondern orientiert sich an einer allgemeineren Definition des Be-
griffes Raumplanung (vgl. Birkmann/Böhm/Buchholz et al. 2011: 16). 

Dem hier verwendeten Grundverständnis von Partizipation liegt ein definiertes Rol-
lenverständnis (vgl. Abb. 1) zugrunde. Hierin versteht sich der Moderator oder das Mo-
derationsteam als Mittler zwischen der zu beteiligenden Bevölkerung und den Entschei-
dungsträgern aus Politik und Verwaltung. Um diese Position effektiv einzunehmen, ist 
häufig ein methodischer und inhaltlicher Input in den Prozess notwendig, der es allen 
Akteuren ermöglicht, auf einem dem Planungsinhalt entsprechenden Niveau zu kom-
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munizieren. So müssen häufig sowohl die Methoden der Zusammenarbeit und die 
rechtlichen Grenzen der Bürgerbeteiligung erläutert als auch fachliche Einführungen in 
das zu bearbeitende Thema und die Nachhaltigkeit als Leitidee gegeben werden. Die 
Rolle des Inputgebers kann dabei sowohl von der Moderation selber als auch durch ex-
terne Experten wahrgenommen werden.  

Abb. 1: Rollenverteilung in Partizipationsprozessen 

 

 

Die Partizipation ist nach dem vorliegenden Verständnis kein Selbstzweck, sondern 
eine Methode zur Erreichung folgender Ziele: 

 Erfüllung der gesetzlichen Verpflichtung zur Partizipation 

 Herstellen eines Konsenses der Akteure 

 Erhebung des Wissens der Akteure 

 Bildung 

Ein besonderer Stellenwert liegt in diesem Beitrag in der Bildung, einem oftmals ver-
nachlässigten Aspekt von Beteiligungsverfahren. Der Bildungsaspekt beinhaltet dabei 
sowohl methodische Kenntnisse zur Partizipation als auch Aspekte der politischen Bil-
dung und das Erlernen thematischer Sachverhalte. 

Hervorzuheben ist vor allem die Vermittlung der Nachhaltigen Entwicklung gemäß 
dem Brundtland-Bericht (vgl. Hauff 1987: 46). Bürgerbeteiligungsprozesse sind häufig die 
einzigen „Bildungsangebote“ zur Nachhaltigkeit, die auch Erwachsenen zur Verfügung 
stehen.  
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2 Emotionen in der räumlichen Planung 
In Partizipationsprozessen ist das Thema „Emotionen“ nicht zu unterschätzen. Alle Ak-
teure sind neben ihrer Rolle in der Gruppe auch als Individuen mit ihren jeweiligen emo-
tionalen Besonderheiten wahrzunehmen. Jeder Impuls, den eine Person erfährt, wird 
emotional besetzt. Die hervorgerufene Emotion bestimmt die eingenommene Rolle im 
Prozess mit. Der Hauptimpuls zu Beginn eines Beteiligungsverfahrens ist das Thema oder 
Ziel des Verfahrens bzw. das Thema oder Ziel, das die jeweilige Person aus den ihr zur 
Verfügung stehenden Informationen erschließt.  

Die emotionale Bandbreite reicht hierbei von positiven Emotionen wie Spaß und 
Freude über thematisches Interesse, Desinteresse bis hin zu einer Unzufriedenheit oder 
Empörung (vgl. Abb. 2).  

Abb. 2: Emotionale Reaktionen in der Bürgerbeteiligung 

 

Die emotionale Reaktion auf den ersten Kontakt mit dem Beteiligungsverfahren und 
dessen Thema ist ein wichtiger Faktor zur Bereitschaft, am Prozess teilzunehmen. Eine 
solche emotionale Reaktion wird beispielsweise durch die Einladung, das Plakat oder 
einen Pressebericht hervorgerufen (vgl. Rothermund/Eder 2011: 176 ff.). 

Auch wenn die emotionale Reaktion einzelner Personen zu einem bestimmten Thema 
unterschiedlich ausfällt, so lassen sich aus der Praxis doch Themenfelder ableiten, die 
jeweils bei einem Großteil der Bevölkerung der zu beteiligenden Region ähnliche Emo-
tionen hervorrufen. Diese werden im Folgenden als Interessensthema auf der einen und 
Betroffenheitsthema auf der anderen Seite bezeichnet. Diese Trennung ist nicht absolut 
zu sehen und in vielen Themen gestaltet sich der Übergang fließend. Die Trennung ist als 
Vereinfachung zur Veranschaulichung des Modells zu verstehen. 

Als Interessensthemen werden im Folgenden solche Themen gewertet, die von der 
Mehrheit der Akteure emotional positiv besetzt sind, während die Betroffenheitsthemen 
zu einer Beteiligung der Akteure durch das Hervorrufen negativer Emotionen geführt hat. 
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Abbildung 3 stellt die grundsätzlichen Kennzeichen der beiden unterschiedlichen The-
menfelder dar und gibt Beispiele. 

Abb. 3: Emotionale Reaktionen und Anlassthemen für Beteiligungsverfahren 

 

Es wird deutlich, dass die mehrheitlich positiv besetzten Themen solche sind, bei de-
nen die Akteure etwas für sie Positives erreichen können, ohne befürchtete Verschlech-
terungen hinnehmen zu müssen. Die Teilnahme am Prozess wird als freiwillig empfun-
den. Es handelt sich zumeist um Prozesse, die auf Win-win-Situationen abzielen. Bei-
spielhaft anzuführen sind hier Dorferneuerungen oder Leader-Prozesse. Die Akteure in 
diesen Prozessen nehmen zumeist teil, da sie sich Vorteile erhoffen, z. B. die Förderung 
einer Haussanierung oder organisatorische Unterstützung.  

Dem entgegengesetzt stehen die Betroffenheitsthemen. Die an der Partizipation teil-
nehmenden Personen befürchten negative Auswirkungen des Prozesses, falls sie diese 
durch ihre eigene Beteiligung nicht verhindern. Die Akteure sehen sich gezwungen teil-
zunehmen, da sonst Nachteile drohen. Dies ist beispielsweise bei Bebauungsplanverfah-
ren oder Trassenplanungen der Fall, bei denen den Anwohnern der Blick genommen 
werden könnte oder mit verstärktem Durchgangsverkehr zu rechnen ist. Auch bei 
Schutzgebietsausweisungen, bei denen den jeweiligen Flächennutzern und Eigentümern 
Einschränkungen auferlegt werden, kommt es zur Beteiligung durch Betroffenheit. Das 
„Sich-betroffen-Fühlen“ ist dabei als emotionale Reaktion zu betrachten, die aus dem 
Verständnis des Beteiligungsanlasses herrührt. So können durchaus Personen im juristi-
schen Sinne betroffen sein, die dies jedoch nicht wahrnehmen, weil ihnen beispielswei-
se der Zusammenhang zwischen ihrer Lebenswelt und dem Planungsverfahren unklar ist. 
Daher ist es im Rahmen der Beteiligung bedeutsam, die Betroffenheit zu vermitteln. 

Die Erfahrung mit einer Vielzahl durchgeführter, thematisch unterschiedlicher Partizi-
pationsprozesse gibt Aufschluss über die grobe Verteilung der hervorgerufenen emotio-
nalen Reaktionen zu den unterschiedlichen Themen. Abbildung 4 stellt diese schema-
tisch dar. Die Verteilungskurve der Interessensthemen ist grün, die der Betroffenheits-
themen rot dargestellt. Die blaue Kurve gibt ein Thema an, das zwischen den beiden 
Positionen anzusiedeln ist.  



Die lernende Region! 

216 

 

Auffallend ist vor allem, dass unabhängig vom Thema der weit überwiegende Teil der 
Bevölkerung mit Desinteresse reagiert und dem Prozess fernbleibt. Die Beteiligung ist 
bei „Betroffenheitsthemen“ häufig höher, aber auch hier ist die größte Gruppe die der 
Desinteressierten. Die Beteiligungsquote hängt erfahrungsgemäß stärker mit der Größe 
der Region zusammen als mit dem Thema. Je kleiner die Region für den Prozess ist, desto 
lebensnäher werden die Auswirkungen der Prozesse und damit ein Interesse oder Be-
troffenheit empfunden.  

Abb. 4: Verteilungskurven der emotionalen Reaktionen auf Bürgerbeteiligungsthemen 

 

3 Praxisbeispiele 
In den nachstehend aufgeführten Beispielen soll kurz verdeutlicht werden, wie sich die 
abstrahierten Beobachtungen des vorangegangenen Kapitels in der Praxis wiederfinden. 
Ein Augenmerk liegt auf der Individualität der jeweiligen Region und des Prozesses. Jede 
Region hat einen eigenen Charakter, der sich aus der Geschichte und den Erfahrungen 
der Region ergibt. Analog zu einer einzelnen Person kann aber auch dieser Charakter 
sich entwickeln. Regionen können lernen. 

3.1 Das Beispiel Schutzgebietsausweisung1 

Im Falle einer Schutzgebietsausweisung geht es um die partizipative Erarbeitung der Ge-
bietskulisse für neue Naturschutzgebiete und die Absprache der genauen Regelungen 
für diese Flächen. Im Rahmen des zuvor geschilderten Schemas handelt es sich um ein 
Betroffenheitsthema, da die Eigentümer und Nutzer Einschränkungen und Wertverluste 
für ihre Flächen befürchten. Die Akteure beteiligen sich daher hauptsächlich, um Flä-
chenkulissen zu finden, von denen sie selber nicht betroffen sind, oder Regelungen zu 
finden, die sie selber nicht an der Nutzung hindern. 

                                                 
1 Der konkrete Planungsprozess, dem diese Ausführungen zugrunde liegen, muss aus projektinternen 

Gründen hier ungenannt bleiben. 
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Die Region, die diesem Beispiel zugrunde liegt, hat nur wenig Erfahrung mit Beteili-
gungsprozessen aufzuweisen und ist zudem durch eine Vorgeschichte von Einschrän-
kungen emotional stark betroffen. Die Anzahl der sich beteiligenden Personen war hö-
her als in den nachfolgenden Beispielen. Zudem zeigte sich ein erhöhter Bedarf an Ver-
mittlung von Methoden und Grenzen von Bürgerbeteiligung insgesamt. 

Die zentralen Herausforderungen des Prozesses waren daher, Vertrauen in Beteili-
gungsprozesse generell zu schaffen und darüber hinaus einen Konsens in einer klaren 
Win-loose-Situation zu erzeugen. Das Beispiel steht für eine Region, die bereits in der 
ersten Phase eine Win-loose-Situation bearbeitet, und den sich daraus ergebenden Her-
ausforderungen.  

3.2 Gläserne Konversion in der Samtgemeinde Barnstorf 

Im Rahmen des REFINA-Forschungsvorhabens „Gläserne Konversion“ ging es nicht nur 
darum, für den von der Bundeswehr aufgegebenen Kasernenstandort Barnstorf eine 
Nachnutzung zu finden. Dieser konkrete Anlass wurde auch genutzt, um gemeinsam mit 
den Bürgern einen Prozess der Ausrichtung aller Flächenentscheidungen der Samtge-
meinde am Gedanken der Nachhaltigkeit zu initiieren (DIfU 2009:2).  

Aus Sicht der beteiligten Akteure stand zuerst die Kaserne im Fokus. Über die Nach-
nutzung der Kaserne wurde der Öffentlichkeit die Frage nach einem generell sparsamen 
Umgang mit Fläche nähergebracht. 

Bei einem direkten Aufruf zur Beteiligung zum Thema Flächensparen wäre zu erwarten 
gewesen, dass nur wenige sich am Prozess beteiligt hätten, da der Bevölkerung der direk-
te Bezug zum Thema fehlte. Durch Aktionen auf dem Kasernengelände und umfangrei-
che Bildungs- und Informationsveranstaltungen am Beispiel der Kaserne konnte die Be-
völkerung an das Thema herangeführt werden. Es etablierte sich zunehmendes Ver-
ständnis und somit Interesse am Thema, das immer mehr Menschen motivierte und sie 
für die Notwendigkeit sensibilisierte, einen auf Nachhaltigkeit und den nachhaltigen 
Umgang mit der Ressource Fläche ausgerichteten Prozess politisch zu installieren. 

Dieses Vorgehen wurde im Rahmen des Forschungsvorhabens erprobt und gezielt 
eingesetzt, da in der Samtgemeinde Barnstorf wenig Erfahrungen mit Bürgerbeteiligung 
vorlagen und das Thema „Flächensparen“ nicht auf Resonanz gestoßen wäre, während 
das Thema „Kaserne“ attraktiver war (Böhm/Holzförster/Krawczyk et al. 2009: 109 ff.). 

Das Projekt konnte nach rund drei Jahren Laufzeit mit Erfolg beendet werden. Als posi-
tive Resultate sind neben der Vermarktung der Kaserne als Gewerbegebiet vor allem der 
Ratsbeschluss für einen nachhaltigeren Umgang mit Fläche und das seitdem bestehende 
Bürgerforum sowie ein auf Nachhaltigkeit ausgerichtetes Leitbild der Samtgemeinde zu 
werten. Die Samtgemeinde hat auch nach dem Forschungsvorhaben das Thema weiter 
verfolgt und sich in anderen Nachhaltigkeitsbereichen engagiert sowie das Flächenthe-
ma vertieft. Inzwischen gilt die Samtgemeinde Barnstorf als EU-weites Best-Practice-
Beispiel (Europäische Kommission 2012: 15).  

3.3 Verbunddorferneuerung Wiestedörfer 

Bei der Verbunddorferneuerung Wiestedörfer handelt es sich um ein Projekt im Rahmen 
des niedersächsischen Dorferneuerungsprogramms (NML 2010: 16), mit der Besonder-
heit, dass fünf Dörfer einer Gemeinde gemeinsam ein Konzept erarbeiten. 
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Es geht hier daher um eine gefühlte Win-win-Situation, weil mit der Durchführung der 
Dorferneuerung zumeist keine negativen Emotionen verbunden sind. Der Prozess unter-
scheidet sich von den zuvor geschilderten durch die ausgeprägte Erfahrung mit Partizipa-
tion, die in der Region vorhanden ist. Die Gemeinde Reeßum ist seit Jahren aktiv einge-
bunden in partizipative Regionalentwicklungsprozesse. Die Gemeinde ist Teil der Lea-
der-Gesundregion Wümme-Wieste-Niederung und der Kräuterregion Wiesteniederung 
(Kleine-Limberg/Henckel 2010: 24 ff.). 

Viele der in der Dorferneuerung aktiven Personen waren oder sind auch in die ande-
ren Prozesse integriert und haben die Methoden, Chancen und Grenzen eines Bürgerbe-
teiligungsprozesses erlernt. Somit konnte der Prozess sofort mit der Erarbeitung des 
Themas beginnen. 

Es zeigte sich aber auch, dass einige der in den anderen Prozessen aktiven Personen 
zwar Interesse an der Dorferneuerung signalisierten, aber das damit verbundene zusätz-
liche Arbeitspensum nicht mehr bewältigen konnten oder wollten. Sichtbar wurde hier 
die Belastungsgrenze einer Region und ihrer Akteure in Bezug auf Beteiligung. 

4 Kontinuität in der Partizipation 
Wie an den Praxisbeispielen ersichtlich, spielt die Erfahrung einer Region mit Bürgerbe-
teiligung eine große Rolle. Jede Region hat eine Vorgeschichte und eine emotionale 
Vorbelastung, die entweder eine Partizipation begünstigt, da die beteiligten Bürger an 
eine erfolgreiche Einflussnahme auf Entscheidungen glauben, oder sie kann diese durch 
schlechte Erfahrungen behindern. 

Zudem erfordert Bürgerbeteiligung unterschiedliche Kompetenzen, hauptsächlich in 
der Diskussions- und Arbeitskultur, dem projekt- und prozessorientierten Denken sowie 
der Selbstorganisation. Diese Kompetenzen sind von einem überwiegenden Teil der 
Bevölkerung nicht erlernt worden, da sie in der Ausbildung und der Arbeitswelt der 
meisten Menschen nicht gefordert sind. Daher ist im Rahmen einer Partizipation immer 
auch ein Anteil an Bildung der zu Beteiligenden enthalten. Eine Region erlernt damit die-
se Fähigkeiten und kann sie auf viele andere Prozesse übertragen, wenn ausreichend 
Routine erreicht wurde.  

Partizipationsprozesse werden häufig begonnen, wenn ein konkreter Planungssach-
verhalt oder ein Problem es erfordert, und beendet, wenn das Partizipationsziel erreicht 
ist. Dadurch ist eine starke Themenzentriertheit in der Beteiligung vorzufinden. Eine Kon-
tinuität in der Beteiligung ergibt sich damit nur selten. In den zeitlichen Lücken zwischen 
den Prozessen geht ein Großteil der Erfahrungen verloren. Abbildung 5 stellt diesen 
Sachverhalt in der blauen Kurve dar. Die Steigung der Kurve steht dabei für den Auf-
wand, der betrieben werden muss, um einen Prozess überhaupt durchzuführen; je stei-
ler die Kurve ansteigt, desto schwieriger wird es auch für die Bürger, gleichzeitig an der 
Lösung von Planungsaufgaben zu arbeiten. Anzustreben ist daher die grüne Kurve. Hier 
rücken die Prozesse so weit zusammen, dass die Beteiligung nie ganz abfällt und damit 
der Einstieg in ein neues Thema erleichtert wird, weil auf Strukturen und Kompetenzen 
aufgebaut werden kann, die noch vorhanden sind.  
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Abb. 5: Kontinuität in der Partizipation 

 

Wenn diese Kontinuität hergestellt wird, ist es möglich, die in Abbildung 6 gezeigten 
Phasen zu durchlaufen. Die erste Phase bildet den ersten Beteiligungsprozess in einer 
Region. Hier muss Vertrauen in der Bevölkerung gewonnen werden und die Methoden 
der Beteiligung werden vermittelt. Diese Phase eignet sich hauptsächlich zur Lösung von 
Win-win-Situationen. In diesen kann häufig eine Aufbruchstimmung und Anfangseupho-
rie genutzt werden. In der zweiten Phase, dem „Thematischen Neuland“, sind die Me-
thodenkenntnisse vorhanden; die Akteure haben Vertrauen aufgebaut, es geht darum, 
sich in eine neue Fragestellung und neue Themen einzuarbeiten.  

Abb. 6: Drei Phasen der Partizipationserfahrung 

 

Die dritte Phase baut hierauf auf, es muss wiederum ein neues Thema erarbeitet wer-
den. Zudem kommt ab dieser Phase zum Tragen, dass es zu Akteurswechseln kommt; sei 
es, dass das neue Thema nicht für alle aus dem ehemaligen Prozess interessant ist, sei es 
aus persönlichen Gründen. Wichtig ist es, die Prozessarchitektur darauf abzustimmen. 
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Neue Akteure müssen schnell eingegliedert werden können, alte Erfahrungen jedoch im 
Prozess präsent bleiben. Hierbei ist die Durchmischung aus alten und neuen Akteuren 
wichtig. Zudem muss in die Motivation der Akteure investiert werden. 

In den nächsten Prozessen kommt es damit zu einer Mischung aus den Phasen zwei 
und drei, da einige Beteiligte über große Erfahrung verfügen, aber eventuell die Motiva-
tion sinkt, während neue Akteure wenig Erfahrung, aber neue Motivation mitbringen. 
Diese Situation ist im Rahmen eines kontinuierlichen Verbesserungsprozesses zu lösen 
(Fischermanns 2006: 373 ff.). 

5 Fazit  
Einer der Gründe für die Zunahme an Bürgerbeteiligungen sind die immer komplexer 
werdenden Aufgabenstellungen, mit denen sich die jeweiligen Planungsträger und die 
Politik konfrontiert sehen. Neben dem Wunsch vieler Bürger, stärker an politischen Ent-
scheidungen beteiligt zu werden, besteht also auch der Wunsch der Politik und der 
Verwaltungen, die Bürger stärker in Prozesse einzubinden, da hierdurch bessere Lösun-
gen erhofft werden. 

Der Bürger mit seinen Kompetenzen ist damit stärker in den Fokus zu rücken, er ist ei-
ne wichtige „Ressource“ zur Entwicklung nachhaltiger Lösungen und Entscheidungen 
geworden. Mit dieser Ressource ist zukünftig schonend umzugehen und ihr Einsatz effi-
zienter zu planen. 

Hierzu ist es aus Sicht der Praxis notwendig, von der Themenzentriertheit zur Bürger-
zentriertheit in der Beteiligung zu kommen. Die Abfolge und Durchführung von Beteili-
gungsprozessen ist also weniger an den Bedürfnissen der jeweiligen Themen und den 
damit verbundenen Planungsprozederen zu orientieren, sondern verstärkt an den Bür-
gern im Sinne eines kontinuierlichen Beteiligungsprozesses. Diese sind zu Beginn an-
hand eines Win-win-Themas zur Partizipation zu befähigen, bevor sich „zufällig“ als ers-
ter Anlass eine Win-loose-Situation ergibt, die eine Region in der ersten Phase überfor-
dert und damit alle weiteren Beteiligungsprozesse im Falle eines Scheiterns negativ be-
einflusst. Ebenso sind Überschneidungen von gleichzeitig stattfindenden Prozessen zu 
vermeiden, da die Akteure häufig dieselben sind und bei Einbindung in mehrere Pla-
nungsfragen überbeansprucht werden. 

Eine Möglichkeit ist die Einführung eines Beteiligungs-Metaplans, in dem die unter-
schiedlichen in Zukunft anstehenden Prozesse aufeinander abgestimmt sind. Dies lässt 
jedoch wenig Platz für Flexibilität und entspricht nicht den Anforderungen der Kommu-
nen, für die sich die Planungsaufgaben und die Beteiligung ebenfalls oft kurzfristig erge-
ben. 

Die zweite Möglichkeit ist die Loslösung der Beteiligung von konkreten Planungsauf-
gaben, hin zu einer leitbildorientierten Partizipation. Gemeinsam mit den Bürgern wer-
den die zukünftigen Leitlinien und Ziele einer Region definiert, die den zukünftigen Ori-
entierungsrahmen für Politik und Verwaltung für einzelne Planungsvorhaben bilden. 
Somit werden wiederholte Diskussionen ähnlicher Sachverhalte vermieden und die Bür-
ger entlastet, während Politik und Verwaltung eine konkrete Planung von vorneherein 
am Leitbild orientieren können. Die konkreten Planungsentwürfe können dann in einem 
deutlich verkürzten Prozess durch die Bürger anhand der im Leitbild selbst erarbeiteten 
Kriterien überprüft werden. Abhängig vom Beteiligungsprozess kann eine einzelne Ver-
anstaltung schon ausreichen. 
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Kurzfassung 

Ineinandergreifende und komplexe Akteurskonstellationen beeinflussen in zunehmen-
dem Maß die Umsetzung und die Akzeptanz von projektierten Großvorhaben. An vielen 
Planungsprozessen fühlen sich zivilgesellschaftliche Akteure nicht ausreichend beteiligt 
und wollen ihre Lebensumwelt mitgestalten. Gleichzeitig wird das strategische Agenda-
Setting der Raumentwicklung von technologiegetriebenen Transformationen beeinflusst. 
Aus dieser Perspektive diskutiert dieser Beitrag mögliche Anknüpfungschancen zwischen 
den Methoden der räumlichen Planung und der partizipativen Technologievorausschau. 
Nach einer einführenden Erläuterung raumplanerischer Entscheidungsmodelle und des 
Instruments der Technologievorausschau werden Erfolgsbedingungen von Partizipation 
erläutert. Abschließend werden beide Perspektiven zusammengeführt und drei mögli-
che Schnittstellen aufgezeigt. 

Schlüsselwörter 

Partizipation – Technologievorausschau – Entscheidungsmodelle – Partizipationsparadox 
– Beteiligungsmethoden – Transformative Innovationen 

Methods of Spatial Planning and Participatory Technology Foresight –  
Opportunities for an Interdisciplinary Approach? 

Abstract 

Today, interdependent and complex actor constellations have come to exert increasing 
influence on the implementation and acceptance of planned large projects. In many 
cases, civil society actors are determined to participate actively in shaping their environ-
ment, yet feel insufficiently involved in planning processes. At the same time, technolo-
gy-driven transformations exert influence on the strategic agenda setting of spatial devel-
opment. From this perspective, this article discusses potential opportunities for establish-
ing links between the methods of spatial planning on the one hand and participatory 
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technology foresight on the other hand. After an introductory note on decision models 
in spatial planning and the instrument of technology foresight, this article explicates con-
ditions for successful participation. Finally, we will bring together both perspectives and 
highlight three possible points of intersection. 

Keywords 

Participation – technology foresight – decision-making models – participation paradox – 
participation methods – transformative innovations 

 

1 Planung und gesellschaftlicher Wandel 
Wie die Diskussion um den Bahnhofsneubau in Stuttgart zeigt, ist ein unreflektiertes 
technologie- sowie verwaltungsgetriebenes Agenda-Setting in der strategischen Raum-
entwicklungspolitik nicht zeitgemäß. Zukünftig ist es gleichzeitig Herausforderung und 
Legitimation des deutschen Raumplanungssystems, die Gesellschaft breitenwirksam in 
die strategische Ausrichtung der Raumentwicklungspolitik einzubeziehen (vgl. Selle 
2011a). Dabei stellt trotz aktueller Diskussion Partizipation weiterhin ein „Nischenthema“ 
dar, das sich zumeist auf das gesetzlich geforderte Maß bei Einzelprojekten und einen 
kleinen Ausschnitt der Gesellschaft beschränkt (Rösener 2011: 1). Neben den gängigen 
Partizipationsmethoden der kleinräumlichen Planung (vgl. Fürst/Scholles 2008) fehlt es 
bisher an einem wirksamen Ansatz, um zukünftige Projektprozesse vorab auf übergeord-
neter strategischer Ebene mit der planungsinteressierten, aber fachfernen Öffentlichkeit 
zu diskutieren. 

Aufgrund komplexer gesellschaftlicher Austauschbeziehungen (vgl. Gibbons/ 
Limoges/Nowotny et al. 1994) erwächst insbesondere die Frage nach wirksamer Beteili-
gung und damit einer zunehmenden Orientierung an gesellschaftlichen Bedürfnissen. 
Diesbezüglich dienen in dem Paradigma einer nutzerzentrierten Innovationsgenerierung 
(vgl. Smits 2002) zukünftig „Bedürfnisse als Innovationsmotoren“ (Edler 2007). Zur Erhe-
bung derselben ist die Technologievorausschau (vgl. Cuhls/Ganz/Warnke 2009) und 
insbesondere der „social shaping approach to technology foresight“ ein bevorzugtes 
Instrumentarium (Jørgensen/Jørgensen/Clausen 2009). Diesem Ansatz werden evoluti-
onär entwickelte Akteurskonstellationen zugrunde gelegt, die ebenso in gleichartigen 
Prozessen der Raumentwicklung im Sinne von „Shaping Places“ handlungsleitend sind 
(vgl. Healey 1999). In diesen Ansätzen werden Strategien, die eindimensional und gesell-
schaftlich unreflektiert sind, nicht mehr als legitim wahrgenommen. Zukünftig erfordern 
derartige Entscheidungen gleichermaßen von Technik- und damit verbundener Raum-
entwicklung eine reflexive Beteiligung breiter Akteursgruppen. In einem kontinuierlichen 
Lernprozess wollen die Stakeholder ihre Bedürfnisse artikulieren (von Hippel 2005: 94 
ff.). Zukünftig kann dieser Interaktionsfluss gleichzeitig im Sinne eines Teilhabe- und Zu-
stimmungsprinzips die generative Technik- und damit Raumentwicklung begründen. 
Gleichfalls bedingt dies ein transformatives Verständnis von Innovationen, das Nutzer 
systemisch als die zentralen Akteure betrachtet und einbindet. Transformative Prozesse 
erfordern kollaboratives Lernen verschiedener Akteure und benötigen hierfür partizipa-
tive Aushandlungsprozesse, die den reflexiven Austausch befördern (Steward 2012). 

Mit dieser Vorstellung von bedürfnisorientierter Zukunftsgestaltung diskutiert der Bei-
trag, inwiefern Partizipationsprozesse und die Vorausschau-Methodik als strategisches 
Instrumentarium eine wirksame Chancenpartizipation im Themenfeld Raum und Tech-
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nik ermöglichen. Einführend werden Partizipationsprozesse in der Raumentwicklung 
dargestellt und mit Elementen der Technologievorausschau verknüpft. Das aus dieser 
Analyse gefolgerte Ergebnis wird im Sinne einer Anschlussfähigkeit von partizipativen 
Vorausschau-Prozessen für die strategische Raumentwicklung und ihre Methodik disku-
tiert.  

2 Die Frage nach Beteiligung 
Zur Einführung in das Thema „Partizipation“ werden in diesem Kapitel zunächst zwei 
Modelle der Entscheidungsfindung vorgestellt und diskutiert. Selle (2011a: 128) be-
schreibt zwei Grundtypen der Entscheidungsfindung, in denen die prozessualen Aspekte 
vereinfachend dargestellt werden. Abbildung 1 zeigt das DAD-Modell, welches den Weg 
einer hierarchischen Entscheidungsfindung veranschaulicht.  

Abb. 1: Das DAD-Modell  

 

Quelle: eigene Darstellung nach Selle (2011a) 

In der ersten Phase des Modells findet eine interne Abstimmung über zukünftige Pro-
jekte statt („decide“). Die Teilnehmer sind Personen aus Politik, Verwaltung sowie Inves-
toren. Auf eine öffentliche und offene Auseinandersetzung über potenzielle Projekte 
und deren Ausgestaltung wird in dieser Phase verzichtet. Damit reduziert der Teilneh-
merkreis Unsicherheit, denn erst nachdem die ersten Vorfestlegungen getroffen sind, 
wird das Projekt der Öffentlichkeit vorgestellt („announce“). Hierbei handelt es sich um 
eine reine Information. Die Bürger können keine Ideen mehr einbringen und oftmals 
wird das Projekt als alternativlos dargestellt. Das „Ob“ und „Wie“ steht zu diesem Zeit-
punkt nicht mehr zur Debatte (Selle 2011a: 128). Sollte sich die Öffentlichkeit gegen das 
Projekt aussprechen, müssen die Personen, die an der Entscheidungsfindung beteiligt 
waren, das Projekt verteidigen und durchsetzen („defend“), da es gegebenenfalls zu ei-
ner zeitlichen Verzögerung mit erhöhtem Finanzierungsbedarf kommen kann. Im 
schlimmsten Fall muss das Projekt abgebrochen werden (Breitfuss 2011; Selle 2011a: 128). 
Nachträglich eine Beteiligungsphase in diesen Entscheidungsprozess einzubauen, bringt 
keinen Erfolg, weil Entscheidungsspielräume durch konkrete Vorentwürfe vorab einge-
schränkt wurden. Dies ruft bei den vorgeblich „Beteiligten“ Frust hervor (Breitfuss 2011). 
Nachträglich wird die Beteiligung nur als Legitimation des ex-ante festgelegten Projektes 
missbraucht und das Engagement der Bürger konterkariert. Diese Vorgehensweise macht 
sie misstrauisch gegenüber zukünftigen Beteiligungen bzw. verspielt das Vertrauen zwi-
schen der Zivilgesellschaft und der gewählten Exekutive. In diesem Konflikt kann es ein 
Lösungsansatz sein, diesen Entscheidungsweg abzuändern und den Ablauf des Entschei-
dungsprozesses transparent zu kommunizieren sowie die Bürger frühzeitig in den Pla-
nungsprozess einzubinden. 

Ein solches kooperatives Vorgehen beschreibt das zweite Modell der Entscheidungs-
findung (EDD-Modell, vgl. Abb. 2). Darin sind die Phasen offen und transparent gestaltet 
und die Bürger werden von Beginn an in den Entscheidungsprozess eingebunden. Bei 
diesem Vorgehen tritt durch die offenere Gestaltung einerseits eine erhöhte Unsicher-
heit auf (Fürst/Scholles 2008: 163), andererseits besteht aber ein größerer Entschei-
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dungsspielraum. Dies fasste Karl Ganser im folgenden Satz zusammen: „Man muss Pro-
zesse gestalten, deren Ausgang man nicht kennt“ (Ganser zitiert in Selle 2005: 373). 

Abb. 2: Das EDD-Modell  

 

Quelle: eigene Darstellung nach Selle (2011a) 

In den ersten zwei Phasen werden die relevanten Akteure identifiziert und zu einer 
Zusammenarbeit bewogen („engage“). Dies kann durch den Einsatz verschiedener Parti-
zipationsmethoden (vgl. Tab. 1) geschehen, in denen Politik, Verwaltung und Zivilgesell-
schaft einbezogen werden. Die Akteure beraten gemeinsam, welche zukünftigen Projek-
te angegangen werden („alle an einen Tisch, alles auf einen Tisch“). Erst nachdem die 
gemeinsame Analyse und Beratung abgeschlossen ist („deliberate“), wird eine Entschei-
dung getroffen („decide“). Diese ergibt sich dann aus einem Konsens oder einer Mehr-
heitsentscheidung (Selle 2011a: 128). In diesem Modell ist im Vorfeld der Entscheidung 
eine aktive Beteiligung der Öffentlichkeit vorgesehen. Das Ziel ist es, den Entschei-
dungsweg unter Einbezug der Bürger nachvollziehbar und transparent zu gestalten. Da 
die Entscheidung über ein Projekt erst am Ende des Prozesses fällt, können daran im Vor-
feld Veränderungen vorgenommen werden. Somit wird Planung als offener Prozess an-
gesehen, in dem iterativ mit Alternativen und Reflexion gearbeitet wird (Breitfuss 2011; 
Selle 2011a: 128).  

Ein Ziel des kooperativen Vorgehens ist es, Bürger frühzeitig in die räumliche Planung 
einzubeziehen. Dass dies gleichzeitig Notwendigkeit und Herausforderung ist, wird an-
hand des Partizipationsparadoxes verdeutlicht (vgl. Abb. 3). 

Abb. 3: Das Partizipationsparadox  

 

Quelle: Senatsverwaltung für Stadtentwicklung (2011: 83) 
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Auf der horizontalen Achse ist der zeitliche Verlauf eines Planungsprozesses abgebil-
det. Die vertikale Achse zeigt den Spielraum der Bürger, auf ein Projekt Einfluss zu neh-
men. Zu Beginn eines Verfahrens ist dieser Spielraum relativ hoch. Während des Projekt-
fortschritts sinken die Möglichkeiten der Öffentlichkeit, eine Änderung des Projektes 
herbeizuführen. Paradoxerweise ist zu Beginn eines Projektes das Interesse und Engage-
ment der Bürger, auf ein Projekt einzuwirken, noch recht gering. Das Vorhaben liegt oft-
mals in weiter Zukunft und ist für die Öffentlichkeit in ihrer Lebensumwelt nicht „greif-
bar“. Das Interesse und das Engagement steigen im Laufe des Verfahrens mit der persön-
lichen Betroffenheit deutlich an und sind in der Umsetzungsphase am größten. Zu die-
sem Zeitpunkt können die Bürger aber kaum mehr Einfluss auf die Vorhabengestaltung 
nehmen und damit kommen Kritik und Beschwerden über eine „Nicht-Beteiligung“ auf 
(Reinert 2003: 37; Senatsverwaltung für Stadtentwicklung Berlin 2011: 83). Ziel ist es, 
schon zu Beginn des Verfahrens eine möglichst breite Partizipation zu gewährleisten und 
die Bürger für die räumliche Mitgestaltung ihrer Lebensräume zu begeistern.  

3 Technologievorausschau als Instrumentarium 

Das Verständnis von Partizipation als ein Symptom des sich beschleunigenden gesell-
schaftlichen Wandels knüpft an das von Etzkowitz und Leydesdorff (2000) gezeichnete 
Bild einer Helix im Sinne ineinandergreifender Akteurskonstellationen an. Diese wech-
selseitigen Beziehungen erzeugen aufgrund ihrer Komplexität Unwägbarkeiten für zu 
projektierende Gestaltungs- und Innovationsvorhaben (Hufnagl 2010: 65). Im Umgang 
mit diesem Unsicherheitsfaktor systematisiert die Innovationsforschung die Instrumente 
unter den Aspekten „Distribution“, „Regulation“ und „Information“ (Hufnagl 2010: 76 f.). 
Dabei wird die „Technologievorausschau“ den Instrumenten der Information zugeord-
net (Hufnagl 2010: 96).  

Die Vorausschau möglicher Zukünfte fasziniert die Menschen bereits seit der Antike. 
Synonym hierfür ist der Erfolg griechischer Orakel in der Stadt Delphi. Dabei soll diese 
begriffshistorische Einordnung nicht darüber hinwegtäuschen, „dass die Zukunft nicht 
vorhersagbar ist, sondern lediglich Entwicklungen eingeschätzt bzw. Alternativen zu der-
zeitigen Denk- und Entwicklungsrichtungen etabliert werden können“ (Cuhls 2009: 57). 
Insbesondere in der Innovations- und Technologiepolitik sind die Methoden der Vo-
rausschau in Deutschland mit der „First Comprehensive German Study“ seit 1993 als ein 
Politikinstrument zur Identifikation von innovativen Technologie- und Forschungsfeldern 
etabliert (Cuhls 2008b: 134). Der gezielte Einsatz dieses Instrumentariums evaluiert mög-
liche Unsicherheiten im Vorfeld der Innovationsgenese und kann analog eine zukünftige 
Forschungs- und Entwicklungspolitik priorisieren (Schoen/Könnölä/Warnke et al. 2011: 
235 f.). Hierfür legt der Vorausschau-Prozess ein Technikverständnis zugrunde, das auf 
einer „Ko-Evolution“ von Technik und Gesellschaft beruht (vgl. Hekkert/Suurs/Negro et 
al. 2007; Jørgensen/Jørgensen/Clausen 2009). Stellvertretend für diese Perspektive de-
finiert Coates (1985: 30) den Begriff „Technologievorausschau“ wie folgt: „Foresight is the 
overall process of creating an understanding and appreciation of informative generated 
by looking ahead. Foresight includes qualitative and quantitative means for monitoring 
clues and indicators of evolving trends and developments and is best and most useful 
when directly linked to the analysis of policy implications. Foresight prepares us to meet 
the needs and opportunities of the future. Foresight in government cannot define policy, 
but it can help condition policies to be more appropriate, more flexible, and more ro-
bust in their implementation, as times and circumstances change. Foresight is, therefore, 
closely tied to planning. It is not planning – merely a step in planning.“ 
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In der angewandten Technologievorausschau wird das zugrunde liegende Methoden-
set hinsichtlich der Zugänge zu Kreativität, Interaktion, Expertise und Evidenz unter-
schieden (vgl. Abb. 4). Unter dem Aspekt der Kreativität werden Methoden zusammen-
gefasst, welche ergebnisoffen die subjektive Perspektive einer Entwicklung antizipieren. 
Dabei werden insbesondere Kleingruppen und Einzelpersonen adressiert, die imaginativ 
Zukunftsvorstellungen entwickeln. Ergänzt um partizipative und interaktive Elemente 
werden in Diskussionen Szenarien beschrieben. Hiermit können gleichfalls interessierte 
Laien als Experten ihrer Lebensumwelt einbezogen werden. Dabei stehen diskursive 
Elemente im Fokus. Im Gegensatz dazu werden Teilnehmer durch Methoden, die auf 
dem wissenschaftsspezifischen Expertenwissen einzelner beruhen, gezielt ausgewählt. 
Die Auswahlkriterien beruhen auf den fachlichen Fähigkeiten und der damit verbunde-
nen Expertise. Mit diesem Spezialwissen soll aus der Perspektive des Forschenden auf 
zukünftige Entwicklungen geschlossen und diese antizipiert werden. Evidenzbasierte 
Methoden hingegen minimieren subjektive Einflüsse und extrapolieren zukünftige Ent-
wicklungen auf Grundlage von objektiven Daten, die probabilistisch einer systematisie-
renden Analyse unterzogen werden (Popper 2008: 71 ff.). Somit kann das zur Verfügung 
stehende Methodenset auch klassisch hinsichtlich qualitativer, quantitativer und semi-
quantitativer Methoden unterschieden werden (Popper 2008: 54 ff.). Die variantenrei-
chen Methoden der Technologievorausschau kategorisiert Abbildung 4 hinsichtlich ihrer 
Einordnung. Für die vertiefende Diskussion dieser Methoden und ihrer Kombinations-
möglichkeiten in Prozessen der Technologievorausschau sei aufgrund des Umfanges auf 
Popper (2008) verwiesen.  

Abb. 4: Methoden der Technologievorausschau 

 

Quelle: eigene Darstellung nach Popper (2008: 71) 
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In der Praxis haben Studien der Technologievorausschau bisher insbesondere Exper-
ten sowie entscheidungstragende Akteure und institutionelle Arrangements unter An-
wendung einer semi-quantitativen Methodik eingebunden (Cuhls/Ganz/Warnke 2009). 
Mit diesem technologiegetriebenen Ansatz wurden in der vom Bundesministerium für 
Bildung und Forschung beauftragten Technologievorausschau zwischen 2007 und 2009 
Zukunftsfelder neuen Zuschnitts identifiziert, welche über die üblichen Fachgrenzen 
hinausgehen und deshalb einen neuen Erkenntnisgewinn in Wissenschaft und Techno-
logie versprechen (BMBF 2012). Diese Felder überspannen mehrere Forschungs- und 
Innovationsbereiche und fordern zukünftig entgegen der Expertenorientierung eine re-
flexive, also eine nutzerzentrierte, verschiedenste Perspektiven differenzierende Tech-
nikentwicklung ein, die einen intensiven gesellschaftlichen Diskurs beinhaltet 
(Cuhls/Ganz/Warnke 2009: 15; Erikson/Weber 2008: 466). In diesem Prozess sollen die 
partizipativen Elemente Bedürfnisse von technologischen Nichtexperten in einem Lern-
prozess mit regelmäßiger Rückkopplung aufgreifen (Boon/Moors/Kuhlmann et al. 2011).  

Ausgehend von diesem Innovationsverständnis knüpft die partizipative Technologie-
vorausschau an den Ansatz des „social shaping approach to technology foresight“ an 
(Jørgensen/Jørgensen/Clausen 2009). Diesbezüglich erscheinen die methodisch ange-
wendeten Instrumente einer partizipativen Technologieentwicklung noch in einem frü-
hen Entwicklungsstadium (Warnke/Weber/Leitner 2008; Boon/Moors/Kuhlmann et al. 
2011). Eingesetzt wurden bisher Kreativitätsverfahren, Panels, Delphi-Befragungen und 
Szenarien (Cuhls 2008a: 154). Hier bietet insbesondere die Kreativitätsmethodik unter 
Einbezug von partizipativen Elementen durch ihre offene und suchende Ausrichtung die 
Chance, technikinteressierte Nichtexperten in die Technologievorausschau einzubezie-
hen (Cuhls 2008a: 151 ff.). Damit können Nichtexperten in einem kontinuierlichen Lern-
prozess ihre Bedürfnisse artikulieren und in Form von Ideenrohlingen konstant reflektie-
ren. Dieser Interaktionsfluss kann gleichzeitig im Sinne eines Teilhabe- und Zustim-
mungsprinzips die Forschungs- und Technologieentwicklung legitim unterstützen (von 
Hippel 2005: 1 ff.; Popper 2008: 72; Loveridge/Saritas 2009: 1208 f.).  

Hierfür werden im vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) finan-
zierten und von der Fraunhofer-Gesellschaft durchgeführten Projekt „Shaping Future“, 
unter Beachtung der von van der Helm (2007) diskutierten Herausforderungen des „Par-
ticipatory Foresight“, Instrumente entwickelt und mit technikinteressierten Nichtexper-
ten in Kreativ-Workshops getestet (Schraudner/Rehberg/Kimpel 2012). Die diesem Vor-
gehensmodell zugrunde liegende Methodik wurde in Kooperation mit Designforschern 
realisiert (Schraudner/Rehberg/Kimpel 2012) und ist als partizipative Technologievo-
rausschau im Fallstudiendesign (vgl. Popp 2009) organisiert. Ziel war es, ein Instrumenta-
rium zu entwickeln, das es technikinteressierten Laien ermöglicht, ihr lebensumweltli-
ches Expertenwissen zu antizipieren und zu artikulieren. Dabei knüpft dieses Verständnis 
von Partizipation an eine gemeinschaftlich wirkende Wissensgenerierung an. Hierbei 
befähigen „Möglichkeitsräume“ (Peschl 2007) zu einer aktiven und zugleich gestaltenden 
Teilhabe. Im Kontext dieses Zuganges erlaubt die Wechselwirkung zwischen der aktiven 
Veränderung dieser Umgebung durch die Teilnehmer (mittels Kreativtechniken und  
-werkzeuge) und des Ortes per se eine Beteiligung interessierter Laien (Schraud-
ner/Rehberg/Kimpel 2012).  

Mittels ihres objektbezogenen Zugangs bietet die angewandte Designforschung im 
Kontext der „Actor-Network-Theory“ (Callon 1986; Latour 1986) einen weiteren präfe-
rierten Zugang. Gerade das Methodenset der Designforschung mit ihrem besonderen 
Fokus auf „Design-Prototypen“ (Mogensen 1992) eröffnet neue Formen der Kommunika-
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tion abseits rein sprachlicher Artikulation. Die Haptik eines Objektes bietet einen erwei-
terten Imaginationsraum, der innovativ anleitet, im Sinne Polanyis (1962) implizites Wis-
sen neu zu denken und in eine objekthafte Symbolik zu transformieren. Damit werden 
alltägliche Handlungsartefakte der Nutzer schon im Vorfeld der Technologiegenese kon-
kret artikulierbar und somit diskutierbar (Schraudner/Rehberg/Kimpel 2012).  

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass sich die Methoden einer partizipa-
tiven Technologievorausschau noch in der Entwicklung befinden. Einen Beitrag hierfür 
leistet das von der Fraunhofer-Gesellschaft durchgeführte Projekt „Shaping Future“. In 
dem von Schraudner/Rehberg/Kimpel (2012) entwickelten Methodenset werden Krea-
tiv- mit Interaktionsmethoden kombiniert, um innovative Beteiligungsformen für kom-
plexe Thematiken zu gestalten. Mit diesem Ansatz erscheint es möglich, bisher noch 
nicht abschließend definierte Projektvorhaben am Beginn ihres (technologischen) Le-
benszyklus zu diskutieren und somit vorab die Zivilgesellschaft an der sich konkretisie-
renden Projektentwicklung zu beteiligen. Dabei muss trotz des bisherigen Erfolgs ein-
schränkend konstatiert werden, dass es notwendig erscheint, interdisziplinär in der Pra-
xis erprobte Beteiligungsformate und die hierauf aufbauenden Erfahrungen zu integrie-
ren. Hier kann an das Methodenset und das Erfahrungsspektrum aus Beteiligungsprozes-
sen der räumlichen Planung angeschlossen werden.  

4 Partizipationserfahrungen in der räumlichen Planung 
Um Bürger in die Gestaltung ihrer Lebensräume einzubeziehen, stehen der räumlichen 
Planung eine Reihe von Partizipationsmethoden zur Verfügung (vgl. Tab. 1). Der Einsatz 
dieser Methoden hängt von der Problemstellung des Projektes, den zur Verfügung ste-
henden Ressourcen sowie der Zusammensetzung der Beteiligten ab. Eine Kombination 
mehrerer Methoden (Methodenmix) kann in manchen Fällen sinnvoll sein. 

Tab. 1: Auswahl an Partizipationsmethoden 

 

Quelle: eigene Darstellung nach Senatsverwaltung für Stadtentwicklung (2011: 321 ff.) 

Durch die Anwendung von Methoden werden – zumeist jedenfalls – Planungs- und 
Entscheidungsprozesse transparenter und nachvollziehbarer gestaltet, da die Methoden 
ein systematisches Vorgehen bedingen. Gerade aber bei der Durchführung von Partizi-
pationsprozessen bestehen noch Unsicherheiten. In der Literatur finden sich zahlreiche 
Artikel über die Gestaltung von Partizipationsprozessen. Munzinger (2011: 894 f.) hat 20 
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Erfolgsbedingungen1 für die Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung von Bür-
gerbeteiligungen formuliert. Diese geben eine Orientierung, da bei den informellen Be-
teiligungsprozessen Verfahrensregeln fehlen und die Ergebnisse dieser Prozesse nicht 
rechtlich verankert sind (Friesecke/Munzinger 2012: 70). Rösener (2011: 3) empfiehlt, ein 
besonderes Augenmerk auf die Vorbereitung von Beteiligungsprozessen zu legen und 
diese anhand von Fragen2 zu strukturieren und zu organisieren. Kubicek und Lippa (2011: 
210) haben zwölf Online-Beteiligungsangebote anhand von zehn Erfolgsfaktoren evalu-
iert. Dabei waren die Faktoren „klare Zielsetzung“, „Dringlichkeit des Themas“ und „aus-
reichende Ressourcen“ die ausschlaggebenden. 

Damit ein Beteiligungsprozess gelingt, muss eine partnerschaftliche Beziehung zwi-
schen Politik, Verwaltung und Zivilgesellschaft aufgebaut und Vertrauen hergestellt wer-
den (Fürst/Scholles 2008: 175; Rösener 2011: 4). Um einen Beteiligungsprozess zu verste-
tigen, müssen die Bürger die Erfahrung machen, dass sie mit ihrem Engagement etwas 
bewirken können und ernst genommen werden. Wichtig ist, dass ihnen eine Begrün-
dung gegeben wird, ob und in welchem Maße ihre Vorschläge Eingang in die Planung 
gefunden haben. Je mehr Transparenz bei der Durchführung der Planung erzielt werden 
kann, umso akzeptierter und weniger angreifbar wird diese später sein (Hoffmann 2011: 
76 ff.). Zum Gelingen eines Beteiligungsprozesses trägt eine verständliche Kommunikati-
on bei, die Planer müssen sich auf die Öffentlichkeit einstellen (Fürst/Scholles 2008: 175; 
Hoffmann 2011: 86). Beim Methodeneinsatz sollte beachtet werden, dass die Methoden 
nicht in einer schematischen und starren Weise angewendet, sondern flexibel auf den 
Einzelfall angepasst werden. Um Partizipation erfolgreich durchzuführen, muss sie als 
selbstverständlicher Teil im Verwaltungsablauf verankert werden (Fürst/Scholles 2008: 
175; Friesecke/Munzinger 2012: 71). Diesbezüglich besteht die Schwierigkeit darin, dass 
formales Verwaltungshandeln parallel zu den Beteiligungsverfahren läuft und es zwi-
schen diesen beiden Prozessen keine Schnittstellen oder Absprachen gibt (Selle 2011b: 
6).  

Als eine Barriere wird der erhöhte zeitliche, personelle und finanzielle Einsatz gese-
hen, auch wenn sich dieser „Mehraufwand“ – zumeist jedenfalls – am Ende des Prozesses 
auszahlt (Hoffmann 2011: 61 ff.). Eine Schwierigkeit von Beteiligungsprozessen besteht 
darin, dass sie sozial selektiv wirken. Migranten, Kinder und Jugendliche, Ältere sowie 
untere Einkommensschichten werden durch Beteiligungsangebote oftmals nicht erreicht 
(Reinert 2003: 37). Aber auch höher Gebildete partizipieren wenig, da sie wenig Zeit 
haben und es für sie andere Formate gibt, auf denen sie ihre Interessen vertreten können 
(Selle 2011b: 7). 

Das grundsätzliche Problem besteht darin, dass eine Unsicherheit aufseiten der Ver-
waltung, Politik und der Zivilgesellschaft besteht, wie ein partizipativer Prozess gestaltet 
werden und was er bewirken kann. Daran ist zu erkennen, dass sich noch keine Partizi-
pationskultur ausgebildet hat. Ein Schritt in diese Richtung ist es, die Menschen schon 
frühzeitig für Partizipationsmöglichkeiten zu sensibilisieren (Reinert 2003: 35). 

                                                 
1 Munzinger (2011: 894 f.) verweist auf folgende Erfolgsbedingungen: „Richtiger Zeitpunkt, Ziele bestim-

men, Zielgruppen definieren, Beteiligungsform wählen, Fahrplan erstellen, Schnittstellen definieren, Finan-
zierung sichern, Spielregeln definieren, Informationsfluss sichern, Einflussmöglichkeiten darstellen, Ziel-
gruppen einbinden, neutrale Moderatoren, Sachkompetenz einbinden, Sofortmaßnahmen durchführen, 
Öffentlichkeitsarbeit betreiben, Prozessergebnisse vermitteln, Prozess dokumentieren, Anerkennung aus-
sprechen, Projektevaluation, Beteiligungsprozess verstetigen“. 

2 Was ist der Gegenstand der Beteiligung? Was sind Ziele und Leitfragen? Wer soll in die Kommunikation 
einbezogen werden? Welche Ressourcen stehen zur Verfügung? Welche Rahmenbedingungen gibt es? Wie 
ist die Kommunikation zu gestalten? Welche Methoden setzten wir ein? 
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5 Chancen einer interdisziplinären Anknüpfung? 
Ein Ziel der Verknüpfung partizipativer Technologievorausschau mit der räumlichen Pla-
nung ist es, Bürger frühzeitig in Planungsprozesse einzubinden. Um die Öffentlichkeit bei 
den Themen zukünftiger Entwicklungen (z. B. Energie und Wohnen, Mobilität und Ver-
kehr), die vor allem auch Fragen technologischer Gestaltung adressieren, einzubeziehen, 
können Partizipationsmethoden der Technologievorausschau integriert und auf die 
räumliche Planung übertragen werden. Dabei geht es zunächst um strategische Vorstel-
lungen der Raumentwicklung, die auch Koschatzky (2005) in der Diskussion um „Regio-
nal Foresight“ skizziert. 

Getrieben durch aktuelle Ereignisse wird der Diskussion über Beteiligungsprozesse 
nicht nur in der räumlichen Planung, sondern auch in der Technologieentwicklung ein 
zunehmend größerer Stellenwert eingeräumt. Abgesehen von den an prominenter Stelle 
diskutierten städtebaulichen Großvorhaben werden aus Perspektive der Zivilgesellschaft 
die hierarchisch orientierten Entscheidungspraktiken hinterfragt. In den Vordergrund 
rücken die Bedürfnisse der Nutzer. Gleichfalls dienen in diesem Kontext Bedürfnisse als 
Innovationsmotoren, die transformative Prozesse antreiben. Zukünftige Problemlösun-
gen sind auch in hohem Maße von technologischen Innovationen abhängig und wirken 
sich unmittelbar auf die Lebensumwelt der Bürger aus. Stellvertretend hierfür ist die 
Energiewende zu nennen, die technologiefeldübergreifend raumwirksame Transforma-
tionsprozesse antreibt und nur unter Beteiligung aller Stakeholder zu realisieren ist.  

Um schon zu Beginn einer Projektinitiative kollektiv getragene Strategien zu initiieren 
und die damit verbundene Allokation von verfügbaren Ressourcen einzuleiten, können 
Vorausschauprozesse eingesetzt werden. Hierbei sind in Deutschland insbesondere die 
Methoden der Technologievorausschau etabliert, welche in der aktuellen Forschung um 
partizipative Elemente erweitert werden. Unter Anwendung dieses Instrumentariums 
werden Themen nicht nur aus der wissenschaftlich-technologischen Perspektive wahr-
genommen, sondern frühzeitig mit interessierten Laien diskutiert. Gleichfalls erfordert 
diese Interaktion neue Beteiligungsformen, um den Bürgern Werkzeuge der Kommuni-
kation anzubieten. Aus Perspektive der angewandten Designforschung eignen sich hier-
für Kreativmethoden, die neben der sprachlich-verbalen Ebene haptische Elemente ein-
beziehen. Designprototypen bieten allen Beteiligten als Alltagsexperten ihrer Le-
bensumwelt die Chance, sich auf nonverbale Art und Weise auszudrücken und implizite 
Handlungsartefakte präzise anhand von Objekten zu artikulieren. Dieser Prozess eröffnet 
eine neue Ebene der Kommunikation.  

Die Entwicklung von Methoden einer partizipativen Technologievorausschau befindet 
sich in einem frühen Entwicklungsstadium, welches es zulässt, interdisziplinär Praktiken 
und Erfahrungen zu integrieren. Insbesondere bieten sich für diesen Zweck die Metho-
den der räumlichen Planung an. Es liegen umfangreiche Erfahrungen in der Generierung 
von Beteiligungsmethoden vor, die in Partizipationsprozessen auf unterschiedlichen 
Planungsebenen praktisch angewandt wurden. Dabei sensibilisiert diese Synthese in 
Bezug auf eine Partizipationsdidaktik, welche die Zivilgesellschaft hinsichtlich latenter 
Bedürfnisse einbindet und den Projektinitiatoren akzeptierte Entscheidungsspielräume 
bietet. Hierbei ist Partizipation als eine Wissenskultur zu verstehen, die reflexive Lern-
prozesse generiert und eine aktive Beteiligung aller Stakeholder erfordert. Letztlich meh-
ren partizipative Aushandlungsprozesse durch ihre offene Anlage nicht die Unsicherheit 
unprognostizierbarer Auskommen, sondern gestalten gemeinschaftlich getragene Trans-
formationen.  
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Bürgerbeteiligung im urbanen öffentlichen Raum –  
Reflexionen über eine Neuerung in der  
Beteiligungspraxis 

Gliederung 

1 Bürgerbeteiligung im öffentlichen Raum als Neuerung in der Planungspraxis 

2 Überwindung von Beteiligungsbarrieren durch Präsenz im öffentlichen Raum 

3 Motive für den Einsatz von Bürgerbeteiligung im öffentlichen Raum  

4 Partizipation im öffentlichen Raum als performative Bürgerbeteiligung 

5 Folgerungen für das Planungsverständnis 

Literatur 

 

Kurzfassung 

Der Artikel identifiziert einen strukturell neuen Typ der Bürgerbeteiligung, der seit einiger 
Zeit in der Planungspraxis zu beobachten ist und sich von gängigen kommunikativen Me-
thoden unterscheidet. Dieser neue Beteiligungstyp zeichnet sich durch seine Verortung im 
urbanen öffentlichen Raum und seine Handlungsorientierung aus. In anwohner- oder ex-
pertengeleiteten Interventionen wird dabei der öffentliche Raum unmittelbar gestaltet. 
Obwohl diese Beteiligungsform zunehmend zur Anwendung kommt, fehlen bisher wei-
testgehend eine begriffliche Fassung dieses Phänomens sowie eine planungstheoretische 
Einordnung. Vor diesem Hintergrund fragt der Artikel nach den Vorteilen und Einsatzbe-
reichen dieser Partizipationsform und entwickelt ein gegenstandsbezogenes Theoriean-
gebot. Hierfür wird der Begriff der performativen Bürgerbeteiligung eingeführt, um mithilfe 
der Performanztheorie den Aufführungscharakter partizipativer Interventionen im öffentli-
chen Raum jenseits des kommunikativen Paradigmas fassbar zu machen. 

Schlüsselwörter 

Bürgerbeteiligung – Performanztheorie – öffentlicher Raum – Planungstheorie – perfor-
mative Bürgerbeteiligung 

Citizen Participation in Urban Public Space – Reflections on an Innovation  
in the Practice of Participation 

Abstract 

This article identifies a type of citizen participation that has recently made its way into 
planning practice and represents a structurally novel type of citizen participation in that it 
differs from well-established communicative methods. This new type of participation is 
characterised by its situatedness in urban public space and its particular kind of action 
orientation. Accordingly, public space is shaped directly by means of resident- and ex-
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pert-led interventions. While this form of participation is being applied ever more fre-
quently today, the conceptualisation of this phenomenon still remains underdeveloped. 
The same is true for its classification in terms of planning theory. Against this background, 
the article assesses the advantages of this form of participation as well as its fields of ap-
plication and, on this basis, proposes a certain set of theories. For these purposes, this 
contribution introduces the concept of performative citizen participation. Going beyond 
the communicative paradigm, it draws on the theory of performance to render the per-
formative character of participatory interventions in public space more tangible. 

Keywords 

Participation – performance theory – public space – planning theory – performative par-
ticipation 

 

1 Bürgerbeteiligung im öffentlichen Raum als Neuerung  
in der Planungspraxis 

Die Durchführung von Stadtplanungsprozessen ist heutzutage ohne eine Beteiligung der 
städtischen Öffentlichkeit nicht mehr denkbar. Neben der gesetzlich vorgeschriebenen 
Beteiligung gemäß § 3 BauGB kommen in der kommunalen Planungspraxis vielfach in-
formelle Beteiligungsformen wie Planungszellen, Runde Tische und Bürgerversammlun-
gen zum Einsatz. Das Repertoire an Beteiligungsformen ist groß (vgl. Bi-
schoff/Selle/Sinning 1995) und nimmt – nicht zuletzt durch den informationstechnologi-
schen Fortschritt – weiterhin zu (vgl. Märker/Wehner 2011). Durch eine Intensivierung 
der Beteiligungsangebote versuchen Kommunen, den wachsenden Forderungen nach 
einer zivilgesellschaftlichen Teilhabe an Stadtentwicklungsfragen Rechnung zu tragen. 
Für die Planungspraxis bedeutet dies, dass die Durchführung von Beteiligungsangeboten 
zum Alltagsgeschäft von Planern geworden ist.  

In diesem Alltagsgeschäft – so die Ausgangsbeobachtung meiner Überlegungen – 
zeichnen sich in der jüngeren Vergangenheit signifikante qualitative Neuerungen ab, die 
bisher kaum Eingang in den planungstheoretischen Partizipationsdiskurs gefunden ha-
ben. Die etablierten Formen der Bürgerbeteiligung, die im Sinne des „communicative 
turn“ vor allem auf argumentativem Austausch zwischen verschiedenen Interessens-
gruppen beruhen (vgl. Healey 1992; Sager 1994), werden durch Methoden ergänzt, die 
einen anderen Beteiligungsansatz verfolgen. Wodurch zeichnet sich dieser von mir als 
neu identifizierter Beteiligungsansatz im Vergleich zu kommunikativen Methoden aus? 

In kommunikativ ausgerichteten Partizipationsformen diskutieren Planer und interes-
sierte Bürger gemeinsam über zukünftige Nutzungen eines urbanen Standorts. Austra-
gungsort dieser Treffen ist in der Regel ein kommunaler Veranstaltungsraum ohne zwin-
genden räumlichen Bezug zu dem Stadtraum, dessen zukünftige Gestaltung dort disku-
tiert wird. Die räumliche Erfahrbarkeit des urbanen Ortes wird selten in das Verfahren 
einbezogen und stellt ein ausschließlich abstraktes Objekt der verbalen Aushandlung 
dar. Demgegenüber wird in der von mir als neu markierten Partizipationsform der zu 
beplanende Ort selbst zum Aushandlungsort von Bürgerbeteiligung. Praxisbeispiele die-
ses Beteiligungsansatzes sind in der jüngeren Planungsliteratur zunehmend beschrieben 
worden (vgl. Rodenstein 2004; Altrock/Huning/Peters 2006; BMVBS/BBSR 2009: 84 ff.; 
Kremer 2010; Senatsverwaltung für Stadtentwicklung Berlin 2010; Becker 2012). In Form 
von experten- oder anwohnergeleiteten Interventionen tragen Planungsverantwortliche 
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ihre Beteiligungsangebote in die Sphäre des öffentlichen Raums und zielen damit auf 
eine stärker ortsbezogene und handlungsorientierte Partizipation ab. Die Beteiligung der 
Bürger geht infolgedessen über die Benennung von späteren Gestaltungswünschen hin-
aus und umfasst eine aktive Teilhabe an der Herstellung des geplanten urbanen Raumes. 
Das Tätigkeitsfeld von Partizipation verschiebt sich dabei von einem gemeinsamen Erör-
tern zukünftiger Gestaltungsideen zu einem gemeinsamen unmittelbaren Gestalten ei-
nes Stadtraums durch das Wirken vor Ort. Der urbane öffentliche Raum wird so zur Are-
na von Bürgerbeteiligung und seine Gestaltung wird in situ ausgehandelt. Besonders in 
der Freiraumplanung ist diese Tendenz zu beobachten (als Überblick vgl. Becker 2012), 
sie wird in der Literatur als „Koproduktion von Freiräumen“ (Becker 2012: 98) und „er-
wünschte Selbstermächtigung der Bürger als handelnde Raumproduzenten“ (Willinger 
2007: 734) beschrieben.  

Ein Beispiel aus der Planungspraxis soll dies verdeutlichen: In der von innerstädtischen 
Brachflächen geprägten Stadt Dietzenbach wurde im Rahmen des Projektes „Dietzen-
bach 2030 – definitiv unvollendet“ (vgl. Rodenstein 2004, BMVBS/BBR 2008) nach Nut-
zungsmöglichkeiten für die brachliegenden Freiflächen gesucht. In der Projektdarstel-
lung heißt es dazu (BMVBS/BBR 2008: 20): „Um die Potenziale der Freiflächen zu nut-
zen, sollte interessierten Bürgern eine brachliegende Fläche von jeweils 100 m² zur Ver-
fügung gestellt werden. Der Projektstart wurde mittels einer Aufreihung von 2.500 Ste-
len, die quer durch die Stadtmitte verliefen, bekannt gemacht. Die Holzstelen waren 
zwei Meter hoch und am oberen Ende in den Stadtfarben gelb und blau bemalt. […] Die 
vielen Anfragen für Zwischennutzungen markierten den Erfolg des mit plastischen Mit-
teln und nicht primär mit Sprache arbeitenden Vermittlungsprozesses. Flugblätter, die 
ebenfalls auf die Aktion aufmerksam machen sollten, fanden nur wenig Resonanz. Der 
Großteil der Anregungen stammte von Menschen mit Migrationshintergrund und betei-
ligungsfernen Bevölkerungsschichten.“ 

Das skizzierte Beispiel verdeutlicht einen Beteiligungsansatz, der die Bühne des urba-
nen öffentlichen Raumes nutzt und dadurch eine größere öffentliche Wahrnehmung von 
und potenzielles Interesse an Planungsprozessen generiert, als dies kommunikative Be-
teiligungsformen vermögen. Aus diesem am Beispiel Dietzenbach illustrierten Wandel in 
der Planungspraxis resultiert für die Planungstheorie die Aufgabe, sich eingehender mit 
diesem strukturell neuen Planungsphänomen auseinanderzusetzen. Dieser Forderung 
möchte ich im Folgenden nachkommen und wende mich dafür drei zentralen Fragen zu, 
die der planungspraktischen wie auch planungstheoretischen Reflexion dieser Beteili-
gungsform dienen. 

 Welchen Mehrwert bieten Partizipationsformen, die als Interventionen im öffentli-
chen Raum konzipiert sind, gegenüber kommunikativen Beteiligungsformen? (Kapi-
tel 2) 

 Welche Motive können seitens der Stadtplanung für den Einsatz von Bürgerbeteili-
gung im öffentlichen Raum ausgemacht werden? (Kapitel 3) 

 Wie kann diese Beteiligungsform jenseits des kommunikativen Paradigmas theore-
tisch gefasst werden? (Kapitel 4) 

Ziel des Aufsatzes ist einerseits, die Funktionsweise und den Nutzen dieses hand-
lungsorientierten und im öffentlichen Raum verorteten Beteiligungsansatzes zu beleuch-
ten (Kapitel 2 und 3). Andererseits wird für diesen Beteiligungstypus ein gegenstandsbe-
zogenes Begriffs- und Theorieangebot entwickelt, das es erlaubt, ihn analytisch fassbar zu 
machen (Kapitel 4). Dafür schlage ich den Begriff der performativen Bürgerbeteiligung 
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vor. Mit der Bezugnahme auf den kultur- und sozialwissenschaftlich informierten Per-
formanzdiskurs rückt der Aufführungscharakter partizipativer Interventionen im öffentli-
chen Raum in das Zentrum des Erkenntnisinteresses. Der von kommunikativen Theorie-
ansätzen dominierte Partizipationsdiskurs wird so perspektivisch erweitert und trägt da-
mit der Diversifizierung der Planungslandschaft unter den Bedingungen der postindust-
riellen Gesellschaft Rechnung.  

2 Überwindung von Beteiligungsbarrieren durch Präsenz  
im öffentlichen Raum 

Sollen handlungsorientierte Beteiligungsverfahren im öffentlichen Raum eine sinnvolle 
Neuerung in kooperativen Planungsprozessen darstellen, gilt es zunächst zu klären, wel-
chen Mehrwert sie mit sich bringen. Im Vergleich zu kommunikativen Methoden lassen 
sich diesbezüglich drei Vorteile identifizieren. Diese umfassen erstens das Aktivierungs-
potenzial von Anwohnern für Stadtplanungsaufgaben durch den Vor-Ort-Bezug, zwei-
tens die Überwindung von Artikulationsbarrieren im Beteiligungsprozess sowie drittens 
die Überwindung eines zeitlichen Partizipationsparadoxes. Diese Charakteristika der als 
neu markierten Beteiligungsverfahren resultieren aus ihrem alternativen Handlungs- und 
Beteiligungsansatz und sind in der Lage, inhärente Defizite kommunikativer Methoden 
zu überwinden.  

Der erste Mehrwert besteht in dem hohen Aktivierungspotenzial einer im öffentlichen 
Raum agierenden Partizipation. Beteiligungsverfahren in Stadtplanungsprozessen finden 
in der Regel nicht auf dem Planungsareal selbst statt, sondern in Planungsämtern und 
lokalen Veranstaltungsräumen. Auch die Ankündigungen der Beteiligungsveranstaltun-
gen werden nicht am zu beplanenden Standort, sondern in Presse und Amtsblättern be-
kannt gegeben. Der diskutierte Stadtraum wird in seiner räumlichen Erfahrbarkeit somit 
weder bei der Ankündigung noch bei der Durchführung der Bürgerbeteiligung in das 
Verfahren einbezogen. Dieser fehlende Vor-Ort-Bezug der Bürgerbeteiligung repräsen-
tiert ein Informations- und Motivationshemmnis. Beteiligungsformen im öffentlichen 
Raum hingegen fungieren durch ihre Präsenz im städtischen Raum als Informationsträger 
für die Teilnahmemöglichkeit an einem Planungsprozess. Gleichzeitig stellt der klare 
Vor-Ort-Bezug des Partizipationsangebots einen wichtigen Motivationsfaktor für die lo-
kale Bevölkerung dar. Aus motivationspsychologischer Sicht kann konstatiert werden, 
dass „[f]ür raumbezogene Planungsprozesse die Verbundenheit der Akteure mit der je-
weiligen Stadt/Region eine wichtige Größe [darstellt], weil in diesen Fällen tendenziell 
eine hohe Volitionsstärke zu Aktivitäten für diesen Raum zu erwarten ist“ (Pollermann 
2008: 160).  

Ein zweiter Mehrwert der Vor-Ort-Partizipation beruht darauf, dass sie bekannte Zu-
gangsbarrieren der kommunikativen Methoden zu überwinden vermag (vgl. Selle 2005: 
473 ff.). Diskursiv-kommunikative Verfahren begünstigen artikulationsstarke, gebildete 
Gruppen, die ihrem Anliegen rhetorisch besser Ausdruck verleihen können. Weniger 
artikulationsstarken Personen wird durch diese konzeptionelle Prägung die Teilnahme 
an Stadtplanungsprozessen erschwert oder gar verwehrt. Die Beteiligung an einem Pla-
nungsprozess durch das Handeln vor Ort kann diese Selektivität teilweise überwinden. 
Kreative und niedrigschwellige Teilnahmemöglichkeiten wie gärtnerisches und künstleri-
sches Handeln können die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen ebenso fördern, 
wie durch Sprachbarrieren bedingten Ausschluss mildern. Im Rahmen der IBA Stadtum-
bau Sachsen-Anhalt 2010 wurde dieses Potenzial bereits diskutiert: „Unlike communica-



Bürgerbeteiligung im urbanen öffentlichen Raum 

 239

 

tive forms of collaboration, performative planning1 eases the integration of groups that 
are otherwise marginalised in communicative planning processes (children, migrants and 
people without higher education); performative planning does not rely on rhetorical 
skills or competences in public representation“ (Kremer 2011: 82).  

Der dritte Vorteil der Vor-Ort-Partizipation besteht in der Überwindung des zeitlichen 
Partizipationsparadoxes (vgl. Senatsverwaltung für Stadtentwicklung Berlin 2011: 83). 
Während zu Beginn eines Planungsverfahrens die Beteiligungsmöglichkeiten recht groß 
sind, wird diese Möglichkeit aufgrund des fehlenden öffentlichen Wissens um das Pla-
nungsvorhaben nur wenig wahrgenommen. Im Laufe des Planungsprozesses nimmt die 
öffentliche Wahrnehmung des Planungsvorhabens und damit das Beteiligungsinteresse 
stetig zu, während die Partizipationsangebote seitens der Planung geringer werden und 
mit weniger Mitentscheidungsmöglichkeiten verbunden sind. Der große zeitliche Ab-
stand zwischen der Unterbreitung von Partizipationsangeboten und der letztlichen Um-
setzung des Vorhabens kann somit Partizipationsmöglichkeiten stark einschränken. Die 
frühzeitige Präsenz von Aktivitäten und Interventionen vor Ort kann hingegen eine ande-
re und intensivere Form der öffentlichen Aufmerksamkeit für ein Planungsprojekt evozie-
ren. So werden über Beteiligungsverfahren im urbanen öffentlichen Raum in einer frühen 
Phase des Planungsprozesses Informationen zu dem Planungsvorhaben übermittelt, 
wodurch eine stärkere Handlungsmotivation ausgelöst werden kann.  

Die drei dargestellten Vorteile weisen auf die Leistungsfähigkeit dieser Form der Bür-
gerbeteiligung hin. Wie in dem eingangs zitierten Praxisbeispiel aus Dietzenbach evident 
wurde, verfügen handlungsorientierte Beteiligungsangebote im öffentlichen Raum über 
ein hohes Aktivierungspotenzial und besitzen die Fähigkeit, Sprach- und Informations-
barrieren zu überwinden. Dieser Mehrwert legt eine Ergänzung des planerischen Beteili-
gungsverständnisses um solche Verfahren nahe.  

3 Motive für den Einsatz von Bürgerbeteiligung im öffentlichen  
Raum 

Vor dem Hintergrund der skizzierten Vorteile gegenüber kommunikativen Methoden 
stellt sich die Frage, warum erst seit einigen Jahren eine zunehmende Nutzung und The-
matisierung solcher Beteiligungsverfahren zu verzeichnen ist. Die Vermutung liegt nahe, 
dass es sich bei diesen partizipativen Innovationen um eine Reaktion der Stadtplanung 
auf neue Problemlagen und die damit verbundenen Planungsaufgaben handelt. Diese 
Problemlagen, die aus einem Wandel der gesellschaftlichen Rahmenbedingungen resul-
tieren, veranlassen die Planungsverantwortlichen zum Einsatz experimenteller Beteili-
gungsverfahren im öffentlichen Raum. Drei zentrale Motive lassen sich benennen: ers-
tens die quantitative Zunahme an urbanen Freiflächen durch den Strukturwandel, zwei-
tens der wachsende Stellenwert öffentlicher Räume in der Stadtentwicklung sowie drit-
tens der wachsende Beteiligungsanspruch der städtischen Bevölkerung an der Gestal-
tung des städtischen Raums. 

Der Strukturwandel in heutigen Städten hat zu einer quantitativen Zunahme innerstäd-
tischer Brach- und Freiflächen geführt. In diesem Zusammenhang stehen die Kommunen 
der Aufgabe gegenüber, die brach gefallenen Industrie- und Verkehrsflächen einer neu-
en Nutzung zuzuführen, die in der Regel mit einer Umgestaltung einhergeht. Insbeson-

                                                 
1 Kremer nutzt in ihren Ausführungen über die neu beobachteten Beteiligungsmethoden ebenfalls den Be-

griff des Performativen (vgl. Kapitel 4) und meint damit „a collaborative method that integrates everyday 
actions and citizens’ engagement“ (Kremer 2011: 83).  
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dere in schrumpfenden Städten stellt dies die Stadtplanung vor große Herausforderun-
gen. Denn dem wachsenden Handlungsdruck stehen abnehmende Gestaltungsmöglich-
keiten gegenüber. Altrock/Huning/Peters (2006: 259 f.) stellen hierzu fest: „[I]n 
schrumpfenden Städten fehlt es sowohl an öffentlichen als auch an privaten Finanzmit-
teln […], so dass die Entscheidungsträger gezwungen sind, neue kreative Wege in der Pla-
nung zu beschreiten […]. Je aussichtsloser und schwieriger sich den Entscheidungsträgern 
die Situation darstellt, umso höher ist deren Bereitschaft, sich auf neue und innovative 
Lösungsversuche einzulassen“ [eigene Hervorhebungen]. Vor dem Hintergrund fehlen-
der Handlungsalternativen setzen die Planungsverantwortlichen demnach zunehmend 
auf experimentelle Vor-Ort-Interventionen, die Aufmerksamkeit für einen neu zu gestal-
tenden Stadtraum generieren sollen. Obwohl die Mehrzahl der bisher beobachteten 
Praxisbeispiele im Kontext schrumpfender Städte und entsprechender Förderprogram-
me zu finden ist,2 findet handlungsorientierte Bürgerbeteiligung im öffentlichen Raum 
auch in stärker ökonomisch motivierten Revitalisierungsprozessen statt. Ein prominentes 
Beispiel hierfür sind die Zwischennutzungen auf dem Tempelhofer Feld in Berlin. Hier 
sollen sogenannte Pioniernutzer auf dem ehemaligen Flughafen „als Treiber einer pro-
zessualen und partizipativen Stadtentwicklung“ (Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 
Berlin 2010: 2) wirken. Den Pioniernutzern wird dafür gegen eine (verhältnismäßig gerin-
ge) Pacht eine Fläche auf dem ehemaligen Flughafen zur Verfügung gestellt, auf der sie 
für einen Zeitraum von drei bis fünf Jahren ihre Nutzungsideen umsetzen können. Diese 
Nutzungsideen, die von bürgerschaftlichen Initiativen entworfen und von den Planungs-
verantwortlichen ausgewählt wurden, umfassen vor allem gärtnerische, pädagogische 
sowie künstlerische Projekte. Neben dem partizipatorischen Ansatz, der den Mitgestal-
tungsanspruch der lokalen Bevölkerung für den ehemaligen Flughafen auffängt (vgl. Mo-
tiv 3), dienen die Zwischennutzungen auch der Aufwertung und Identitätsbildung eines 
neuen urbanen Entwicklungsstandorts. Denn die Zwischennutzungen sind auf Flächen 
angesiedelt worden, die nach Plänen der Stadtverwaltung einer späteren Bebauung zu-
gedacht sind. 

Als zweites zentrales Motiv für eine stärkere planerische Bespielung urbaner Freiräume 
kann ihr wachsender Stellenwert in der Stadtentwicklung betrachtet werden. Denn „in 
der postindustriellen Stadt [gewinnt] die Dimension des Landschaftlichen an Bedeutung“ 
und es kommt zu „einer verstärkten Korrespondenz von Stadt- und Freiraum“ (Giseke 
2004: 670). Restflächen der industriellen Stadt werden so zunehmend zum Objekt pla-
nerischen Handelns, mit dem Ziel, auf diesen Arealen neue Stadträume mit urbaner Er-
lebnisqualität entstehen zu lassen (vgl. Hassenpflug 2004). Dies trifft sowohl auf Projekte 
mit hohem ökonomischem Entwicklungspotenzial, wie beispielsweise die HafenCity 
Hamburg, zu als auch auf Projekte in Schrumpfungskontexten, wie das oben zitierte Pro-
jekt in Dietzenbach. Die frühzeitige Bespielung von Freiflächen in Form von Vor-Ort-
Interventionen – mit unterschiedlich stark ausgeprägtem Partizipationsgrad – ist zu einem 
Baustein planerischen Handelns unter den Bedingungen der postindustriellen Stadtent-
wicklung geworden. 

Der dritte Beweggrund für den Einsatz von Beteiligungsangeboten im öffentlichen 
Raum ist in dem zunehmenden Mitgestaltungsanspruch der städtischen Bevölkerung für 
ebendiesen öffentlichen Raum zu sehen. Harlander und Kuhn (2005: 237) konstatieren 
in Deutschland „seit den 1990er Jahren eine fast schubartig anwachsende Vielfalt an Nut-
zungs- und Aneignungsformen städtischer Räume“. Dabei repräsentieren insbesondere 

                                                 
2 Beispiele: IBA Sachsen-Anhalt Stadtumbau: BMVBS/BBSR (2009), Kremer (2010) sowie ExWoSt-

Programm „Stadt 2030“: Rodenstein (2004). 
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die frei zugänglichen öffentlichen Räume Begegnungs- und Vergemeinschaftungsorte, 
„to which [the public] attributes symbolic significance and asserts claims“ (Goheen 1998: 
479). Neben den zunehmenden Vor-Ort-Nutzungen finden die Ansprüche der Urbani-
ten an ihr direktes Lebensumfeld Ausdruck in Initiativen zur eigenständigen Gestaltung 
von Stadträumen (Groth/Corijn 2005; Rostalski 2010) sowie in Protesten gegen Um- 
bzw. Neugestaltungen öffentlicher Räume (Lehtovuori 2010). Planungsprozesse, die sich 
mit städtischen Frei- bzw. Brachflächen befassen, stehen daher oft einem großen öffent-
lichen Interesse und Mitwirkungsanspruch gegenüber und sind somit prädestiniert für 
die Implementierung von handlungsorientierten Partizipationsformen. Der Einsatz ge-
stalterischer Partizipationsmethoden im öffentlichen Raum kann diesem zivilgesellschaft-
lichen Anspruch Rechnung tragen. 

4 Partizipation im öffentlichen Raum als performative  
Bürgerbeteiligung  

Die bisherigen Ausführungen belegen, dass der urbane öffentliche Raum intensiver als 
bisher zur Bühne und damit zum Austragungsort von Bürgerbeteiligung wird. Bei dieser 
planerischen Neuerung handelt es sich nicht im Sinne von „Particitainment“ (Selle 2011) 
um eine Modeerscheinung in einer sich diversifizierenden und wachsenden Partizipati-
onslandschaft. Vielmehr weist dieser handlungsorientierte Partizipationsansatz struktu-
relle Vorteile gegenüber kommunikativen Methoden auf: er ist einerseits in der Lage, 
bekannte Beteiligungsbarrieren zu überwinden und so eine integrative und partizipative 
Stadtplanung zu befördern. Andererseits können Beteiligungsangebote im öffentlichen 
Raum als sinnvolle Planungsinstrumente zur Bewältigung der aktuellen Herausforderun-
gen der postindustriellen Stadtentwicklung betrachtet werden.  

Vor diesem Hintergrund ist es zwingend notwendig, für die als neu markierte Partizi-
pationsform sowohl eine begriffliche als auch eine theoretische Fassung zu finden. Denn 
die bisherige Planungsliteratur beschränkt sich bis auf wenige Ausnahmen (vgl. Alt-
rock/Huning/Peters 2006; Kremer 2010) auf die deskriptive Darstellung von Fallstudien. 
Für den in diesem Artikel skizzierten neuen Typus von Partizipation schlage ich daher 
den Begriff der performativen Bürgerbeteiligung vor. Darunter verstehe ich Beteiligungs-
formen, die im öffentlichen Raum verortet sind und durch ihre physisch-materielle Prä-
senz einen handlungsorientierten Beteiligungsanreiz im Rahmen eines Stadtentwick-
lungsprozesses schaffen. Die unmittelbare Präsenz der Beteiligungsangebote im öffentli-
chen Raum trägt dabei direkt zur Gestaltung des zu beplanenden Ortes bei.  

Mit der Bezugnahme auf die Performanztheorie steht ein Theorieangebot im Zentrum, 
das den Aufführungscharakter sozialer Handlungen in den Mittelpunkt der Betrachtung 
stellt (als Überblick vgl. Thrift 2004; Dirksmeier 2009). Der aus den Theaterwissenschaf-
ten stammende Begriff der Performanz bzw. „performance“ wurde von dem amerikani-
schen Soziologen Erving Goffman (1969) zur Analyse sozialen Rollenverhaltens adaptiert. 
Er bediente sich der Terminologie der Theaterwelt, um mit Begriffen wie Bühne, Kulisse 
und Requisite, Darsteller, Ensembles und Publikum das aufführende Element in sozialen 
Interaktionen greifbar zu machen. Der Begriff der Performanz verweist auf die „Ausfüh-
rung sozialer Wirklichkeit durch Aufführung“ (Strüver/Wucherpfennig 2009: 108; Her-
vorhebung im Original). Das bedeutet, dass jede Form sozialer Praktiken durch die ge-
genseitige Anwesenheit der beteiligten Interaktionspartner als Aufführung vor Publikum 
betrachtet werden kann. So wird im Moment des Handlungsvollzugs Wirklichkeit herge-
stellt. Gleichzeitig schärft sich durch die Konzeption von Handlungen als Performanzen 
der Blick für das räumliche Arrangement und die Körperlichkeit der Aufführungen. Denn 
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die Darbietung einer Performanz hängt, wie auf einer Theaterbühne, maßgeblich von 
den hierfür verwendeten materiellen Requisiten und den körperlichen Ausdrucksformen 
der agierenden Personen ab. Für Interaktionen im urbanen öffentlichen Raum, für den 
die Figur des anwesenden Fremden konstituierend ist, ist diese Betrachtungsweise be-
sonders indiziert. Jedes alltägliche Ereignis, speziell im öffentlichen Raum, kann so als 
Performanz verstanden und analysiert werden. Damit unterscheidet sich ein sozialwis-
senschaftliches Begriffsverständnis von einem allein auf die Performance-Kunst rekurrie-
renden Performanzbegriff, in dem „performances“ als geplante Inszenierungen des Au-
ßergewöhnlichen und mit dem Alltag Brechenden betrachtet werden.3  

Wie kann nun eine solche Auffassung von darstellendem sozialen Handeln einen 
Mehrwert für die Planungstheorie darstellen? Wenn in der Planungspraxis das gestalteri-
sche Handeln im öffentlichen Raum vermehrt zum Bestandteil von Bürgerbeteiligung 
wird, bedarf es eines theoretischen Ansatzes, der sowohl die Handlungsorientierung wie 
auch die Verortung dieses Partizipationsprozesses im öffentlichen Raum zu erfassen 
vermag. Dies ist mit den bisher gängigen kommunikativen Erklärungsmodellen (vgl. 
Healey 1992; Sager 1994) nicht möglich. Denn im Zentrum kommunikativer Ansätze steht 
der argumentative Austausch zwischen verschiedenen Interessengruppen, um zu einer 
gemeinsamen Lösung eines Planungsproblems zu finden – oder anders formuliert: „[the] 
reasoning formed within intersubjective communication“ (Healey 1992: 147). Den Mehr-
wert eines solchen kommunikativen Planungsprozesses sieht Healey darin, dass das 
kommunikative Handeln über ein Veränderungspotenzial verfügt, das in der Kraft des 
besseren Arguments begründet liegt (vgl. Healey 1992: 152) und rekurriert damit auf Ha-
bermas’ Gesellschaftstheorie des kommunikativen Handelns. Wenn in der planerischen 
Beteiligungspraxis aber nicht mehr nach besseren Argumenten für eine zukünftige Gestal-
tung öffentlicher Räume gesucht wird, sondern Beteiligung als sichtbare gestalterische 
Interventionen im urbanen öffentlichen Raum und im Jetzt stattfindet, ist die Eignung 
kommunikativer Erklärungsansätze infrage gestellt. Des Weiteren ist die räumliche Er-
fahrbarkeit und Materialität eines zu beplanenden Ortes in der kommunikativen Planung 
von untergeordneter Bedeutung. Der theoretische Fokus liegt allein auf den planenden 
und kooperierenden Subjekten.  

Durch eine performative Lesart hingegen werden Beteiligungsprozesse im öffentlichen 
Raum zu einem Bestandteil der urbanen Lebenswelt und so zu Elementen der alltägli-
chen sozialen wie physischen Raumproduktion. Neben dem spazierenden Hundebesit-
zer, der verweilenden Wohnungslosen, der Familie beim Grillen oder der Erwerbstätigen 
auf dem Nachhauseweg ist die planerische Intervention – wie beispielsweise im zitierten 
Projekt in Dietzenbach – eine gestalterische Nutzungsform von vielen, die durch ihren 
Handlungsvollzug unmittelbar zur Gestaltung wie auch Wahrnehmung des öffentlichen 
Raumes beiträgt. Denn „[ö]ffentlicher Raum ist keine eigenständige Kategorie, die unab-
hängig von den Menschen existiert“ (Schubert 1999: 17). Erst im Moment des Handlungs-
vollzugs der sich gegenseitig wahrnehmenden Urbaniten entsteht der urbane öffentliche 
Raum und mit ihm das Momentum, für das in der Stadtforschung der Begriff der Urbani-
tät geprägt wurde (vgl. Bahrdt 1961). Wenn partizipative Planungsformen Teil des öffentli-
chen städtischen Alltags werden und sich in die Nutzungsvielfalt im öffentlichen Raum 
einreihen, ist eine andere Verhandlung über und Produktion von Stadtraum möglich. 
Der öffentliche Raum wird zur Bühne der Beteiligung und die materiellen Arrangements 
der Partizipationsangebote – wie die 2.500 Stelen in der Innenstadt von Dietzenbach – 

                                                 
3 Diese theaterwissenschaftliche Lesart von Performanz dominiert bisher die planungswissenschaftlichen 

Auseinandersetzungen mit diesem Phänomen (vgl. Altrock/Huning/Peters 2006). 
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werden zur Requisite für zivilgesellschaftliche Gestaltungen der urbanen Umwelt. Das 
Potenzial einer performanztheoretischen Betrachtung dieser Beteiligungsform resultiert 
somit aus ihren beiden strukturellen Eigenschaften der Verortung im öffentlichen Raum 
und der Handlungsorientierung.  

5 Folgerungen für das Planungsverständnis 

Wenn performative Beteiligungsformen zunehmend Teil der Planungspraxis werden, 
zieht dies Konsequenzen für das bisherige Verständnis von Stadtplanung nach sich, die 
abschließend skizziert werden sollen. So stellt sich für die Planungspraxis die Frage, wel-
che Funktion performative Beteiligung innerhalb des Planungsprozesses einnehmen soll. 
Einerseits können performative Beteiligungsformen als eine vorgelagerte Phase vor dem 
Beginn des eigentlichen Planungsprozesses verstanden werden. Performative Instrumen-
te fungieren so als Katalysator für nachfolgende kommunikative Prozesse, wie dies von 
Altrock/Huning/Peters (2006) für die von ihnen dargestellten Fallbeispiele zweier IBA 
Stadtumbau-Projekte interpretiert wird: „Es zeigte sich erst mit Hilfe dieser [performati-
ven] Projekte, dass vor Ort tatsächlich eine mobilisierbare Grundlage vorhanden ist, auf 
der ein Kommunikationsprozess aufbauen kann. Daher schufen diese Projekte notwen-
dige Voraussetzungen für die erfolgreiche Durchführung kommunikativer Planungspro-
zesse“ (Altrock/Huning/Peters 2006: 259).  

In einer divergierenden Lesart gehe ich jedoch vielmehr davon aus, dass performative 
Beteiligungsformen die gedankliche und zeitliche Trennung von Planung und Umset-
zung überwinden. Durch den Einsatz performativer Beteiligung steht die Nutzung und 
Gestaltung eines urbanen Ortes durch die Anwohner gedanklich nicht mehr am Ende 
eines Planungsprozesses, sondern bildet ein zentrales Element der Planung selbst. Denn 
wenn das aktive Gestalten vor Ort als Teil des Beteiligungsprozesses verstanden wird, ist 
die Umsetzung dem Planungsprozess nicht mehr nachgeschaltet, sondern findet parallel 
dazu statt. Die Entwicklung eines urbanen Ortes wird dann als iterativer Prozess verstan-
den, dessen Grundlage das sich wiederholende soziale Handeln im öffentlichen Raum 
ist. Diese Perspektive stellt für das planerische Selbstverständnis eine große Herausforde-
rung dar. Denn die Einsicht, Stadtentwicklung als kooperativen und gleichzeitig iterativen 
Prozess vor Ort zu betrachten, geht mit einer großen Offenheit (und damit einer poten-
ziellen Unsicherheit) des Ergebnisses einher. Planung hingegen legitimiert sich durch 
den Anspruch eines rationalen, transparenten Abwägens und eines abschließenden Ent-
scheidens. Der Einzug performativer Beteiligungsformen stellt somit die Planungsverant-
wortlichen vor die Aufgabe, bisherige Verfahrensweisen zu prüfen und gegebenenfalls 
zu modifizieren.  

Als weitere zentrale Erkenntnis ist festzuhalten, dass performanztheoretische Ansätze 
wichtige Anknüpfungspunkte für die Planungstheorie bieten. Denn mit den Begriffen des 
Performativen und der Performanz kann eine sich neu etablierende Planungspraxis be-
grifflich und analytisch gefasst werden. Dieser neue Theorieansatz, der als Ergänzung der 
bisher dominanten kommunikativen Beteiligungsmodelle zu betrachten ist, erlaubt es, 
die spezifische Wirkungsweise dieser Beteiligungsform als performatives Handeln im 
öffentlichen Raum und die damit einhergehende Logik der Raumproduktion zu reflektie-
ren. Durch die Berücksichtigung des Aufführungscharakters von Partizipation im öffentli-
chen Raum stehen nicht mehr nur die an der Planung beteiligten Personengruppen mit 
ihren Interaktions- und Verhandlungsformen im Mittelpunkt des planungstheoretischen 
Interesses. Stattdessen fokussiert das Erkenntnisinteresse nun den spezifischen urbanen 
Raum, der Gegenstand des jeweiligen Stadtplanungsprozesses ist. Es findet somit eine 
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Perspektivenverschiebung von der Planungstätigkeit zur Raumproduktion statt. Das Kon-
zept der performativen Bürgerbeteiligung ermöglicht so ein neues Verständnis koopera-
tiver urbaner Stadtentwicklung und erweitert die Partizipationsdebatte um eine genuin 
handlungs- und ortsbezogene Dimension.  
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Raumentwicklung 3.0 – Thesen zur Zukunft  
der räumlichen Planung 

Präambel 
Die folgenden Thesen wurden im Anschluss an die Jahrestagung 2012 des Jungen Forums 
der ARL von den Organisatoren der Tagung gemeinsam erarbeitet. Im vorausgegangenen 
Call for Papers waren die Mitglieder des Jungen Forums aufgerufen worden, sich mit ih-
ren Beiträgen zum Thema „Raumentwicklung 3.0 – Gemeinsam die Zukunft der räumli-
chen Planung gestalten“ einzubringen. Aus den Bewerbungen heraus wurden vier Ar-
beitsgruppen zusammengestellt, deren Struktur auch in diesem Papier aufgegriffen wird. 
Die Themen der Tagung wurden durch dieses Vorgehen maßgeblich von den Teilneh-
mern bestimmt. Die folgenden Thesen gewähren somit einen Einblick in die Arbeitsfel-
der, Beweggründe und Gedanken der Menschen, die das Junge Forum 2012 gestaltet 
haben. Ziel der Thesen ist es,  

 die Nachwuchsgeneration zur Diskussion untereinander und mit anderen Generatio-
nen aufzufordern, 

 sie dazu anzuregen, sich mit ihrem Selbstverständnis auseinanderzusetzen, und 

 Impulse zu einer aktiven Positionierung von Planern sowie Wissenschaftlern, die sich 
mit räumlicher Planung beschäftigen, zu geben. 

Am Anfang der beruflichen Laufbahn können die vielen Herausforderungen des kom-
plexen Tätigkeitsfeldes der räumlichen Entwicklung einschüchternd wirken. Austausch 
und Unterstützung in einem Netzwerk wie dem Jungen Forum der ARL tragen dazu bei, 
die Herausforderungen selbstbewusst anzugehen und Verantwortung für die Gestaltung 
von Raum und Region, von Prozessen und Projekten zu übernehmen. 

Herausforderungen für die räumliche Planung 

(1) Die Energiewende wird die Raumentwicklung in erheblichem Maße beeinflus-
sen und zu neuen Raumnutzungskonflikten führen, deren Lösung im Sinne der 
Nachhaltigkeit v. a. auch vom proaktiven planerischen Entscheiden und Handeln 
abhängt. 

Die nach der Atomkatastrophe in Japan beschlossene Energiewende stellt die räumliche 
Planung vor große Herausforderungen. Die im Energiekonzept der Bundesregierung an-
gestrebten Ziele – u. a. soll der Anteil erneuerbarer Energien am Bruttoendenergiever-
brauch bis 2050 auf 60 % steigen – sind ambitioniert und der damit verbundene flächen-
intensive Ausbau der erneuerbaren Energien und des Stromnetzes wird zu neuen Raum-
nutzungskonflikten führen. Planer im politisch-administrativen Bereich sind daher aufge-
fordert, zwischen konkurrierenden Raumnutzungsansprüchen zu vermitteln und abzu-
wägen, um auf der einen Seite Flächen vor unangemessenen Eingriffen zu schützen und 
auf der anderen Seite geeignete Flächen für den Ausbau erneuerbarer Energien sowie 
der Netze zu sichern. Zudem sollten sie auch aktiv zum Erfolg der Energiewende beitra-
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gen, indem sie bei der Suche nach Standorten für erneuerbare Energien (z. B. Windkraft, 
Freiflächenphotovoltaik, Biomassenutzung), für konventionelle Ersatzanlagen (z. B. Gas- 
und Kohlekraftwerke) sowie nach Speicherstandorten (z. B. Pumpspeicherkraftwerke) 
mitwirken. Im Rahmen des Ausbaus des Stromnetzes sollten sie bei der Ermittlung von 
notwendigen und geeigneten Trassenkorridoren und der späteren Festlegung des exak-
ten Trassenverlaufs aktiv werden. Darüber hinaus sollten sie ihre Expertise in die Entwick-
lung von Energiekonzepten einbringen, die sich dem Umgang mit Strom, Wärme und 
Verkehr widmen. 

(2) Der Klimawandel stellt die Gesellschaft in den nächsten Jahren vor eine große 
Aufgabe, zu deren Bewältigung die räumliche Planung einen wichtigen Beitrag 
leisten kann, wenn sie ihren Gestaltungsauftrag aktiver wahrnimmt und sich 
stärker in Governance-Prozesse einbringt. 

Der Klimawandel ist ein Fakt. Nach den Prognosen des Intergovernmental Panel on Cli-
mate Change (IPCC) findet bis zum Jahr 2100 eine globale Erwärmung von 1,1 ° bis 6,4 °C 
statt, die unsere Gesellschaft vor enorme Herausforderungen stellt. Im Umgang mit dem 
Klimawandel sind zwei Handlungsfelder zu berücksichtigen: zum einen der Klimaschutz, 
um die globale Erwärmung zu begrenzen (Reduzierung der Emission von Treibhausga-
sen, Sicherung und Entwicklung von natürlichen CO2-Senken), zum anderen aber auch 
die Anpassung an die Folgen des Klimawandels, die aufgrund der bereits emittierten 
Treibhausgase nicht mehr abwendbar sind. Die Anpassung umfasst den Umgang sowohl 
mit „schleichenden“ Veränderungsprozessen als auch mit Extremereignissen (z. B. 
Hochwasser, Hitzewellen, Starkregen, Stürme), deren Eintrittswahrscheinlichkeit in Zu-
kunft steigt. Die räumliche Planung kann eine wichtige Rolle bei der Bewältigung dieser 
Aufgaben übernehmen. Die Deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel und der 
Aktionsplan zu deren Umsetzung betonen beispielsweise die Relevanz der Raumpla-
nung bei der Entwicklung und Implementierung von integrativen, regionalen Strategien. 
Dies setzt jedoch voraus, dass Planer auf der einen Seite ihren Gestaltungsauftrag aktiver 
wahrnehmen und sich stärker in Governance-Prozessen einbringen, aber auf der ande-
ren Seite auch die notwendige politische Unterstützung dazu erhalten, um den Auftrag in 
angemessener Art und Weise wahrnehmen zu können. 

(3) Der immer dringlicher werdende Schutz der Biodiversität und von Ökosys-
temdienstleistungen kann nur dann gelingen, wenn die Instrumente der räumli-
chen Planung noch stärker als bisher genutzt werden. 

Ohne die biologische Vielfalt ist kein menschliches Leben auf der Erde möglich. Die Rei-
nigung von Luft und Wasser, aber auch die Fruchtbarkeit von Böden ist vom Zusam-
menwirken von Tieren, Pflanzen, Pilzen und Mikroorganismen abhängig und für den 
Menschen von existenzieller Bedeutung. Weltweit und auch in Deutschland findet ein 
dramatischer Rückgang der Biodiversität statt, der v. a. auf menschliches Handeln zurück-
zuführen ist. Zudem wird das Angebot von Ökosystemdienstleistungen (z. B. die Spei-
cherung von Treibhausgasen, die Bereitstellung von sauberem Trinkwasser, die Bildung 
von Humus, die Bestäubung von Nutzpflanzen) durch menschliches Handeln erheblich 
beeinträchtigt. Ökosysteme besitzen zwar eine gewisse Regenerationsfähigkeit, sie sind 
aber nicht beliebig belastbar. Manche Beeinträchtigungen führen zu irreversiblen Schä-
den. Um die in der „Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt“ angestrebten Ziele 
zum Schutz der Biodiversität zu erreichen, sind in Politik, Verwaltung, Wirtschaft und 
Zivilgesellschaft noch größere Anstrengungen als bisher vonnöten. Insbesondere die 
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Landschaftsplanung und die Raumplanung bieten unterschiedliche Instrumente, um den 
Schutz von Natur und Landschaft räumlich zu steuern. Sie müssen jedoch noch stärker 
als bisher genutzt werden, um dem Nachhaltigkeitspostulat gerecht zu werden. Der Ein-
satz der Instrumente kann zudem nur dann erfolgreich sein, wenn es auch gelingt, politi-
sche Entscheidungsträger, Mitarbeiter von Verwaltungen und Verbänden, die Massen-
medien, aber v. a. auch die Bürger frühzeitig und kontinuierlich in den Planungsprozess 
einzubeziehen und vom Wert des Schutzes der biologischen Vielfalt für das eigene Le-
ben und das Leben künftiger Generationen zu überzeugen. Aufgabe der Raumordnung 
ist es, für einen fairen und nachvollziehbaren Abwägungsprozess zu sorgen, damit trotz 
der Wichtigkeit der ökologischen Belange auch die sozialen und wirtschaftlichen Belan-
ge angemessen berücksichtigt werden. 

Räumliche Planung im (Werte-)Wandel 

(4) Die Legitimation und Relevanz der räumlichen Planung muss auch aufgrund 
wachsender Bürgeremanzipation und des Einflusses der Privatwirtschaft neu dis-
kutiert und begründet werden. 

Besonders Großprojekte, wie das viel diskutierte „Stuttgart 21“, mit ihren langen Pla-
nungs-, Genehmigungs- und Realisierungszeiten entziehen sich in ihrer Entwicklung häu-
fig dem Blickfeld der Öffentlichkeit. Erst bei einschneidenden Ereignissen, wie Abrissen 
oder Rodungen, erlangen die Vorhaben die öffentliche Aufmerksamkeit, auch wenn be-
reits im Rahmen frühzeitiger Bürgerbeteiligung (die dann bereits Jahre zurückliegt) dar-
über entschieden wurde. Daher müssen sich die für die räumliche Planung Verantwortli-
chen darüber bewusst sein, dass die Beteiligung der Öffentlichkeit besonders frühzeitig 
erfolgen und auch wiederholt über das gesamte Verfahren verteilt erfolgen sollte. In Pro-
jekten muss auf neue Entwicklungen reagiert werden können, es müssen aber auch 
„points of no return“ deutlich gemacht werden. Dieses Vorgehen erfordert eine modifi-
zierte Art der Projektplanung: Neben der Beachtung gesetzlicher Vorgaben sollte das 
Augenmerk der Planenden immer auch auf sinnvollen Kommunikations- und Beteili-
gungsformen liegen. 

(5) Die räumliche Planung muss einen Mittelweg finden zwischen relativ lang-
wierigen Planungsprozessen mit einer adäquaten Beteiligung der Öffentlichkeit 
und den viel schnelleren Entwicklungs- und Entscheidungserfordernissen und 
-möglichkeiten in Wirtschaft und Medien. 

Die räumliche Planung muss auf verschiedenste gesellschaftliche Anforderungen reagie-
ren: Im Rahmen von Globalisierungs- und Liberalisierungsprozessen drängt die Wirt-
schaft auf immer größere Freiräume zur Wahrung von Flexibilität und Wettbewerbsfähig-
keit. Entwicklungen in den Bereichen „Demografie“ und „Migration“, aber auch Verände-
rungen der Lebensstile als Auswirkungen einer veränderten, pluralisierten Gesellschaft 
führen zu immer weniger berechenbaren Planungsparametern. Die bereits oben ge-
nannte Energiewende und der Klimawandel stellen hohe Ansprüche an eine gerechte 
und nachhaltige Raumnutzung. Daher muss die Moderationskompetenz der Raumpla-
nung genutzt werden, um im kooperativen Diskurs mit den Bürgern eine Position im Sin-
ne des Gemeinwohls zu entwickeln. Damit ist ein Zeitproblem verbunden, da fachlich 
fundierte, mit einer Vielzahl von Akteuren abgestimmte Planung langwierige Prozesse 
erfordert, die inkongruent sind mit schnellen unternehmerischen Entscheidungen, ge-
sellschaftlichen Modeerscheinungen, den Themenkonjunkturen in den Medien oder 
dem rasanten technischen Fortschritt. Diesen Spagat zu vollziehen, ist eine kontinuierli-
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che Herausforderung der räumlichen Planung. Planer müssen daher gegenüber den poli-
tisch Verantwortlichen, Investoren, Interessengruppen und der Öffentlichkeit für ausrei-
chend Zeit werben und ihr Vorgehen entsprechend begründen. 

(6) Die räumliche Planung ist von einer Ökonomisierung gekennzeichnet, durch 
die andere gesellschaftliche Ziele in den Hintergrund gedrängt werden. 

Die politischen Akteure möchten in der Regel möglichst optimale Rahmenbedingungen 
für Unternehmen in der eigenen Stadt oder Region – also Standortvorteile – schaffen. 
Dem Wachstumsziel wird häufig vieles untergeordnet. Unternehmen, Unternehmens-
verbände und Kammern nutzen ihren politischen Einfluss (Lobbying), ihre finanziellen 
Mittel (Sponsoring, Kofinanzierung) sowie ihre Kompetenzvorsprünge (eigene Gutach-
ten, Managementerfahrungen, Informationsvorsprünge privatisierter Daseinsvorsorge-
anbieter), um auf die Entwicklung von Städten und Regionen Einfluss zu nehmen. Vor 
diesem Hintergrund fällt es Planern immer schwerer, soziale, kulturelle und ökologische 
Belange gegenüber wirtschaftlichen abzuwägen und im Sinne einer nachhaltigen Ent-
wicklung in Einklang zu bringen. 

Bedeutung des Digitalen – Kultur der virtuellen Realität 

(7) Schnelle Internetanbindungen haben als wichtige Infrastrukturen an Bedeu-
tung gewonnen. 

Internetbasierte Dienstleistungen bzw. Angebote ergänzen bisher überwiegend stationä-
re bzw. konventionelle Angebote, Dienstleistungen und Infrastrukturen, ersetzen diese 
aber nur teilweise. Ein Bedeutungsverlust des physischen Raumes zeichnet sich nicht ab, 
da sich auch Aktivitäten des virtuellen Raumes im physischen Raum niederschlagen – sei 
es durch Treffen und Termine, die nach Kontaktaufnahme im Internet an einem realen 
Ort stattfinden oder beispielsweise durch Transporte, die infolge von Produktbestellun-
gen via Internet realen Straßenverkehr verursachen. Internetbasierte Infrastrukturen kön-
nen dabei einen wesentlichen Beitrag zur Daseinsvorsorge leisten, beispielsweise durch 
telemedizinische Angebote im ländlichen Raum, die vorhandene stationäre Angebote 
aufwerten. Das Internet verfügt einerseits über eine performative Komponente, die dazu 
anregt, Aktivitäten online zu entwickeln, die sich auch offline niederschlagen, anderer-
seits ist es ein harter Standortfaktor und ein klarer Beitrag zur Daseinsvorsorge. 

(8) Interaktivität, on- und offline, schafft neue Spielräume für Partizipation. 

Die Möglichkeit der Einbeziehung der Nutzer über internetbasierte Anwendungen 
schafft neue Möglichkeiten und Formen der Beteiligung. Dabei muss beachtet werden, 
dass diese noch selektiv wirken und sich nur Teile der Nutzergruppen, die einen Inter-
netzugang haben, einbringen (können). Internetanwendungen stellen hierbei Plattfor-
men für den Datentransfer, Ausstellungsräume von Planungen und Ergebnissen, Raum 
für Simulationen und Diskussionsforen dar. Wichtig ist es, die im Netz stattfindenden 
Aktivitäten an Prozesse im analogen Raum anzubinden und den Austausch zwischen On- 
und Offline-Prozessen zu fördern und zu nutzen. Die „aufsuchende“ Beteiligung, die 
aktiv auf von der Planung berührte Bevölkerungsgruppen zugeht, erhält einen weiteren 
Ort, an dem sich Zielgruppen aufhalten: das Internet. Voraussetzung dafür, diese Poten-
ziale nutzen zu können, ist eine entsprechende personelle und materielle Ausstattung 
der für die räumliche Planung zuständigen Verwaltungen. 
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(9) Planungsprozesse werden zukünftig noch stärker in einem Neben- und Mit-
einander sowohl digitaler als auch analoger Bestandteile ablaufen. 

Das planerische Instrumentarium wird in allen Bereichen seit Langem durch Computer-
anwendungen ergänzt und seit der allgemeinen Zugänglichkeit des Internets auch durch 
dieses vernetzt. Allerdings bestehen sehr unterschiedliche Qualifikationen bezüglich des 
Wissens über Vorteile von digitaler Datenverarbeitung und -vernetzung und der Fähig-
keiten, damit umzugehen. Hochspezialisierte Wissenschaftler sowie Praktiker nutzen 
den Werkzeugkasten der Internetanwendungen mit hoher Virtuosität, während in man-
chen Verwaltungsstellen keine oder nur wenige Kenntnisse über die aktuellen technolo-
gischen Möglichkeiten bestehen. Diese Lücke muss geschlossen werden. 

Um die positiven Effekte von Digitalisierung und Vernetzung zu steigern und negative 
Auswirkungen (z. B. Exklusion ungenügend geschulter Akteure und nicht internetaffiner 
Bevölkerungsgruppen) zu minimieren, ist mehr Offenheit gegenüber neuen Technolo-
gien notwendig, aber auch eine bessere Aufklärung über ihre Chancen. Die Privatwirt-
schaft hat das Web 3.0 längst für sich entdeckt, d. h. dass internetgestützte Datenverar-
beitung, die georeferenziert ist, räumlichen Koordinaten zugeordnet wird. Beispielswei-
se können Nutzer mit verschiedenen frei zugänglichen Programmen im Internet auf ein-
fachste Art Karten selbst entwerfen, teilen und somit Daten räumlich darstellen. Bezüg-
lich des Einsatzes von GIS-Programmen oder internetgestützten Anwendungen bestehen 
in Wissenschaft und Verwaltung dagegen oft noch Hindernisse, auch Kenntnisse über 
Umgang und Nutzen sind weniger ausgeprägt. 

(10) Sowohl digitale als auch analoge Prozesse müssen flexibel, integrativ, parti-
zipativ und transparent gestaltet sein. 

Viele Ansprüche, die an die Aufbereitung von Planungsprozessen im Internet gestellt 
werden, sind so auch schon längst an die herkömmlichen Verfahrensweisen gestellt 
worden: Prozesse müssen flexibel, integrativ und partizipativ gestaltet sein. Dabei stellt 
eine verständliche Sprache einen wichtigen Grundsatz dar. Die im Internet weit verbrei-
tete Kultur der Interaktivität von Konsumenten, die auch gleichzeitig Produzenten sind 
(sogenannte Prosumenten), stellt einen neuen Impuls für diesen Anspruch dar, der sich 
auch auf Offline-Prozesse übertragen lässt. Planung könnte sich stärker an Konzepte wie 
„Open Source“ anlehnen: Die Quellcodes von Programmen werden offengelegt und 
jeder bastelt mit, wenn er Zeit und die entsprechenden Fähigkeiten hat. Produkte wer-
den organisch weiterentwickelt, indem jederzeit Updates gemacht werden, und nicht 
erst nach längeren Zeiträumen. Übersetzt für die Planung heißt das: Offenlegen der Ent-
scheidungsfindungen und von Absprachen in einem transparenten, gut organisierten 
Prozess, der immer wieder verbindliche Meilensteine festhält, aber nie als fertig und so-
mit unveränderlich gilt, sondern wo gerade der Entwicklungscharakter von Raumnutzun-
gen betont wird. Erste Beispiele sind lernende Prozesse, die immer wieder an sich ver-
ändernde Rahmenbedingungen angepasst werden. 

Dimensionen eines zeitgemäßen, kooperativen Planungsverständnisses 

(11) Das Übertragen praktischer und theoretischer Ansätze anderer Disziplinen in 
die räumliche Planung ist eine Grundlage für ein zeitgemäßes, kooperatives Pla-
nungsverständnis. 

Ein zeitgemäßes Planungsverständnis ist eines, das neue Praktiken und Denkweisen an-
nimmt, diese inkorporiert und gegebenenfalls auch mit gewohnten Blickwinkeln, Denk- 
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und Handlungsmustern bricht. In diesem Sinne sind nicht mehr allein nur die herkömm-
lichen Beteiligungsverfahren von Belang, sondern vielmehr innovative Beiträge einer 
engagierten Bürgerschaft, einer offenen und flexiblen Verwaltung und einer verantwor-
tungsbewussten Wirtschaft zur gemeinsamen räumlichen Entwicklung. Zentrale Aufga-
ben beziehen sich auf die Gestaltung des Umgangs der Planungsverwaltung mit zivilge-
sellschaftlichen Bottom-up-Initiativen und umgekehrt auf das Überdenken des Pla-
nungsverständnisses mittels kultur- und sozialwissenschaftlicher sowie psychologischer 
Zugänge und Methoden. Vor allem sollten Planer die Möglichkeit und den Willen ha-
ben, ihr eigenes planerisches Denken und Handeln zu reflektieren. Dazu gehört auch 
das Einbringen einer ganzheitlichen Denk- und Sichtweise in Politik, Verwaltung und 
Gesellschaft, denn dies ist eine ihrer wesentlichen Stärken, von denen andere Diszipli-
nen profitieren können. 

(12) Die Etablierung einer zeitgemäßen Beteiligungskultur in der räumlichen Pla-
nung kann nur gelingen, wenn Planerinnen und Planer auf einer gesamtgesell-
schaftlich gelebten Demokratie aufbauen können. 

Die Umsetzung theoretischer Ansätze zur gemeinsamen, kooperativen Planung stößt in 
der Praxis immer wieder an ihre Grenzen. Das liegt u. a. an einem selektiven Engagement 
bestimmter Gruppen, an der Komplexität und Langwierigkeit von Planungsprozessen, an 
Interessenskonflikten und ungleichen Machtverteilungen. Gerade die Ausbildung von 
Planern sollte hierauf Bezug nehmen und die Planungskommunikation und die Rolle der 
Planer als Moderatoren stärker in den Fokus nehmen. Zukünftige Planer sollten sich be-
reits in der Ausbildung einerseits selbst als handelnde Subjekte (mit individuellen Wer-
ten) und andererseits als moderierende Mittler begreifen. Das impliziert eine Reflexion 
der eigenen (fachlichen) Position, um diese in der Moderatorenrolle klar vom fachlich-
inhaltlichen Planungsprozess zu trennen. Nur so kann es gelingen, breite zivilgesell-
schaftliche Gruppen anzusprechen, „mitzunehmen“ und gemeinsam eine Kultur der 
Beteiligung durch das gemeinsame Erlernen demokratischen Handelns zu entwickeln. 
Grundlage für eine solche Beteiligungskultur in der räumlichen Planung ist zum einen 
eine Sensibilisierung dafür, wer beteiligt ist und wer nicht bzw. wem eine Planung nützt 
oder wem nicht. Zum anderen müssen gewisse Rahmenbedingungen, wie die Schaffung 
von Transparenz, eine zielgruppengerechte Aufbereitung von Informationen, die Ver-
sachlichung von Diskussionen, die Fähigkeit zur Übersetzung zwischen Fach- und All-
tagssprachen sowie eine Bereitschaft zum gemeinsamen Lernen sowie zu einem gesell-
schaftlichen Diskurs gegeben sein. 

(13) Bestehende Planungsinstrumente und -verständnisse bedürfen einer Über-
prüfung und Anpassung an sich verändernde Rahmenbedingungen. 

Die Instrumente der räumlichen Planung müssen auf den Prüfstand gebracht und gege-
benenfalls an die neuen Rahmenbedingungen (Herausforderungen und Möglichkeiten) 
angepasst werden (vgl. Thesen 1 bis 10). Aus dem Anspruch an ein zeitgemäßes, koopera-
tives Planungsverständnis und die Entwicklung einer Beteiligungskultur ergibt sich auch 
die Erforderlichkeit einer kontinuierlichen Weiterentwicklung von Methoden und In-
strumenten der räumlichen Planung. Dies impliziert nicht das Einführen neuer Instru-
mente und Methoden, sondern die Ergänzung und Modifikation bestehender Ressour-
cen (z. B. die Ergänzung des Baugesetzbuchs um § 9 Abs. 2 – Baurecht auf Zeit als eine 
Anpassung des Rechts an die Praxis der Zwischennutzung). Zugleich gilt es, bisher exis-
tierende Strategien, Instrumente, Initiativen, Projekte und Programme zu verstetigen, um 
eine Langfristigkeit und Überschaubarkeit der Ressourcen (z. B. von Fördermitteln) zu 
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gewährleisten. Durch die Verbindung von Kontinuität mit Anpassungsfähigkeit und einer 
interdisziplinären Betrachtungs- und Arbeitsweise kann die räumliche Planung eine 
Schlüsselposition in einer zukunftsfähigen, gemeinsamen und generationengerechten 
räumlichen Entwicklung einnehmen. 
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Kurzfassung / Abstract 

Raumentwicklung 3.0 – Gemeinsam die Zukunft der räumlichen Planung  
gestalten 

Die Tagung des Jungen Forums der ARL vom 6. bis 8. Juni 2012 in Hannover setzte sich 
mit dem Leitgedanken „Raumentwicklung 3.0 – Gemeinsam die Zukunft der räumlichen 
Planung gestalten“ auseinander. Ziel war es, Perspektiven für die Zukunft der räumlichen 
Planung aufzuzeigen. 

Der Hintergrund für die thematische Ausrichtung der Jahrestagung ist, dass sich digita-
le soziale Netzwerke und zahlreiche andere Möglichkeiten der Interaktion im Web im-
mer stärker auf die Raumentwicklung auswirken. Die neuen Möglichkeiten der Informa-
tion, Kommunikation und Partizipation verändern das Verhalten der Menschen und in-
folgedessen auch die Raumentwicklung in ihrer Mehrdimensionalität in erheblichem 
Maße. 

Die Folgen der neuen Informations- und Kommunikationstechnologien sind aber nur 
eine von vielen aktuellen und zukünftig absehbaren Herausforderungen, die Auswirkun-
gen auf die räumliche Planung und Entwicklung haben werden. Daher sind nicht nur die 
Neuen Medien Thema, sondern auch die Zukunft der Raumentwicklung sowie der räum-
lichen Planung selbst und die Chancen, diese Zukunft mitzugestalten. 

Ausgangspunkt der Beiträge in diesem Band sind folgende Leitfragen: 

 Was sind die Herausforderungen und Chancen, vor denen die Raumentwicklung in 
Zukunft stehen wird? Welche Trends reizen Planerinnen und Planer zu ungewöhnli-
chen Herangehensweisen und zur Entwicklung unkonventioneller Lösungswege?  

 Welche (normativen) Konzepte der räumlichen Planung sind geeignet, um einerseits 
die heutigen Anforderungen zu erfüllen und andererseits den künftigen Herausfor-
derungen gewachsen zu sein? Wie sollten und könnten Prozesse der räumlichen 
Planung künftig gestaltet werden, um die anstehenden Herausforderungen bewälti-
gen zu können? 

 Warum überhaupt planen? Was ist der Zweck der räumlichen Planung? Welchen 
Leitvorstellungen und Planungsmaximen soll und kann sie folgen? 

Diese Fragen bildeten den Schwerpunkt des gemeinsamen Austauschs auf der Tagung 
des Jungen Forums in Hannover, mit denen sich die Teilnehmer in ihren Vorträgen und 
in anschließenden Diskussionen auseinandersetzten. Die Ergebnisse der Tagung fließen 
in die Beiträge dieser Veröffentlichung ein. 

Schlüsselwörter  

Raumentwicklung – Informations- und Kommunikationstechnologien – Planungspraxis – 
Planungsinstrumente – Partizipation – Regionalplanung – Klimawandel – Energiewende – 
Ökosystemdienstleistungen – Wertewandel – virtuelle Räume 
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Spatial Development 3.0 – Shaping the Future of Spatial Planning Together 

The ARL Young Professionals' Forum met in Hannover from 6th to 8th June 2012 to dis-
cuss "Spatial development 3.0 – Shaping the future of spatial planning together". The goal 
was to illustrate perspectives for the future of spatial planning.  

The background for the thematic focus of the annual conference is that digital social 
networks and the many other forms of interaction on the internet are increasingly affect-
ing spatial development. The new possibilities for information, communication and par-
ticipation are changing people's behaviour and thus also significantly are impacting spa-
tial development in all its multidimensionality.  

The consequences of the new information and communication technologies are, 
however, only one of many current and foreseeable challenges that will affect spatial 
planning and development. Therefore the focus is not only on New Media but rather on 
the future of spatial development and planning itself and on the possibilities of helping 
shape that future. 

The starting point for the papers in this volume are the following central questions: 

 What are the challenges and opportunities that spatial planning will face in the fu-
ture? What trends are provoking planners to implement unusual approaches and 
develop unconventional solutions?  

 Which (normative) spatial planning concepts are suitable, firstly, to satisfy current 
requirements and, secondly, to cope with future challenges? How should and could 
processes of spatial planning be designed in the future in order to manage the chal-
lenges at hand? 

 Why plan at all? What is the purpose of spatial planning? Which guiding visions and 
planning maxims should and can spatial planning follow? 

These questions formed the focus of exchanges at the conference of the Young Profes-
sionals' Forum in Hannover, and participants grappled with them both in presentations 
and in the discussions that followed. The findings of the conference are contained in the 
papers of this publication. 
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